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In der Schweiz regelt das Asylgesetz, unter welchen Voraussetzungen eine Person als 

Flüchtling anerkannt wird. Statistiken lassen erkennen, dass nur ein geringer Teil der  

eingereichten Asylgesuche gutgeheissen wird. Wer nicht als Flüchtling anerkannt wird, muss 

die Schweiz verlassen. Statistiken zeigen auch, dass nur wenige der abgewiesenen 

Asylsuchenden in ihr Herkunftsland zurückkehren. Oft bevorzugen es Betroffene, ohne 

Aufenthaltsbewilligung in der Schweiz zu bleiben. Das Phänomen des illegalen Aufenthalts 

birgt unterschiedliche Probleme in sich. So gestalten sich die Lebensbedingungen für 

abgewiesene Asylsuchende prekär. In der Gesellschaft werden mit dem Phänomen des 

illegalen Aufenthalts zudem Themen wie Schwarzarbeit, Kriminalität und fehlende Integration 

der Betroffenen diskutiert. Weiter befindet sich der Staat in einem Dilemma, was den 

illegalen Aufenthalt abgewiesener Asylsuchende betrifft. Politische Massnahmen und 

Gesetzesverschärfungen, die abgewiesene Asylsuchende zur freiwilligen Ausreise bewegen 

sollen und beabsichtigen, dass die Schweiz als Zielland an Attraktivität verliert, werden nicht 

selten als menschenverachtend bezeichnet. Die Arbeit hat zum Ziel, unter Berücksichtigung 

der aktuellen Gesetzgebung und diverser Literatur zur Situation der Betroffenen, sowohl die 

staatlichen Dilemmata, wie auch die prekären Lebensbedingungen aufzuzeigen und in einem 

weiteren Schritt die der Problematik zugrundeliegende Ursache darzustellen: Es handelt sich 

dabei um die Typologisierung von Flüchtlingen in „echte“ und „unechte“ Flüchtlinge durch die 

vorherrschende Asylgesetzgebung, bei einer gleichzeitig fehlenden Alternative zu Asyl für 

„unechte“ Flüchtlinge, die in der Schweiz nicht Schutz vor Verfolgung, sondern ein besseres 

Leben suchen.  

In der Arbeit wird eine Alternative zu Asyl erarbeitet, die den Wunsch nach einem besseren 

Leben beachtet. Es wird ein neuer Aufenthaltsstatus entworfen und dessen Einführung 

postuliert, wodurch der Status der Illegalität dieser Gruppe von Menschen aufgehoben und 

die Entstehung der damit zusammenhängenden Probleme vermieden würde. Die Alternative 

versteht die Wanderung von Leuten aus Drittstaaten als transnationale Migration, die nicht in 

der Schweiz beziehungsweise in der Illegalität endet, sondern zurück im Herkunftsland. 

Dabei soll sowohl der zeitlich begrenzte Aufenthalt in der Schweiz, wie auch die Rückkehr 

als eine Bereicherung für die Migrierten, deren Familien und den Herkunftsstaat gelten. 

Es handelt sich um einen komplexen Vorschlag, dessen Umsetzbarkeit sowie die damit 

verbundenen Interessenskonflikte auf innen- wie aussenpolitischer Ebene von Expertinnen 

und Experten beurteilt werden müssen. Die Umsetzung des Vorschlages würde ein komplett 

neues Themenfeld für die Soziale Arbeit generieren, das internationale Dialoge erfordert. 

Weiter entstände eine neue, zugängliche Zielgruppe, die momentan als die Gruppe der 

abgewiesenen Asylsuchenden durch alle Maschen des sozialen Netzes fällt. 
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1 EINLEITUNG 

1.1 Ausgangslage und Problemdefinition 

Im Asylgesetzes vom 26. Juni 19981 (AsylG) ist festgehalten, dass die Schweiz Flüchtlingen 

auf Gesuch hin Asyl gewährt (Art. 2 Abs. 3). Flüchtlinge sind laut Art. 3 AsylG „Personen, die 

in ihrem Heimatstaat oder im Land, in dem sie zuletzt wohnten, wegen ihrer Rasse, Religion, 

Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politi-

schen Anschauungen ernsthaften Nachteilen ausgesetzt sind oder begründete Furcht haben, 

solchen Nachteilen ausgesetzt zu werden.“ Ernsthafte Nachteile sind „die Gefährdung des 

Leibes, des Lebens oder der Freiheit sowie Massnahmen, die einen unerträglichen psychi-

schen Druck bewirken.“ Die genaue Definition des Flüchtlingsbegriffes weist darauf hin, dass 

die Unterscheidung zwischen „echten“ und „unechten“ Flüchtlingen im Asylrecht eine zentra-

le Rolle spielt. Art. 31 Abs. 3 AsylG besagt, dass das Bundesamt für Migration (BFM) ein 

Asylgesuch ablehnt, wenn die Flüchtlingseigenschaft weder bewiesen noch glaubhaft ge-

macht worden ist. Wenn ein Asylgesuch abgelehnt wird, wird die betroffene Person aus der 

Schweiz weggewiesen. Asyl eignet sich nur für eine ganz bestimmte Gruppe von Migrantin-

nen und Migranten. 

 

Zahlen aus der Asylstatistik lassen erkennen, dass nur ein geringer Teil der abgewiesenen 

Asylsuchenden die Schweiz freiwillig verlässt beziehungsweise ins Herkunftsland zurück-

kehrt. Viele sind unkontrolliert abgereist und eine hohe Anzahl der abgewiesenen Asylsu-

chenden ist untergetaucht. Ein Leben in der Illegalität erzeugt prekäre Lebensumstände, auf 

die in der vorliegenden Arbeit eingegangen wird. Das Phänomen der abgewiesenen Asylsu-

chenden beziehungsweise des illegalen Aufenthalts stellt allerdings nicht nur für die Be-

troffenen eine Problematik dar, sondern wird auch auf gesellschaftlicher Ebene in vielerlei 

Hinsicht als solche wahrgenommen und stellt die Schweiz vor grosse Herausforderungen 

und Dilemmata.  

 

Die stattfindenden Wanderungsbewegungen sind sehr unterschiedlich motiviert. Nicht alle 

Migrierenden aus Drittstaaten verlassen ihr Herkunftsland wegen einer persönlichen Verfol-

gung, sondern etwa aufgrund schlechter Lebensbedingungen und Perspektivenlosigkeit. Es 

stellt sich die Frage, inwiefern Asyl diesen unterschiedlich motivierten Wanderungsbewe-

gungen gerecht wird. Die rechtlichen Bestimmungen scheinen der vorherrschenden Situation 

nicht mehr gerecht zu werden. Sämtliche Migration von Menschen aus Drittstaaten wird über 

das Asylwesen abgewickelt, was zu vielen abgelehnten Asylgesuchen und Menschen, die 

sich ohne Aufenthaltsbewilligung in der Schweiz aufhalten, führt.  

                                                           
1 SR 142.31 
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1.2 Motivation und Relevanz für die Soziale Arbeit 

Aus der Problemdefinition lässt sich zusammenfassend festhalten, dass sämtliche Migration 

aus Drittstaaten über das Asylwesen abgewickelt wird, was ein Problem darstellt, weil Asyl 

ausschliesslich für Menschen, die die Flüchtlingseigenschaft erfüllen, einen geregelten Auf-

enthalt in der Schweiz bietet und für die Bedürfnissinteressen aller anderen Migrantinnen 

und Migranten keine Lösung vorsieht. Die Ablehnung des Asylgesuches stellt oftmals nur 

eine Scheinlösung dar, da die damit verbundene Ausreise aus der Schweiz selten eine Lö-

sung für die abgewiesenen Asylsuchenden darstellt und sie sich deshalb für ein Leben in der 

Illegalität entscheiden. Bei meiner Arbeit in einem Durchgangszentrum für Asylsuchende 

werde ich ständig mit der Thematik des illegalen Aufenthaltes konfrontiert. Dabei gelingt es 

mir nicht, die prekäre Lage der abgewiesenen Asylsuchenden zu ignorieren oder zu akzep-

tieren. Insbesondere die Tatsache, dass es die Regelungen des Asylgesetzes, also struktu-

relle Bedingungen sind, die Menschen in die Illegalität treiben, haben mich dazu motiviert, in 

dieser Arbeit der Frage nachzugehen, wie diese strukturellen Bedingungen beeinflusst wer-

den könnten, um die Problematik des illegalen Aufenthalts zu vermeiden beziehungsweise 

deren Entstehung zu verhindern. Es scheint mir inakzeptabel, dass Menschen aufgrund von 

strukturellen Bedingungen unter prekären Umständen Leben müssen, welche sie nicht be-

einflussen und daher nicht durch eigene Bemühungen beheben können. Die Thematik ist für 

die Soziale Arbeit äusserst relevant und interessant, zumal sich diese als ein gesellschaftli-

cher Beitrag an diejenigen Menschen versteht, „die vorübergehend oder dauernd in der Ver-

wirklichung ihres Lebens illegitim eingeschränkt oder deren Zugang zu und Teilhabe an ge-

sellschaftlichen Ressourcen ungenügend sind“ (Avenir Social, 2010, S. 6). Abgewiesene 

Asylsuchende, die sich ohne staatliche Legitimation in der Schweiz aufhalten, zählen zur 

Zielgruppe der Sozialen Arbeit, da sie durch die Bestimmungen des Asylgesetzes in eine 

Situation geraten sind, die sie in der Verwirklichung ihres Lebens einschränkt und den Zu-

gang zu sowie die Teilhabe an gesellschaftlichen Ressourcen nur beschränkt ermöglicht. 

Tatsächlich sind aber die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit zwischen Sozialarbeitenden 

und abgewiesenen Asylsuchenden und Interventionsmöglichkeiten zur Verbesserung ihrer 

Lebenssituation gering, da abgewiesene Asylsuchende durch die stattfindende Einschrän-

kung ihrer Rechte durch alle Maschen des sozialen Netzes fallen. Von Seiten der Politik ist 

es nicht erwünscht, dass abgewiesene Asylsuchende am gesellschaftlichen Leben teilhaben.  

 

1.3 Ziel der Arbeit und Fragestellung  

Ziel der vorliegenden Diplomarbeit ist es, der Leserin und dem Leser eine umfassende Prob-

lemdefinition vorzulegen und in einem nächsten Schritt einen konkreten Vorschlag zu erar-

beiten und zu präsentieren, der verhindern würde, dass der Status der Illegalität eintrifft. Der 

Vorschlag soll als Alternative zum „Instrument Asyl“ verstanden werden und richtet sich an 



����������  

7 

 

diejenigen Migrantinnen und Migranten, die in die Schweiz geflüchtet sind und keine Chance 

auf Asyl haben. Folgende Forschungsfrage soll somit in dieser Arbeit beantwortet werden: 

 

Wie könnte eine Alternative zu Asyl aussehen, die verhindert, dass der Status der Ille-

galität und die damit zusammenhängenden Probleme eintreffen? 

 

Um Antworten auf die oben formulierte Forschungsfrage zu finden, müssen folgende Fragen 

in der Arbeit hergeleitet und beantwortet werden: 

· Für welche Gruppe von Menschen stellt Asyl eine Option dar und welche Typen von 

Migranten werden ausgeschlossen? 

· Wie sieht die Situation abgewiesener Asylsuchender in der Schweiz aus? Was ist 

dabei problematisch? 

· Welche Konsequenzen zieht ein illegaler Aufenthalt in der Schweiz für Betroffene und 

den Staat nach sich? Was ist dabei problematisch? 

· Wo liegt der Ursprung der Probleme, die ein illegaler Aufenthalt nach sich zieht? 

· Wie können die Probleme, die sich auf unterschiedlichen Ebenen äussern, respektive 

deren Ursprung bekämpft und  Entstehung vermieden werden? 

· Wo liegen Herausforderungen, Risiken und Chancen des erarbeiteten Vorschlages, 

der die Entstehung der Probleme verhindern soll? 

  

1.4 Methodisches Vorgehen und Aufbau der Arbeit 

Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um eine Literaturarbeit. Dies bedeutet, dass In-

formationen aus bereits existierender Literatur berücksichtigt wurden, um neue Erkenntnisse 

zu gewinnen und Antworten auf die Forschungsfrage zu finden. Bei den verwendeten Mate-

rialien handelt es sich um Gesetzesgrundlagen, insbesondere um das Asylgesetz vom 26. 

Juni 1998 (AsylG) und das Bundesgesetz über Ausländerinnen und Ausländer vom 16. De-

zember 20052 und um Literatur zur Situation von Menschen, die sich ohne Aufenthaltsbewil-

ligung in der Schweiz aufhalten. Weiter kommt dem Forschungsbericht zur Prävention irregu-

lärer Migration von Niederberger und Wichmann (2004) eine wichtige Bedeutung zu.  

 

Die Beantwortung der Forschungsfrage und der damit zusammenhängenden Fragestellun-

gen, wie sie oben genannt werden, erfolgt in vier Teilen. Den ersten Teil der Arbeit bilden 

Kapitel 2 und Kapitel 3, die eine Antwort auf die Frage geben, für welche Gruppe von Men-

schen Asyl geeignet ist und für welche nicht und wie die Situation von abgewiesenen Asyl-

suchenden in der Schweiz aussieht. Kapitel 4 der Arbeit bildet den zweiten Teil und beant-

                                                           
2 SR 142.20  
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wortet die Frage nach dem Ursprung der Probleme, die ein illegaler Aufenthalt nach sich 

zieht. Der dritte Teil der Arbeit gibt Antwort auf die Frage nach der Bekämpfung der der 

Problematik zugrundeliegenden Ursachen und stellt somit den eigentlichen Vorschlag einer 

Alternative zu Asyl dar. Die Schlussfolgerungen in Kapitel 7 befassen sich unter anderem mit 

der letzten Frage nach den Herausforderungen, Risiken und Chancen des erarbeiteten Vor-

schlages und ermöglichen so eine umfassende Antwort auf die Forschungsfrage.  

 

Die einzelnen Kapitel informieren über folgende Punkte: 

 

Kapitel 2 der Arbeit soll einen Überblick über das Schweizer Asylrecht ermöglichen. Ziel ist 

es, zu verstehen, unter welchen Voraussetzungen eine Person in der Schweiz Asyl erhält 

und was Gründe für die Ablehnung eines Asylgesuches sind. Durch diese Ausführungen ist 

es möglich, nachzuvollziehen, wann und weshalb eine asylsuchende Person zur abgewiese-

nen Asylsuchenden oder zum abgewiesenen Asylsuchenden wird. Weiter werden in Kapitel 

2 Zahlen aus der Asylstatistik vorgestellt und kommentiert, damit sich die Leserin und der 

Leser ein Bild zu der momentan vorherrschenden Situation im Asylwesen machen können.  

 

In Kapitel 3 wird die Situation der abgewiesenen Asylsuchenden, die sich ohne staatliche 

Legitimation in der Schweiz aufhalten, näher vorgestellt. Dabei liegt der Fokus auf der 

Rechtsstellung der Betroffenen und der damit verbundenen prekären Lebenslage. Weiter 

wird erläutert, welche Auswirkungen das Phänomen des illegalen Aufenthalts auf die Gesell-

schaft und die Schweiz als Nationalstaat hat. 

 

Das Wissen über das Schweizer Asylwesen und die Informationen zur Situation der abge-

wiesenen Asylsuchenden in der Schweiz ermöglichen in Kapitel 4 eine ausführliche Prob-

lemdefinition, aus welcher Erkenntnisse resultieren, auf denen die weiterfolgenden Kapitel 

der Arbeit aufbauen. Während in der Problemdefinition Aussagen aus Kapitel 2 und 3 zu-

sammengefasst und in einen Zusammenhang gebracht werden, beinhalten die Erkenntnisse 

Überlegungen zu den der Problematik zugrundeliegenden strukturellen Bedingungen.  

 

In Kapitel 5 wird das Konzept der Migrationsprävention nach Niederberger und Wichmann 

(2004) vorgestellt und dessen Relevanz für die Diplomarbeit erläutert. Es dient als Grundlage 

für den in Kapitel 6 vorgestellten Vorschlag zu einer Alternative zu Asyl. Der Vorschlag be-

steht aus einzelnen Teilelementen, die dazu beitragen sollen, die in Kapitel 3 thematisierten 

und in Kapitel 4 zusammengefassten Probleme zu beheben beziehungsweise deren Ursa-

chen zu bekämpfen und Entstehung zu vermeiden. 
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In den Schlussfolgerungen in Kapitel 7 wird der präsentierte Vorschlag kritisch betrachtet 

und beurteilt. Dabei wird aufgezeigt, inwiefern die vorherrschende Problematik durch die 

vorgeschlagene Alternative zu Asyl behoben werden könnte und wo dabei die Schwierigkei-

ten liegen. Abschliessend wird aufgezeigt, was die gewonnenen Erkenntnisse für die Soziale 

Arbeit bedeuten.  

 

1.5 Stand der Forschung 

Es gibt diverse Literatur zur Situation von abgewiesenen Asylsuchenden beziehungsweise 

Sans-Papiers, wie sie oftmals auch genannt werden3. Die Thematik des illegalen Aufenthalts 

stellt keine unbekannte oder unerforschte dar. So haben die Autorinnen Efionayi-Mäder, 

Schönenberger und Steiner (2010) im Auftrag der Eidgenössischen Kommission für Migrati-

onsfragen einen Bericht zu den Entwicklungen zwischen dem Jahr 2000 und 2010 im Hin-

blick auf das Leben als Sans-Papiers in der Schweiz publiziert. Achermann, Chimienti und 

Stants befassten sich vor allem mit der Gesundheit und Prekarität im Zusammenhang mit 

Migration. Die Studie zum Thema wurde im Jahr 2006 vom Schweizerischen Forum für Mig-

rations- und Bevölkerungsstudien (SFM) veröffentlicht. Weiter haben Achermann und Chimi-

enti sich mit den prekären Lebensbedingungen von Sans-Papiers befasst. Ihre Erkenntnisse 

sind im Buch „Sans-Papiers in der Schweiz: unsichtbar-unverzichtbar“  dokumentiert, das 

ebenfalls im Jahre 2006 vom Schweizerischen Roten Kreuz publiziert wurde. Auch Tolsdorf 

(2008) informiert in ihrem Buch „Verborgen: Gesundheitssituation und –versorgung versteckt 

lebender MigrantInnen in Deutschland und in der Schweiz“ über die gesundheitliche Situati-

on von Menschen ohne staatliche Aufenthaltsbewilligung.  

 

Als das in dieser Arbeit neu generierte Wissen kann der konkrete Vorschlag zu einer Alterna-

tive zu  Asyl bezeichnet werden, der die prekäre Lebenssituation der abgewiesenen Asylsu-

chenden verhindern soll. Der Vorschlag orientiert sich an einer Praxeologie, die seit den 

1990er Jahren im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit an Bedeutung gewonnen hat. 

Es handelt sich dabei um die Koppelung der Bereiche Entwicklung und Migration. In der Dip-

lomarbeit werden der Grundgedanke dieser jungen Praxeologie und das vorherrschende 

Problem des illegalen Aufenthalts in Zusammenhang gebracht, um einen konkreten Vor-

schlag zur Lösung der vorherrschenden Probleme, die ein illegaler Aufenthalt mit sich bringt, 

zu erarbeiten. Die im Rahmen dieser Arbeit vorgestellte Alternative zu Asyl orientiert sich 

also an bereits bestehenden Wissensinhalten und Konzepten, existiert aber in dieser Form 

noch nicht. 

  

                                                           
3 Die genaue Bedeutung des Begriffes Sans-Papiers wird in Kapitel 3 der Diplomarbeit erläutert. 
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2 INFORMATIONEN ZUM SCHWEIZER ASYLRECHT 

Unter Asylrecht ist die Regelung des  Rechtsgebiets um Asyl zu verstehen. Die gesetzliche 

Grundlage des Schweizer Asylrechts stellt das Asylgesetz vom 26. Juni 1998 dar. Das fol-

gende Kapitel soll ermöglichen, einen Überblick über das Schweizerische Asylrecht zu ge-

winnen. Erklärt werden relevante Begriffe wie „Asyl“ und „Flüchtling“, der Ablauf des Asylver-

fahrens und asylrechtliche Regelungen wie das Dublin-Assoziierungsabkommen und die 

Ausschaffungshaft. Die Hintergrundinformationen dienen dazu, die Ausführungen in Kapitel 3 

zur Situation abgewiesener Asylsuchenden einordnen und nachvollziehen zu können. 

 

2.1 Asyl und asylsuchende Personen 

>?@B meint einerseits eine Zufluchtsstätte und andererseits die Aufnahme beziehungsweise 

dCD Schutz einer Verfolgten oder eines Verfolgten („Asyl“, 2007). Asylsuchende sind dement-

sFDCGHCJd Personen, die in einem fremden Land um Schutz vor Verfolgung ersuchen. Per-

sKJCJ MCDdCJ JND sKOPJQC POs RsSOsNGHCJdC TCUCVGHJCWX MVC sVC sich im Asylverfahren be-

fVJdCJX dPs HCVssWX sKOPJQC die Prüfung, ob Anspruch auf Schutz besteht oder nicht, noch 

JVGHW PTQCsGHOKssCJ Vst (United Nations High Commissioner for Refugees, n.d.). Eine Person 

QVOW sKgVW YKg ZCVWFNJ[W dCD \VJDCVGHNJQ dCs RsSOQCsNGHs TVs UNg ZCVWFNJ[WX PJ dCg ]TCD

dPs ^CsNGH CJWsGHVCdCJ MVDd, als asylsuchende Person. 

2.2 Überblick Ablauf Asylverfahren 

Im Asylverfahren wird geprüft, ob eine gesuchstellende Person die Voraussetzungen für die 

Gewährung von Asyl erfüllt oder nicht. Das Verfahren umfasst laut dem BFM (2014e, S. 4) 

folgende Verfahrensschritte: 

 

1. Die Einreichung des Asylgesuches durch die asylsuchende Person.  

2. Die Ermittlung des Sachverhaltes. 

3. Die Prüfung, ob auf das Asylgesuch eingetreten wird. 

4. Die Prüfung der Flüchtlingseigenschaft, falls die Eintretensvoraussetzungen gegeben 

sind. 

5. Die Prüfung, ob Asyl gewährleistet werden kann oder allenfalls ein Asylausschluss-

grund vorliegt. 

6. Das Erlassen einer Wegweisungsverfügung, falls ein Asylausschlussgrund vorliegt. 

7. Die Prüfung, ob die verfügte Wegweisung vollzogen werden kann.  

 

Im Folgenden wird erläutert, was unter einem Asylgesuch zu verstehen ist, was die Ermitt-

lung des Sachverhaltes beinhaltet, was bei der Prüfung der Eintretensvoraussetzungen und 
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der Flüchtlingseigenschaften beachtet wird, was Asylgewährung bedeutet und wann eine 

Wegweisung verfügt beziehungsweise vollzogen wird.  

 

2.2.1 Asylgesuch und Ermittlung des Sachverhalts 

Art. 18 AsylG besagt, dass „jede Äusserung, mit der eine Person zu erkennen gibt, dass sie 

die Schweiz um Schutz vor Verfolgung nachsucht“, als Asylgesuch gilt. Das Asylgesuch 

kann gemäss Art. 19 AsylG an einem Schweizer Flughafen, bei einem geöffneten Grenz-

übergang oder in einem Empfangs- und Verfahrenszentrum eingereicht werden. 

 

Das BFM (2014e, S. 5) erklärt, dass zu Beginn des Verfahrens ein rechtserheblicher Sach-

verhalt festgestellt werden muss. Hierzu dienen das Asylgesuch selbst und sämtliche Doku-

mente und Beweismittel, die Asylsuchende vorlegen. Die Feststellung des Sachverhalts ba-

siert in erster Linie auf den Resultaten der Anhörung der Gesuchsstellenden. Eine wiederhol-

te Anhörung wird durchgeführt, falls der Sachverhalt noch nicht genügend klar ist (BFM, 

2014e, S. 5). Weiter kann gemäss BFM (S. 5) für die Feststellung des Sachverhaltes externe 

Hilfe von Vertretungen im Ausland und internationalen Organisationen herbeigezogen wer-

den. Ebenfalls existieren weitere Abklärungsmöglichkeiten, wenn Zweifel betreffend der 

Identität oder der angegebenen Staatsangehörigkeit des Asylsuchenden oder der Asylsu-

chenden bestehen. So etwa eine Sprachanalyse, die helfen soll, den Herkunftsort der asyl-

suchenden Person zu bestimmen (S. 5). 

 

2.2.2 Prüfung der Eintretensvoraussetzungen 

Sobald der Sachverhalt feststeht, wird geprüft, ob auf das Asylgesuch eingetreten wird, das 

heisst, ob es materiell geprüft wird. Es muss also zuerst untersucht werden, ob die formellen 

Voraussetzungen, die für eine inhaltliche Prüfung des Asylgesuches zwingend sind, gegeben 

sind (BFM, 2014e, S. 5-6). Hierzu gehören einerseits die Sachurteilsvoraussetzungen, die in 

Art. 3, 6a, 8, 17, 18, 36 und 44 AsylG, in Art. 1a der Asylverordnung 1 über Verfahrensfragen 

vom 11. August 19994 (AsylV 1), in  Art. 7, 8, 9, 11 und 21 des Bundesgesetzes über das 

Verwaltungsverfahren vom 20. Dezember 19685 (VwVG), sowie im ZGB in Art. 2, 11, 12 und 

14 geregelt sind6.  

 

Sind eine oder mehrere der erforderlichen Voraussetzungen nicht erfüllt, erfolgt ein Nichtein-

tretensentscheid. Das heisst, auf das Asylgesuch wird nicht eingegangen. Die formalen Vo-

raussetzungen können auch während der materiellen Prüfung eines Asylgesuches entfallen, 

                                                           
4 SR 142.311 
5 SR 172.021 
6 Die formellen Voraussetzungen für die Prüfung eines Asylgesuches sind im Anhang A aufgezählt. 
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etwa wenn es zur Verletzung der Mitwirkungspflicht seitens der asylsuchenden Person 

kommt (BFM, 2014e, S. 5-6). 

 

Zusätzlich sind in Art. 31a AsylG konkrete Nichteintretensgründe festgehalten, die ebenfalls 

einen Nichteintretensentscheid zur Folge haben. Konkret folgt laut Art. 31a AsylG auf ein 

Asylgesuch ein Nichteintretensentscheid wenn: 

  

· Asylsuchende in einen sicheren Drittstaat zurückkehren können, in welchem sie sich 

vorher aufgehalten haben. Laut Art. 6a Abs. 2 lit. b AsylG bestimmt das BFM, welche 

Staaten als sicher gelten. 

· Asylsuchende in einen Drittstaat ausreisen können, welcher für die Durchführung des 

Asyl- und Wegweisungsverfahrens staatsvertraglich zuständig ist (Dublin-

Assoziierungsabkommen). 

· Asylsuchende in einen Drittstaat zurückkehren können, in welchem sie sich vorher 

aufgehalten haben. 

· Asylsuchende in einen Drittstaat weiterreisen können, für welchen sie ein Visum be-

sitzen und in welchem sie um Schutz nachsuchen können. 

· Asylsuchende in einen Drittstaat weiterreisen können, in dem Personen, zu denen sie 

enge Beziehungen haben, oder nahe Angehörige leben. 

· die Voraussetzungen nach Art. 18, AsylG nicht erfüllt sind. Dies gilt namentlich, wenn 

das Asylgesuch ausschliesslich aus wirtschaftlichen oder medizinischen Gründen 

eingereicht wird. 

 

2.2.2.1 Das Dublin-Assoziierungsabkommen 

Das Dublin-Assoziierungsabkommen regelt, welcher Staat für die Prüfung eines Asylgesu-

ches zuständig ist. Ziel ist es dabei, dass jeweils nur ein Dublin-Staat das Asylverfahren für 

eine asylsuchende Person durchführt. Dadurch soll gemäss BFM (n.d.) verhindert werden, 

dass die asylsuchende Person in mehreren Dublin-Staaten gleichzeitig beziehungsweise 

nach einander ein Asylgesuch stellt. Zum Dublin-Raum gehören 32 Staaten. Dies sind die 28 

der Europäischen Union (EU)7 sowie die Schweiz, Island, Norwegen, und das Fürstentum 

Liechtenstein. 

 

Stellt eine Person in der Schweiz ein Asylgesuch, findet gemäss BFM (n.d.) einerseits eine 

Befragung statt und andererseits werden Fingerabdrücke der Person genommen. Diese 

werden mir der Europäischen Datenbank Eurodac abgeglichen. Da grundsätzlich von allen 

Personen, welche ein Asylgesuch stellen, die Fingerabdrücke erfasst und in der Datenbank 
                                                           
7 Die Mitgliedstaaten der EU sind im Anhang B aufgelistet. 
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Eurodac gespeichert werden, ist es möglich, herauszufinden, ob die gesuchstellende Person 

bereits in einem anderen Dublin-Staat ein Asylgesuch eingereicht beziehungsweise ein Ver-

fahren durchlaufen hat. Zudem soll mit Hilfe der durchgeführten Befragung festgestellt wer-

den, ob sich Familienangehörige der asylsuchenden Person bereits in einem anderen Dub-

lin-Staat aufhalten, was, wie weiter oben erwähnt, auch ein Kriterium für die Zuständigkeit 

der Prüfung des Asylgesuches darstellt. Stellt die Schweiz fest, dass ein anderer Dublin-

Staat für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist, wird gemäss BFM (n.d.) der 

entsprechende Staat aufgefordert, sich dem Asylgesuch anzunehmen und sobald dieser 

zustimmt, folgt auf das in der Schweiz eingereichte Gesuch ein Nichteintretensentscheid. Die 

betroffene Person muss die Schweiz innerhalb einer festgelegten Frist verlassen. 

 

2.2.3 Prüfung der Flüchtlingseigenschaft 

Im Zentrum der Prüfung des Asylgesuches steht der Flüchtlingsbegriff. Es wird geprüft, ob 

die asylsuchende Person die Kriterien des Flüchtlingsbegriffes nach Art. 3 Abs. 1 AsylG er-

füllt und Folge dessen Asyl erhält. Hierzu müssen die Gesuchsteller und Gesuchstellerinnen 

die Flüchtlingseigenschaften nachweisen oder zumindest glaubhaft machen (Art. 7 Abs. 1 

AsylG). Unter 2.3 wird der Flüchtlingsbegriff genauer erläutert.  

 

Wird die Flüchtlingseigenschaft erfüllt, gilt in einem nächsten Schritt zu prüfen, ob allenfalls 

Gründe nach Art. 53 und 54 AsylG vorliegen, die zu einem Ausschluss aus der Flüchtlingsei-

genschaft führen können. Genauere Erläuterungen folgen im nächsten Unterkapitel.  

 

2.2.4 Asylgewährung 

Alle Asylsuchenden, die in der Schweiz Asyl erhalten, sind Flüchtlinge im Sinne von Art. 3 

Abs. 1 AsylG. Aber nicht jede Person, die die Flüchtlingseigenschaft nach Art. 3 Abs. 1 

AsylG erfüllt, erhält auch Asyl. Liegt ein Asylausschlussgrund nach Art. 53 oder 54 AsylG 

vor, führt die Flüchtlingseigenschaft nicht zur Asylgewährung. Konkret bedeutet dies, dass 

einer Person, die zwar die Flüchtlingseigenschaften erfüllt, kein Asyl gewährt wird wenn: 

 

· sie des geforderten Schutzes vor Verfolgung in der Schweiz nicht würdig ist. Dies ist 

der Fall, wenn die Person ein Risiko für die Sicherheit der Schweiz  darstellt oder im 

In- oder Ausland verwerfliche Handlungen begangen hat (Art. 53 AsylG).  

· wenn der Flüchtlingsstatus auf die Ausreise selbst oder auf das Verhalten nach der 

Ausreise aus dem Heimatstaat zurückzuführen ist. In diesem Zusammenhang wird 

von sogenannten subjektiven Nachfluchtgründen gesprochen (Art. 54 AsylG).  
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Sobald eine Person die Flüchtlingseigenschaft erfüllt und gleichzeitig keine Asylausschluss-

gründe vorliegen, wird ihr Asyl gewährt, sie erhält einen positiven Asylentscheid. Wenn eine 

Person die Flüchtlingseigenschaft erfüllt, aber ein Asylausschlussgrund vorliegt, kann sie als 

Flüchtling vorläufig aufgenommen werden. Dieser Entscheid beruht auf dem sogenannten 

Rückschiebeverbot (Art. 5 Abs. 1 AsylG), das besagt, dass keine Person dazu gezwungen 

werden kann, in ein Land auszureisen, „in dem ihr Leib, ihr Leben oder ihre Freiheit aus ei-

nem Grund nach Artikel 3 Absatz 1 gefährdet ist oder in dem sie Gefahr läuft, zur Ausreise in 

ein solches Land gezwungen zu werden.“ Abs. 2 desselben Artikels besagt aber gleichzeitig, 

dass sich eine Person nicht auf das Rückschiebungsverbot berufen kann, „wenn erhebliche 

Gründe für die Annahme vorliegen, dass sie die Sicherheit der Schweiz gefährdet, oder 

wenn sie als gemeingefährlich einzustufen ist, weil sie wegen eines besonders schweren 

Verbrechens oder Vergehens rechtskräftig verurteilt worden ist.“ 

 

2.2.5 Wegweisung 

Hat die Prüfung der Flüchtlingseigenschaft ergeben, dass es sich bei der asylsuchenden 

Person nicht um einen Flüchtling im asylrechtlichen Sinn handelt, folgt ein Negativentscheid. 

Das Asylgesuch wird abgelehnt (Art. 44 AsylG). Sobald ein Asylgesuch abgelehnt wird be-

ziehungsweise nicht darauf eingetreten wird (Nichteintretensentscheid), muss wie oben er-

wähnt, geprüft werden, ob die betroffene Person die Schweiz verlassen kann oder ob es zu 

einer vorläufigen Aufnahme in der Schweiz kommt.  

 

Eine vom BFM verfügte Wegweisung kann nur dann vollzogen werden, wenn sie gemäss 

Art. 83 Abs. 1-4 AuG zulässig, zumutbar und möglich ist. Ansonsten kommt es zu einer vor-

läufigen Aufnahme nach Art. 46 Abs. 2 AsylG.  

 

Solange die völkerrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz eingehalten werden, gilt der Voll-

zug der Wegweisung gemäss BFM (2014e, S. 8) als zulässig. Dabei muss wie unter 2.2.4 

erwähnt, bei Personen, die die Flüchtlingseigenschaft erfüllen, die Einhaltung des sogenann-

ten Non-Refoulement-Verbot (Art. 33 Z FK) beziehungsweise des Rückschiebeverbot (Art. 5 

Abs. 1 AsylG) garantiert werden. Weiter darf gemäss BFM (2014e, S. 8) dem Vollzug der 

Wegweisung von Personen, die nicht als Flüchtlinge anerkannt wurden, das völkerrechtliche 

Folterverbot nach Art. 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention vom 4. November 

19508  (EMRK) nicht entgegenstehen. Das heisst, es muss garantiert sein, dass die abge-

wiesene Person zurück im Herkunfts- oder Drittstaat keinen Zwangs- und Pflichtarbeiten 

nachgehen muss und nicht in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten wird. 

 

                                                           
8 SR 0.101 



£¤¥¦§¨©ª£¦¤«¤ ¬­¨ ®¯°±«£¬«§ ©®²³§«¯°ª  

15 

 

Wenn eine Rückkehr in den Heimat-, Herkunfts- oder Drittstaat eine konkrete Gefährdung 

zur Folge hat, ist diese laut BFM (2014e, S. 8) nicht zumutbar. Eine konkrete Gefährdung 

stellen Situationen wie Krieg, Bürgerkrieg, allgemeine Gewalt und medizinische Notlage im 

Heimat- oder Herkunftsstaat dar (Art. 83 Abs. 4 AuG). 

Weiter können auch persönliche Gründe von Bedeutung sein. So zum Beispiel  eine schwere 

Erkrankung, die im Heimat-, Herkunfts- oder Drittstaat nicht behandelbar ist oder etwa das 

nicht Vorhandensein eines Beziehungsnetzes (BFM, 2014e, S. 8). 

Das BFM (2014g) betont im Hinblick auf die Zumutbarkeit, dass die wirtschaftliche Not im 

Herkunftsland oder „eine in sozio-ökonomischer Hinsicht schwierige Situation im Heimat- 

oder Herkunftsland“ (S. 9) nicht gegen die Zumutbarkeit des Wegweisungsvollzugs spre-

chen, also keine Gründe für eine vorläufige Aufnahme darstellten. 

Nicht möglich ist der Vollzug einer Wegweisung dann, wenn dieser technisch oder praktisch 

nicht durchgeführt werden kann (Art. 83 Abs. 2 AuG). 

 

Konkret ist gemäss BFM (2014g, S. 11) ein Vollzug unmöglich wenn: 

· der angefragte Drittstaat (zum Beispiel Dublinstaat) der weggewiesenen Person die 

Einreise verweigert; 

· der Heimatstaat der weggewiesenen Person die Wiedereinreise verweigert;  

· die Rückführung in den Heimatstaat nicht durchführbar ist, weil zum Beispiel wegen 

Unruhen alle Flughäfen oder die Grenzen geschlossen sind; 

· die zur Ausreise notwendigen Reisepapiere nicht vorhanden sind und auch nicht be-

schafft werden können; 

· die gesundheitliche Verfassung der weggewiesenen Person einen Transport verbie-

tet.  

 

Wenn sich bei der Prüfung herausstellt, dass der Vollzug der Wegweisung nicht zulässig, 

nicht zumutbar oder nicht möglich ist, wird die Person vorläufig aufgenommen (Art. 46 Abs. 

2, AsylG). Ansonsten müssen die abgewiesenen Asylsuchenden die Schweiz innerhalb einer 

festgelegten Frist verlassen. Laut BFM (2014d, S. 9) beträgt bei einem negativen Asylent-

scheid die Ausreisefrist in der Regel 8 Wochen. Wenn die gesamte Verfahrensdauer aller-

dings länger als sechs Monate gedauert hat, muss die betroffene Person die Schweiz inner-

halb von 14 Tagen verlassen. Wird die Person aufgrund eines Nichteintretensentscheids von 

der Schweiz weggewiesen, beträgt die Ausreisefrist zwischen 24 Stunden und sieben Tagen 

(S. 10). 

 

Müller (2012), schreibt, dass es durchschnittlich 322 Tage dauert, bis das BFM einen erstin-

stanzlichen Entscheid trifft. Die Nichteintretensentscheide sind hier nicht gemeint, diese wer-
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den in der Regel schneller getroffen. Wird gegen einen negativen Entscheid eine Beschwer-

de erhoben, verstreichen im Durchschnitt zusätzliche 455 Tage, bis vom Bundesverwal-

tungsgericht ein definitiver Entscheid verfügt wird. 

 

2.2.5.1 Zwangsmassnahmen 

Wenn sich eine abgewiesene Asylsuchende oder ein abgewiesener Asylsuchender nach 

dem Ablaufen der Ausreisefrist immer noch in der Schweiz aufhält, können gemäss BFM 

(2014j, S.1) Zwangsmassnahmen gegen die Person angeordnet werden. Art. 73-78 AuG 

nennt folgende Zwangsmassnahmen:  

· Kurzfristige Festhaltung 

· Ein- und Ausgrenzung (Verbot, ein bestimmtes Gebiet zu verlassen beziehungsweise 

zu betreten) 

· Vorbereitungshaft  

· Ausschaffungshaft  

· Ausschaffungshaft wegen fehlender Mitwirkung bei der Papierbeschaffung 

· Durchsetzungshaft 

Das BFM (2014j, S. 1) erklärt, das die Vorbereitungshaft dazu dient, die Durchführung des 

Wegweisungsverfahrens sicherzustellen, während mit der Ausschaffungshaft bezweckt wer-

den soll, dass der Vollzug eines bereits erlassenen, aber noch nicht zwingend rechtskräfti-

gen Wegweisungsentscheides sichergestellt wird. Die Durchsetzungshaft soll die betroffene 

Person zu einer Verhaltensänderung bewegen, kann sie aber schlussendlich gegen ihren 

Willen in das Herkunftsland zurückführen. 

Personen, welche die Schweiz unfreiwillig verlassen, werden gemäss BFM (2014i, S. 6) von 

Polizeibeamten begleitet. Wird davon ausgegangen, dass sich die Person immens gegen die 

Ausschaffung wehren wird, wird sie nicht in einem gewöhnlichen Linienflug zurückgeführt, 

sondern in einem Sonderflug. Bei einem solchen reisen pro zurückkehrende Person zwei 

Polizeibeamte mit. Diese dürfen wenn nötig Zwangsmittel einsetzten. Es handelt sich dabei 

konkret um Handfesseln oder andere Fesselungsmittel und den Einsatz von körperlicher 

Gewalt (S. 6). 

 

2.3 Der Flüchtlingsbegriff  

Wie weiter oben bereits erwähnt, liegt der Flüchtlingsbegriff im Zentrum der Prüfung eines 

Asylgesuches und stellt somit Kern des Schweizer Asylrechts dar. Der Flüchtlingsbegriff um-

schreibt die Voraussetzungen, welche eine Person erfüllen beziehungsweise die Merkmale, 

die sie aufweisen muss, um in der Schweiz als Flüchtling anerkannt zu werden. Der folgende 
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Abschnitt soll zeigen, welche Elemente im Flüchtlingsbegriff enthalten sind und an welche 

Voraussetzungen das Eintreffen des Flüchtlingsstatus geknüpft ist. 

 

2.3.1 Flüchtlingsbegriff nach Schweizer Asylrecht 

Die Definition eines Flüchtlings ist im Schweizerischen Asylgesetz in Art. 3 Abs. 1,2,3 und 4 

festgehalten und lautet folgendermassen: 

1 Flüchtlinge sind Personen, die in ihrem Heimatstaat oder im Land, in dem sie zuletzt 

wohnten, wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimm-

ten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Anschauungen ernsthaften Nach-

teilen ausgesetzt sind oder begründete Furcht haben, solchen Nachteilen ausgesetzt 

zu werden. 

2 Als ernsthafte Nachteile gelten namentlich die Gefährdung des Leibes, des Lebens 

oder der Freiheit sowie Massnahmen, die einen unerträglichen psychischen Druck 

bewirken. Den frauenspezifischen Fluchtgründen ist Rechnung zu tragen. 

3 Keine Flüchtlinge sind Personen, die wegen Wehrdienstverweigerung oder Deserti-

on ernsthaften Nachteilen ausgesetzt sind oder begründete Furcht haben, solchen 

Nachteilen ausgesetzt zu werden. Vorbehalten bleibt die Einhaltung des Abkommens 

vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge.  

4 Keine Flüchtlinge sind Personen, die Gründe geltend machen, die wegen ihres Ver-

haltens nach der Ausreise entstanden sind und die weder Ausdruck noch Fortsetzung 

einer bereits im Heimat- oder Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung oder Aus-

richtung sind. Vorbehalten bleibt das Abkommen vom 28. Juli 1951 über die Rechts-

stellung der Flüchtlinge (Flüchtlingskonvention).  

Nur wer die beschriebenen Merkmale kumulativ erfüllt, gilt in der Schweiz als Flüchtling. 

 

2.3.2 Der Flüchtlingsbegriff nach Genfer Flüchtlingskonvention 

Der Flüchtlingsbegriff des Schweizerischen Asylrechts beruht auf dem Flüchtlingsbegriff der 

Genfer Flüchtlingskonvention. Gemäss Art. 1 A Abs. 2 FK gilt als Flüchtling jede Person:  

 

Die sich (. . .) aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, 

Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer 

politischen Überzeugung ausserhalb ihres Heimatlandes befindet und dessen Schutz 

nicht beanspruchen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht beanspruchen will; 

oder die sich als Staatenlose infolge solcher Ereignisse ausserhalb ihres Wohnsitz-
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staates befindet und dorthin nicht zurückkehren kann oder wegen der erwähnten Be-

fürchtungen nicht zurückkehren will. 

 

Folgende Merkmale weist ein Flüchtling laut Definition der Genfer Flüchtlingskonvention 

dementsprechend auf: 

· ausländische Nationalität 

· Aufenthalt ausserhalb des Heimat- oder Herkunftslandes  

· Bruch der Beziehungen zum Heimat- oder Herkunftsland 

· Verfolgung aus einem bestimmten Grund im Heimat- oder Herkunftsland oder be-

gründete Furcht einer solchen.  

· nicht Annehmen Können oder Wollen des Schutzes des Heimat- oder Herkunftslan-

des. 

 

2.3.2.1 Der Begriff der Verfolgung 

Für die Anerkennung der Flüchtlingseigenschaft muss eine Person gemäss Art. 3 AsylG 

ernsthaften Nachteilen ausgesetzt sein oder begründete Angst davor haben, solchen ausge-

setzt zu werden. Die „ernsthaften Nachteile“ sind gemäss BFM (2014f, S. 6) mit dem Begriff 

der „Verfolgung“, wie er in Art. 1 A Abs. 2 FK erwähnt wird, gleichzusetzten und gilt nur dann 

als asylrelevant, wenn alle im Folgenden genannten Punkte erfüllt sind: 

· Der Heimatstaat kann oder will keinen adäquaten Schutz garantieren und es besteht 

keine innerstaatliche Fluchtalternative.  

· Die Nachteile, die eine asylsuchende Person erlitten hat oder befürchtet, sind gezielt 

gegen sie gerichtet. 

· Die erlittenen oder befürchteten Nachteile basieren auf den in Art. 3 Abs. 1 AsylG ge-

nannten bestimmten Verfolgungsmotiven. Dies sind namentlich das Erleiden oder 

begründete Befürchten von ernsthaften Nachteilen aufgrund der Rasse, der Religion, 

der Nationalität oder der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 

wegen den politischen Anschauungen. 

· die Verfolgung muss aktuell sein, das heisst, die erlittenen oder befürchteten Nachtei-

le müssen direkte Ursache der Flucht sein.  

 

2.3.2.2 Verlassen des Heimatstaates  

In Art. 1A Abs. 2 FK ist erwähnt, dass sich eine Person, um als Flüchtling anerkannt zu wer-

den, ausserhalb des Landes, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, befinden muss. Solan-
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ge sich eine Person, die zwar im Sinne des Asylrechts verfolgt wird, noch im Heimatstaat 

befindet, gilt sie nicht als Flüchtling. 

 

2.3.2.3 Bruch der Beziehungen zum Heimatstaat  

Die Definition eines Flüchtlings nach Genfer Flüchtlingskonvention besagt, dass nur, wer 

„den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtun-

gen nicht in Anspruch nehmen will“, als Flüchtling gilt. Demzufolge kommt es zur Beendi-

gung des Asylgesuches, wenn die gesuchstellende Person den Schutz des Heimatstaates 

freiwillig wieder in Anspruch nimmt, enge Kontakte zu den Behörden im Heimatstaat pflegt 

oder regelmässig in den Heimatstaat zurückreist (Illes, Schrepfer & Schertenleib, 2009, S. 

171).  

 

2.3.3 Verschiedene Flüchtlingsbegriffe 

Wird eine Person als anerkannter Flüchtling bezeichnet, ist vom materiell-asylrechtlichen 

Flüchtlingsbegriff die Rede (BFM, 2014f, S. 5). Im Folgenden werden die Definition des Ge-

walt- oder „de-facto-Flüchtlings“ und des formellen Flüchtlings, sowie der im Alltagsgebrauch 

verwendete Flüchtlingsbegriff vorgestellt. 

 

2.3.3.1 Gewaltflüchtlinge oder „de-facto-Flüchtlinge“ 

Zu den Gewaltflüchtlingen oder „de-facto-Flüchtlingen“ zählen laut BFM (2014f, S. 5-6) Per-

sonen, die nicht individuell verfolgt werden, sondern vor Krieg, Bürgerkrieg, Unterdrückung 

oder Unruhen fliehen. Sie zählen gemäss Schweizerischem Asylgesetzt nicht zu den Flücht-

lingen im materiellen Sinn, erhalten aber oftmals einen vorübergehenden Schutz durch eine 

vorläufige Aufnahme in der Schweiz, da eine Wegweisung aus der Schweiz und eine Rück-

kehr ins Herkunftsland nicht zumutbar wäre (S. 6). 

 

2.3.3.2 Formelle Flüchtlinge 

Ehegatten und minderjährige Kinder von anerkannten Flüchtlingen werden in deren Flücht-

lingseigenschaft einbezogen, auch ohne dass die Anforderungen von den entsprechenden 

Personen selbst erfüllt werden (Art. 51 AsylG). Sie gelten als formelle Flüchtlinge (BFM, 

2014f, S. 6). 

 

2.3.3.3 Der Flüchtlingsbegriff im Alltagsgebrauch 

In der Umgangssprache bezeichnet man mit dem Begriff Flüchtling „eine Person, die 

sich−aus welchen Gründen auch immer−auf der Flucht befindet, sei dies aufgrund von Ver-

folgung, Situationen allgemeiner Gewalt, Katastrophen, die durch Menschen ausgelöst wur-
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den, Naturkatastrophen oder einer persönlichen (z.B. wirtschaftlichen) Notlage“ (BFM, 2014f, 

S. 5). 

 

Wie das alltagssprachliche Verständnis von Flucht erkennen lässt, können Menschen aus 

ganz unterschiedlichen Gründen auf der Flucht sein. Achermann, Chimienti und Stants 

(2006, S. 40) unterscheiden in Bezug auf Migrationsbewegungen zwischen reaktiven und 

proaktiven Migrationsmotiven. Auch eine wirtschaftliche Notlage kann Grund dafür sein, dass 

Menschen die Flucht ergreifen. Die wirtschaftliche Not wird von Achermann et al. (S. 40) zu 

den sogenannten proaktiven Migrationsmotiven gezählt. Liegen einem Migrationsentscheid 

proaktive Migrationsmotive zugrunde, bedeutet dies, dass der oder die Migrierende mit der 

Absicht, die eigene Lebenssituation oder die der Familie zu verbessern, freiwillig migriert. 

Gründe für eine freiwillige Migration können laut Achermann et al. nebst Armut und wirt-

schaftlichen Schwierigkeiten auch die „Perspektivenlosigkeit oder persönliche Lebensvorstel-

lungen und -ziele“ (S. 40) sein. Liegen dem Migrationsentscheid politische Verfolgung, Krieg, 

erlebte Misshandlungen oder grosse Not zugrunde, handelt es sich gemäss Achermann et 

al. um reaktive Migrationsmotive, die Betroffene dazu zwingen, ihre Heimat unfreiwillig zu 

verlassen (S. 40). Der Flucht von Flüchtlingen im materiell-asylrechtlichen Sinne und derje-

nigen von Gewaltflüchtlingen liegen somit reaktive Migrationsmotive zu Grunde. 

Es lässt sich darüber streiten, ob Menschen, die ihr Herkunftsland aufgrund wirtschaftlicher 

Not und Armut oder fehlenden Lebensperspektiven verlassen, dies freiwillig oder doch eher 

gezwungenermassen tun. Eine abschliessende Einigung scheint nicht möglich. Fest steht 

aber, dass wirtschaftliche Not, Armut, Perspektivenlosigkeit und persönliche Lebensvorstel-

lungen durchaus als Fluchtgründe bezeichnet werden können.  

 

Spätestens bei der Frage betreffend Einreise beziehungsweise Aufenthalt im Zielland, spielt 

der Unterschied zwischen dem eben geschilderten Alltagsverständnis von Flucht und demje-

nigen, das sich am Flüchtlingsbegriff nach Genfer Flüchtlingskonvention orientiert und im 

Asylgesetz wiederspiegelt, eine entscheidende Rolle. So ist der Aufenthalt im Zielland näm-

lich nur für ganz bestimmte Flüchtlinge legal. In der Schweiz ausschliesslich für diejenigen, 

die entweder die Flüchtlingseigenschaften nach Art. 3 AsylG aufweisen, also Flüchtlinge im 

materiellen Sinn sind oder aufgrund vorliegender Wegweisungshindernissen vorläufig aufge-

nommen wurden. Auf die Gruppe derjenigen Flüchtlinge, die gemäss Asylgesetz nicht als 

solche gelten, weil ihrer Flucht proaktive Motive zugrunde liegen, wird im nächsten Kapitel 

eingegangen. 
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3 SITUATION DER ABGEWIESENEN ASYLSUCHENDEN IN DER 

SCHWEIZ 

Als abgewiesene Asylsuchende werden Personen bezeichnet, auf deren Asylgesuch nicht 

eingetreten wurde oder ein Negativentscheid folgte. Da keine Gründe für eine vorläufige 

Aufnahme vorliegen, wird eine Wegweisung verfügt. Würden Gründe vorliegen, würde die 

Person als vorläufig Aufgenommene oder vorläufig Aufgenommener mit oder ohne Asyl be-

zeichnet (siehe 2.2.5).  

 

In diesem Kapitel der Arbeit soll die Gruppe der abgewiesenen Asylsuchenden näher be-

trachtet werden. Der Fokus liegt dabei auf der rechtlichen Situation der Betroffenen und den 

damit zusammenhängenden Lebensbedingungen. Weiter wird erläutert, welche Möglichkei-

ten abgewiesene Asylsuchende haben, um ihren Aufenthaltsstatus zu legalisieren. Ebenfalls 

werden in diesem Kapitel die Zahlen und Fakten zu den abgewiesenen Asylsuchenden in 

der Schweiz präsentiert und kommentiert, sowie auf gesellschaftliche Auswirkungen und 

Reaktionen in Zusammenhang mit dem illegalen Aufenthalt eingegangen. 

 

3.1 Terminologie 

Nachfolgende Ausführungen zur rechtlichen und gesundheitlichen Situation von abgewiese-

nen Asylsuchenden basieren auf Informationen aus diversen Werken, dessen Autorinnen 

sich alle mit der Lage von sogenannten Sans-Papiers befasst haben. Bei der Bezeichnung 

Sans-Papiers handelt es sich um einen Sammelbegriff, der im französischen Sprachgebiet 

der Schweiz entstanden ist und sich mittlerweile auch im deutschsprachigen Raum durchge-

setzt hat und „Personen ohne fremdenpolizeilich geregelten Aufenthalt“ (Zeugin, 2003, S. 12-

13) bezeichnet. Eng mit diesem Begriff hängt derjenige des irregulären oder illegalen Auf-

enthalts beziehungsweise derjenige der oder des Illegalen zusammen. Als irregulär Anwe-

sende werden gemäss Zeugin (2013) Personen bezeichnet, „die entweder ohne Bewilligung 

in ein Land eingereist sind und die deshalb nie eine solche besassen oder deren Bewilligung 

abgelaufen ist und die deshalb keine Aufenthaltsbewilligung mehr besitzen“ (S. 12). Bei ab-

gewiesenen Asylsuchenden handelt es sich um Zweitgenannte, da sie sich solange das 

Asylverfahren andauerte, legal in der Schweiz aufhielten und der Status der Illegalität erst 

mit dem negativen Asylentscheid eingetroffen ist. Irregulär Anwesende werden oft als Illegale 

bezeichnet, was nicht ganz unproblematisch ist, da wie Zeugin (2003, S. 12) beschreibt, die 

Gefahr besteht, dass sich die Bezeichnung auf den Menschen bezieht anstatt ausschliess-

lich auf dessen rechtliche Situation. Aussagen über die Situation von Sans-Papiers treffen 

auch auf abgewiesene Asylsuchende zu, zumal es sich bei dieser Gruppe von Menschen um 

Personen handelt, deren Aufenthalt nicht fremdenpolizeilich geregelt ist. Um die Aussagen 
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der Autorinnen nicht zu verfälschen, wird in den folgenden Ausführungen oft die Bezeich-

nung „Sans-Papiers“ anstelle von „abgewiesenen Asylsuchenden“ gebraucht. Auf den Begriff 

der oder des Illegalen soll in der vorliegenden Arbeit verzichtet werden, bevorzugt wird der 

Begriff der oder des Illegalisierten. Dieser Begriff wird laut Zeugin (2003) in der Forschung oft 

verwendet, um Migrantinnen und Migranten zu bezeichnen, die „durch die Einführung oder 

Verschärfung von Gesetzen in die Irregularität geraten“ (S. 12).  

 

3.2 Rechtliche Situation von abgewiesenen Asylsuchenden 

Seit der Asylgesetzrevision im Jahre 2008 erhalten rechtskräftig abgewiesene Asylsuchende 

in der Schweiz nach Ablauf der Ausreisefrist nur noch Nothilfe (BFM, 2013). Das Recht auf 

Nothilfe nach Art. 82 Abs. 2 AsylG deckt sich mit dem Grundrecht auf Hilfe in Notlagen nach 

Art. 12 der Bundesverfassung vom 18. April 19999 (BV). Dieses besagt: „Wer in Not gerät 

und nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hilfe und Betreuung und auf 

die Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind.“ 

 

Die Tatsache, dass abgewiesenen Asylsuchenden in der Schweiz nur noch minimale Rechte 

zustehen, wirkt sich negativ auf deren Lebensumstände aus. Im Folgenden wird auf ausge-

wählte Themen eingegangen. Es handelt sich dabei um die Anwesenheitsberechtigung, die 

Erwerbstätigkeit und das Arbeitsrecht, den Sozialhilfestopp beziehungsweise die Nothilfe 

und um den illegalen Aufenthalt als Dauerdelikt.  

 

3.2.1 Anwesenheitsberechtigung 

Gemäss Art. 42 AsylG dürfen sich Asylsuchende solange in der Schweiz aufhalten, bis das 

Verfahren abgeschlossen ist. Abgewiesene Asylsuchende befinden sich dementsprechend 

nach Abschluss des Verfahrens beziehungsweise nach abgelaufener Ausreisefrist ohne 

staatliche Legitimation in der Schweiz, weshalb sie oft als „Illegale“ bezeichnet werden. 

Achermann und Chimienti (2006, S. 28) erinnern daran, dass sich aus dem in Art. 12 BV 

festgehaltenen Recht auf Hilfe in Notlagen kein Anspruch auf Anwesenheit ableiten lässt.  

 

3.2.2 Erwerbstätigkeit   

Mit Ablauf der Ausreisefrist erlischt auch die Bewilligung zur Erwerbstätigkeit (Illes et al., 

2009, S. 310). Efionayi-Mäder, Schönenberger und Steiner (2010) erklären, dass Menschen 

trotz fehlender Aufenthaltsbewilligung oftmals einer Arbeit nachgehen, da die Suche nach 

Arbeit gerade bei dieser Gruppe ein relevanter Grund für die Migration darstellte. Efionayi-

Mäder et al. (S. 54) beschreiben weiter, dass insbesondere diejenigen Sans-Papiers, die 
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sich schon lange in der Schweiz befinden, einer Arbeit nachgehen, hingegen abgewiesene 

Asylsuchende, die Nothilfe beziehen und noch nicht lange in der Schweiz sind, kaum arbeits-

tätig sind. Dies hängt mit dem fehlenden Sozial- und kulturellen Kapital dieser Personen-

gruppe zusammen. Damit sind insbesondere ein vielfältiges Beziehungsnetz, gute Sprach- 

sowie praktische Kenntnisse oder ein guter Gesundheitszustand gemeint (S. 54). 

 

3.2.3 Arbeitsrecht 

Efionayi-Mäder et al. (2010, S. 52) erklären, dass für alle Personen, die in der Schweiz ar-

beitstätig sind, gemäss zwei Bundesgerichtsentscheiden (BGE 114 II 279 ff. und 122 III 110 

ff.) unabhängig ihres Aufenthaltsstatus, das Arbeitsrecht gilt. Arbeitsverträge sind somit auch 

bei fehlender Aufenthaltsbewilligung gültig. Efionayi-Mäder et al. (S. 52) weisen in diesem 

Zusammenhang darauf hin, dass die Durchsetzung der arbeitsvertraglichen Rechte oftmals 

scheitert, da diese nicht selten eine Anzeige wegen Rechtswidrigkeit seitens der Arbeitneh-

menden, auf Kosten der Bewahrung der eigenen Anonymität, voraussetzt. Das Risiko, auf-

grund des illegalen Aufenthaltes selber mit den Behörden in Konflikt zu geraten, wollen viele 

Sans-Papiers nicht eingehen (S. 52). Für erwerbstätige Sans-Papiers gelten bezüglich der 

Sozialversicherung laut Efionayi-Mäder et al. (S. 52-53) grundsätzlich dieselben Regelungen 

wie für erwerbstätige Personen mit geregelter Aufenthaltsbewilligung. So müssen sie Beiträ-

ge leisten und können Leistungen auch beziehen. Verantwortlich für die Entrichtung der Bei-

träge sind die Arbeitgebenden, die die entsprechenden Anteile vom Lohn ihrer Arbeiterinnen 

und Arbeiter abziehen (S. 53). Ebenfalls müssen Sans-Papiers, die einer Arbeit nachgehen, 

Quellensteuern zahlen (S. 53). Eine Abweichung zu Erwerbstätigen mit geregelter Aufent-

haltsbewilligung findet sich bei der Arbeitslosenentschädigung. Erwerbstätige Sans-Papiers 

leisten zwar entsprechende Beiträge, können aber im Falle der Erwerbslosigkeit keine Ar-

beitslosenentschädigung beziehen, da sie nicht vermittelbar sind (S. 53). Die bereits erwähn-

te Angst vor den Behörden ist laut Efionayi-Mäder et al. ein Grund für prekäre Arbeitsver-

hältnisse (S.54). So werden Sans-Papiers häufig von ihren Arbeitgeberinnen und Arbeitge-

bern mit der Drohung, den Behörden gemeldet oder angezeigt zu werden, erpresst. Dies 

führt gemäss Efionayi-Mäder et al. (S. 54) nicht selten zur Akzeptanz von Ausbeutungssitua-

tionen. Die Betroffenen werden als flexible und billige Arbeitskräfte eingesetzt und es werden 

keine Sozialabgaben für sie entrichtet. 

 

Aus den Regelungen zum Arbeitsrecht geht hervor, dass es nur bedingt von den Sans-

Papiers abhängt, ob von ihrem Lohn Steuern und Sozialversicherungsbeiträge abgezogen 

werden oder nicht. Hauptverantwortlich dafür sind die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber. 

Werden keine Beiträge abgezogen, handelt es sich laut Efionayi-Mäder et al. (2010, S.56) 

bei der verrichteten Arbeit um Schwarzarbeit. Zahlen die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
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die entsprechenden Beiträge ein, handelt es sich um sogenannte Grauarbeit, bei welcher die 

Steuern und Sozialversicherungsbeiträge bezahlt werden, aber keine ausländerrechtliche 

Arbeitsbewilligung vorliegt (S. 56). 

 

3.2.4 Sozialhilfestopp und Nothilfe 

Wie bereits erwähnt, gilt seit der Asylgesetzrevision vom Jahre 2008 ein Sozialhilfestopp für 

alle Personen mit einem rechtskräftigen Wegweisungsentscheid, denen eine Ausreisefrist 

angesetzt wurde. Die Betroffenen werden von der regulären Asylsozialhilfe ausgeschlossen 

und erhalten nur noch Nothilfe. Gemäss Art. 80 Abs. 1 AsylG sind die Kantone für die Ge-

währleistung der Nothilfe zuständig. Gesetzliche Grundlage für deren Gewährung stellt die 

Verordnung über die Gewährung von Nothilfe an Personen ohne Aufenthaltsrecht vom 24. 

Oktober 200710 (Nothilfeverordnung) dar. Art. 1 der Nothilfeverordnung besagt, dass alle 

Personen ohne Aufenthaltsrecht Anspruch auf Nothilfe im Sinne von Art. 12 BV haben. Laut 

Art. 4 Abs.1 der Nothilfeverordnung muss jede Person, die Nothilfe in Anspruch nehmen will, 

persönlich beim Migrationsdienst des jeweiligen Kantons vorsprechen. Hier lässt sich eine 

Problematik erkennen. Art. 76 AuG besagt nämlich, dass eine Person in Ausschaffungshaft 

genommen werden darf, falls eine Wegweisung, deren Vollzug absehbar ist, verfügt wurde. 

Da Art. 46 Abs. 1 AsylG besagt, dass die Kantone verpflichtet sind, die Wegweisungsverfü-

gung zu vollziehen, läuft eine Person, die Nothilfe beantragt, Gefahr inhaftiert zu werden, 

sobald sie sich bei den kantonalen Behörden meldet. Es stellt sich die Frage, wie viele ab-

gewiesene  Asylsuchende es vorziehen, unterzutauchen und keine Nothilfe zu beziehen, 

anstatt eine Inhaftierung und allenfalls eine Ausschaffung zu riskieren. Die im Unterkapitel 

3.7 dargestellten Zahlen zu den Ein- und Ausreisen ermöglichen eine Antwort auf diese Fra-

ge. In Art. 2 der Nothilfeverordnung ist die Ausgestaltung der Nothilfe festgehalten:  

„Die Nothilfe umfasst Unterkunft, Nahrung, Kleidung, die Möglichkeit zur Körperpflege sowie 

die medizinische Versorgung. In der Regel wird sie in dafür bezeichneten Unterkünften ge-

währt und in Form von Sachleistungen ausgerichtet.“ 

Weiter wird im selben Artikel gesagt, dass Personen, die Nothilfe beziehen, nur betreut wer-

den, wenn dies der Gewährleistung einer Ordnung im Betrieb oder der Vermeidung uner-

wünschter Auswirkungen auf die Nachbarschaft und Umgebung dient oder es die persönli-

che Situation der Betroffenen verlangt.  
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3.2.5 Illegaler Aufenthalt als Dauerdelikt 

Abgewiesene Asylsuchende, die eine Ausreise aus der Schweiz verweigern, verstossen ge-

gen Art. 5 Abs. 1 lit. A und Art. 10 AuG. Gemäss den zwei genannten Gesetzesartikeln dür-

fen sich Personen nur dann in der Schweiz aufhalten beziehungsweise in diese einreisen, 

wenn sie eine gültige Aufenthaltsbewilligung vorweisen können. Abgewiesene Asylsuchende 

verstossen aufgrund ihrer rechtswidrigen Anwesenheit somit jeden Tag aufs Neue gegen 

das Gesetz. 

 

Art. 115 AuG regelt die Strafe für die illegale Einreise und den illegalen Aufenthalt in der 

Schweiz. Er besagt, dass wer sich nach Ablauf des bewilligungsfreien oder bewilligten Auf-

enthalts in der Schweiz aufhält, mit einer Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr oder einer 

entsprechenden Geldbusse bestraft wird. Weiter definiert ein Bundesgerichtsentscheid 

(Bundesgericht, 2008), dass es sich beim rechtswidrigen Verweilen in der Schweiz um ein 

Dauerdelikt handelt. Als ein Dauerdelikt wird eine Straftat bezeichnet, die solange aufrecht-

erhalten bleibt, wie der rechtswidrige Zustand besteht („Dauerdelikt“, 1987). Handelt es sich 

bei der Straftat um ein Dauerdelikt, ist die mehrfache Bestrafung desselben Vergehens mög-

lich. In der Schweiz gilt allerdings das Rechtsprinzip „ne bis in idem“. Dies bedeutet, dass 

niemand zweimal für dieselbe Tat verurteilt werden darf. Nun schliesst aber der Bundesge-

richtsentscheid vom Jahr 2008 (Bundesgericht, 2008)  den illegalen Aufenthalt in der 

Schweiz von diesem Grundsatz aus: 

(. . .) Das andauernde und ununterbrochene rechtswidrige Verweilen im Lande ist ein 

Dauerdelikt. Die Verurteilung wegen dieses Delikts bewirkt eine Zäsur. Das Aufrecht-

erhalten des Dauerzustandes nach dem Urteil ist eine selbständige Tat. Der Grund-

satz "ne bis in idem" steht einer neuen Verurteilung für die vom ersten Urteil nicht er-

fassten Tathandlungen nicht entgegen. (. . .)  

(. . .) Fehlt es nach einem ersten Schuldspruch für eine zweite Verurteilung an einem 

neuen Tatentschluss, ist bei der Strafzumessung darauf zu achten, dass die Summe 

der wegen des Dauerdelikts ausgesprochenen Strafen dem Gesamtverschulden an-

gemessen ist und die im Gesetz angedrohte Höchststrafe nicht überschreitet. (. . .) 

 

3.3 Gesundheitliche Situation von abgewiesenen Asylsuchenden 

Die Nothilfe umfasst nach Art. 12 BV eine medizinische Versorgung. Laut Efionayi-Mäder et 

al. (2010, S. 65) ist in der Praxis allerdings zu erkennen, dass gerade für abgewiesene Asyl-

suchende der Zugang zu medizinischer Versorgung nicht immer gewährt ist. Obwohl Art. 3 
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des Bundesgesetztes über die Krankenversicherung vom 18. März 199411 (KVG) besagt, 

dass jede in der Schweiz lebende Person der Krankenversicherungspflicht unterliegt, setzen 

viele Kantone den Ausschluss aus der Sozialhilfe mit einem Ausschluss aus dieser Kranken-

versicherungspflicht gleich und garantieren den Betroffenen ausschliesslich eine medizini-

sche Notfallversicherung (Efionayi-Mäder et al., 2010, S. 65). Seit dem Jahr 2000 bieten je-

doch diverse Ambulatorien und Beratungsstellen Beratungen für Sans-Papiers an, bei denen 

Gesundheitsfragen behandelt werden und entsprechende Unterstützung geleistet wird (S. 

65).  

 

Tolsdorf (2008) untersuchte die Gesundheitssituation und –versorgung von Sans-Papiers in 

Deutschland und in der Schweiz und erkannte viele mit der Lebenslage der Sans-Papiers 

zusammenhängende Faktoren, die krankmachend sind. In den folgenden Ausführungen 

werden ausgewählte Aspekte genauer betrachtet. 

 

3.3.1 Ernährung 

Obwohl die Ernährung einen erheblichen Einfluss auf die Gesundheit eines Menschen hat, 

sind in Studien zur Gesundheitssituation von Sans-Papiers kaum Aussagen darüber zu fin-

den. Zusammenfassend kann gemäss Tolsdorf (2008) jedoch festgehalten werden, dass 

aufgrund der sehr geringen finanziellen Möglichkeiten bei der betroffenen Gruppe von Men-

schen von einer schlechten Ernährungssituation ausgegangen werden kann, da das Geld 

oftmals für die Unterstützung der Familie im Herkunftsland eingesetzt und nicht in erster Li-

nie für Esswaren ausgegeben wird (S. 69-70). Tolsdorf erwähnt, dass eine schlechte Ernäh-

rung zu Mangelerscheinungen und Unterernährung führen kann, welche wiederum eine er-

höhte Anfälligkeit für Infektionen nach sich ziehen kann (S. 70).  

 

3.3.2 Wohnsituation 

Die Nothilfe nach Art. 12 BV beinhaltet den Anspruch auf eine Unterkunft. Da die Nothilfe 

kantonal unterschiedlich ausgestaltet wird, variiert auch die Art der Unterkunft für Nothilfebe-

züger von Kanton zu Kanton. Normalerweise handelt es sich bei der Unterkunft aber um ei-

nen Schlafplatz in einem Nothilfezentrum, auch Sachabgabezentrum oder Minimalzentrum 

genannt (Efionayi-Mäder et al., 2010, S. 69). 

 

Efionayi-Mäder et al. (2010, S. 69) erzählen von Zentren, in denen ein Rotationsverfahren 

angewendet wird. Dabei werden die Bewohnerinnen und Bewohner wöchentlich in ein ande-

res Zentrum transferiert, um Integrationsprozesse und den Aufbau von Beziehungsnetzen zu 

vermeiden. Bei anderen Zentren handelt es sich um Zivilschutzanlagen, bei denen kein Ta-
                                                           
11 SR 832.10 
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geslicht vorhanden ist, die Räume sehr eng sind und nicht genügend Hygienemöglichkeiten 

und keine Privatsphäre bestehen (S.69). Die vorherrschenden Bedingungen sollen die ab-

gewiesenen Asylsuchenden zu einer baldigen Ausreise bewegen. Da, wie Efionayi-Mäder et 

al. (2010, S. 69) erwähnen, für viele Betroffene eine Rückreise ins Herkunftsland nicht in 

Frage kommt, stellt für sie das Leben in solchen Zentren und unter solch prekären Bedin-

gungen eine langfristige Lösung dar, was von Fachpersonen und Betroffenen als äusserst 

belastend bezeichnet wird. 

 

3.3.3 Psychische Belastungen 

Prekäre Lebensbedingungen beeinflussen nicht nur die physische, sondern ebenso die psy-

chische Gesundheit eines Menschen. Tolsdorf (2008, S. 162) beschreibt, dass viele Studien 

aufzeigen, dass durch die Lebensbedingungen in der Illegalität gesundheitliche Risiken wie 

ständiger psychologischer Stress entstehen. Im Folgenden wird auf konkrete Formen von 

psychologischen Belastungen, die sich häufig bei Menschen ohne staatliche Aufenthaltsbe-

willigung zeigen, eingegangen. 

 

3.3.3.1 Angst und Misstrauen  

Das Leben von Personen, die sich ohne staatliche Legitimation in der Schweiz aufhalten, ist 

von einer ständigen Angst geprägt. Achermann und Chimienti (2006) sprechen von der 

Furcht, „dass das labile Leben in der ungewissen Sicherheit beziehungsweise Stabilität ein 

abruptes Ende finden könnte und eine noch ungewissere Zukunft bevorsteht“ (S. 101). Eine 

der grössten Ängste abgewiesener Asylsuchenden ist die Angst vor der Aufdeckung. Diese 

reicht, wie Tolsdorf (2008, S. 73) beschreibt, von begründeter Angst bis zu ausgeprägter 

Paranoia und Zwangsverhalten. Tolsdorf weist auf Alt hin, der in einem Interview erklärt, 

dass die Angst unterschiedlich stark ausgeprägt sei, je nachdem welche Konsequenzen eine 

Aufdeckung/Abschiebung für den Betreffenden habe (S. 73). Gerade wenn der Aufenthalt 

zur Schaffung finanzieller Ressourcen bestimmt ist, sei laut Alt die Angst gross, im Falle ei-

ner Entdeckung und Abschiebung mit leeren Händen in das Herkunftsland und zu den An-

gehörigen zurückkehren zu müssen (S. 73). Tolsdorf (S. 73-74) erwähnt weiter, dass auch 

das Wissen um die Möglichkeit, von Polizistinnen und Polizisten für eine Kontrolle der Aus-

weispapiere angehalten zu werden, Angst und Stress auslöst. Weiter leiden Betroffene an 

Existenz- und Zukunftsängsten (S. 168). 

 

3.3.3.2  Isolation und Destrukturierung  

Tolsdorf (2008, S. 76) sagt, dass aufgrund der Angst entdeckt zu werden, viele abgewiesene 

Asylsuchende isoliert leben und nicht viele soziale Kontakte haben. Eine Migrantin aus Gui-



yz{|}{z~� ��� }����z�y���� }SYLSUCHENDEN IN DER SCHWEIZ  

28 

 

nea-Bissau, die teilweise versteckt lebte, beschreibt die enorme Belastung dieser Isolation in 

einem von Tolsdorf durchgeführten Interview: 

 

Das ist schlimmer als im Knast zu sein, denn im Knast weiss man, dass man da wie-

der raus kommt, der andere Zustand allerdings ist unbefristet. Es ist wie ein Leben 

ohne Kopf, man kann nichts planen und mit nichts rechnen. Man kann sich mit nie-

mandem treffen, keine Ausbildung machen-man weiss nicht mehr wer man ist. Du 

existierst nicht mehr, weil du nicht sein darfst. (Zitiert in Tolsdorf, 2008, S. 76) 

Die Aussage der Frau aus Guinea-Bissau deckt sich mit den Anmerkungen von Efionayi-

Mäder et al. (2010). Diese beschreiben, dass es für Betroffene schwierig sei, Normalität in ihr 

Leben zu bringen. Sie fühlten sich hilflos oder gar ohnmächtig, weil sie auf Fremdhilfe ange-

wiesen seien, kaum Perspektiven hätten und zudem immer wieder erfahren müssten, dass 

sie nicht erwünscht sind (S.66).  

 

Nebst der Isolierung stellt laut Achermann et al. (2006, S. 101) die Destrukturierung oftmals 

ein wesentliches Problem im Leben der Sans-Papiers dar. Destrukturierung meint einen 

„Verlust von stabilisierenden Strukturen“ (S. 101) und ergibt sich durch die Einschränkungen 

der Rechte und Möglichkeiten der Betroffenen. Achermann et al. weisen hier vor allem auf 

die Erwerbslosigkeit hin und erinnern daran, dass Personen, die aus dem Asylbereich kom-

men, von Beginn ihres Aufenthalts an von Institutionen und Personen abhängig waren und 

ihr Handlungsspielraum deshalb immer stark eingeschränkt war (S. 101-102). Diese struktu-

rellen Bedingungen können bei den Betroffenen zu einer passiven Haltung führen, da es für 

einige mehr Sinn macht, sich den Anordnungen und Regeln zu unterwerfen, „anstatt ständig 

an die Grenzen des engen rechtlichen Rahmens zu stossen“ (S. 102). Weiter beschreiben 

Achermann et al. (S. 68), dass bei vielen Betroffenen, durch diese entstandene Abhängigkeit 

von Dritten und der gleichzeitig fehlenden Beschäftigung, das Gefühl der Nutzlosigkeit ent-

steht. Auch leiden insbesondere diejenigen Personen, die keiner Arbeit nachgehen, an der 

Langeweile und Leere die ihr Leben prägen (S. 83). Achermann et al. weisen darauf hin, 

dass einige der Betroffenen kleinkriminelle Handlungen wie zum Beispiel Lebensmitteldieb-

stahl an den Tag legen, um sich, ohne vom Staat abhängig zu sein, über Wasser halten zu 

können (S. 87). 

 

3.3.3.3  Druck der Familie 

Tolsdorf (2008) erklärt, dass die im Herkunftsland zurückgebliebene Familie einer Migrantin 

oder eines Migranten aus verschiedenen Gründen Druck ausüben kann. Als der am häufigs-

ten auftretende Grund nennt sie die Tatsache, dass die Familie auf die Geldsendungen der 

migrierten Person angewiesen ist (S.78). Für die migrierte Person besteht die Gefahr, be-
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schuldigt zu werden oder das Gesicht zu verlieren, wenn keine Geldsendungen erfolgen o-

der sie gar ins Heimatland zurückkehrt (S.78). Das Risiko eines Gesichtsverlustes ist ge-

mäss Tolsdorf (S. 78) insbesondere dann gross, wenn die zurückgebliebene Familie alles für 

die Ermöglichung der Flucht oder Reise gemacht und auch viel bezahlt hat und deshalb die 

Erwartung auf finanzielle Unterstützung besonders gross ist. Dass den Zurückgebliebenen 

dabei nur selten klar ist, wie die Lebensbedingungen für Migrierte im Zielland aussehen, 

zeigt die Schilderung eines jungen Afrikaners: 

(. . .) Die [seine Eltern] denken, der ist nach Europa gegangen und hat alles verges-

sen, was mit Afrika zu tun hat. (. . .) Die wissen nicht, wie das alles läuft. Die denken, 

du willst einfach nicht helfen. (. . .) Das Problem ist: Viele gehen zurück nach Afrika, 

und machen so (schnippt mit den Fingern) – geben an wie ein Chef, obwohl sie 

schlecht hier gelebt haben. Kaufen ein Fila-Shirt, ein paar Hosen von Woolworth für 

15 DM, gehen nach Afrika und spielen sich auf wie ein König. Und tun vor allem so, 

als wäre alles okay hier. Dann denken natürlich alle: In Europa ist alles gut. Das ist 

das Problem. (Zitiert in Tolsdorf, 2008, S. 79) 

Christine Thomas-Khaled arbeitet als Rechtsanwältin in einem Afrika Center und berät dort 

versteckte Migrantinnen. Bei der Arbeit mit Betroffenen stellte sie Folgendes fest: 

(. . .) gerade Afrikanerinnen empfinden es als solch grosse Schande, mit leeren Hän-

den zurückzukehren, dass sie lieber sterben würden. Das ist für die so entwürdigend, 

so demütigend, nach Hause zu kommen aus dem reichen Europa, ohne irgendetwas 

erreicht zu haben, dass die lieber alles in Kauf nehmen, als nach Hause zu gehen. 

(Zitiert in Tolsdorf, 2008, S. 79) 

Sowohl die Aussagen über die Afrikanerinnen, wie auch diejenigen des jungen Afrikaners 

schildern einen Erwartungsdruck, der von den im Herkunftsland zurückgebliebenen Famili-

enmitgliedern ausgeht. Zudem widerspiegelt sich in beiden Aussagen das Bild eines reichen 

Europas, das Leute haben, solange sie nicht sehen oder selber erleben, wie sich die rechtli-

chen Bestimmungen eines Landes auf abgewiesene Asylsuchende auswirken. 

 

Dass es für die Betroffenen wichtig ist, im Falle einer Rückreise nicht als Verliererin und Ver-

lierer dazustehen, beschreibt eine der von Achermann et al. interviewten Frauen aus Kame-

run: 

Vous savez, quand on part d‘ Afrique pour aller en Europe, on ne peut pas rentrer [en 

Afrique] si facilement. Parce que les gens en Afrique attendent que tu retournes avec 

quelque chose. On ne peut pas se lever et rentrer comme on est venu. Bon, je 

pense, je ne dis pas que je ne peux pas rentrer… si on m’arrête à l’aéroport pour ren-
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trer, moi je veux bien rentrer, mais il faut qu’on me laisse le temps de rentrer. (Zitiert 

in Achermann et al., 2006, S. 92) 

 

Gut die Hälfte der insgesamt 33 von Achermann et al. befragten Migrantinnen und Migranten 

kann sich vorstellen, wieder ins Herkunftsland zurückzukehren (S.92). Die Bereitschaft zu 

einer Rückkehr ist allerdings an eine Voraussetzung geknüpft. Das im Ausland verdiente 

oder ersparte Geld muss genügend sein, um ein besseres Leben im Herkunftsland zu er-

möglichen (S. 92). Achermann et al. (S.92) haben weiter herausgefunden, dass sich beson-

ders Leute afrikanischer Herkunft vorstellen können, die Schweiz wieder zu verlassen, da sie 

sich nicht als Schweizer und Schweizerin sehen und wissen, dass sie nach Afrika gehören, 

wo ihre Vorfahren herkommen. Die Bereitschaft zur Rückkehr nimmt allerdings ab, je länger 

sich die Betroffenen in der Schweiz befinden und je perspektivenloser die  im Herkunftsland 

vorzufindende Situation auf sie wirkt (S. 92).  

 

3.4 Legalisierungsprozesse 

Efionayi-Mäder et al. erklären, dass Personen, die sich ohne staatliche Legitimation in der 

Schweiz aufhalten, grundsätzlich zwei Möglichkeiten haben, ihren Aufenthaltsstatus zu lega-

lisieren. Dabei handelt es sich einerseits um die individuelle Regularisierung (Härtefallge-

such) und andererseits um die Heirat mit einer Person, die legal in der Schweiz lebt (2010, 

S. 43). Nebst diesen zwei Möglichkeiten gibt es die sogenannte kollektive Regularisierung, 

die laut Efionayi-Mäder et al. in der Schweiz allerdings prinzipiell nicht stattfindet (S. 43). Ei-

ne Massnahme, die als kollektive Regularisierung bezeichnet werden kann, ist die soge-

nannte „Humanitäre Aktion 2000“, die der Bund im Jahre 2000 lancierte. Dabei wurden unge-

fähr 15‘000 Personen aus dem Asylbereich kollektiv in der Schweiz aufgenommen. Es han-

delte sich dabei um Personen, deren  Asylgesuch vor 1992 eingereicht wurde und seither 

hängig war. Zudem verfügten die Betroffenen über einen guten Leumund (Zeugin, 2003, S. 

34-35). 

 

3.4.1 Individuelle Regularisierung 

Mit Hilfe der sogenannten Härtefallregelung kann der Kanton mit Zustimmung des BFM ab-

gewiesenen Asylsuchenden unter bestimmten Voraussetzungen eine Aufenthaltsbewilligung 

gemäss Art. 14 Abs. 2 AsylG erteilen.   

Art. 31 der Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit vom 24. Oktober 

200712 (VZAE) definiert die Kriterien, die für die Beurteilung eines Härtefalls relevant sind: 

                                                           
12 SR 142.201  
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· die Integration der Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers (Indikatoren zu Bestim-

mung des Integrationsgrades sind gemäss Ziff. 3.2 der Asylweisung 52.1 Sprache, 

Arbeitswille, Wille zum Erwerb von Bildung, Teilnahme am Vereinsleben); 

· die Respektierung der Rechtsordnung durch die Gesuchstellerin oder den Gesuch-

steller; 

· die Familienverhältnisse, insbesondere der Zeitpunkt der Einschulung und die Dauer 

des Schulbesuchs der Kinder; 

· die finanziellen Verhältnisse sowie der Wille zur Teilhabe am Wirtschaftsleben und 

zum Erwerb von Bildung; 

· die Anwesenheitsdauer in der Schweiz (dabei sind gemäss Art. 14 Abs. 2 lit. a und lit 

b AsylG mindestens fünf Jahre Anwesenheitsdauer in der Schweiz Voraussetzung. 

Zusätzlich muss der Aufenthaltsort der betroffenen Person den Behörden immer be-

kannt gewesen sein); 

· der Gesundheitszustand; 

· die Möglichkeiten für eine Wiedereingliederung im Herkunftsstaat. 

 

3.4.2 Heirat 

Eine weitere Möglichkeit zur Regularisierung ihres Aufenthaltsstatus stellt für abgewiesene 

Asylsuchende die Heirat mit einer Schweizerin oder einem Schweizer oder einer Person mit 

gültigem Aufenthaltsrecht dar. Das Recht auf Ehe stellt ein Grundrecht dar und wird allen 

Personen gewährleistet, ungeachtet ihres Aufenthaltsstatus (Art. 14 BV). Trotzdem sind die 

Betroffenen laut Efionayi-Mäder et al. (2010) bei einer Eheschliessung vor grosse Hürden 

gestellt. So müssen für die Eheschliessung die heimatlichen Dokumente von der Schweizer 

Vertretung im Herkunftsland beglaubigt werden (S. 41). Das Zivilstandswesen unterliegt kan-

tonalen Bestimmungen, was zur Folge hat, dass je nach Kanton unterschiedliche Regelun-

gen gelten. Efionayi-Mäder et al. (S. 41-42) erklären, dass manche Kantone eine Wohnsitz-

bestätigung von beiden Verlobten verlangen und wenn keine solche vorhanden ist, muss 

eine  Wohnsitzbestätigung aus dem Ausland vorgewiesen werden. Zivilstandsbehörden ge-

wisser Kantone verlangen zudem eine Aufenthaltsbescheinigung, damit der Wohnsitz bestä-

tigt werden kann. Dies hat gemäss Efionayi-Mäder et al. zur Folge, dass viele abgewiesene 

Asylsuchende praktisch nicht heiraten können (S. 41-42). Diese Massnahmen zielen auf eine 

Verhinderung von Scheinehen ab (S. 42). Von Scheinehen wird gesprochen, wenn die Ehe-

schliessung nicht der Begründung einer Lebensgemeinschaft dient, sondern ausschliesslich 

dazu gebraucht wird, um die Bestimmungen über die Zulassung und den Aufenthalt von Aus-

länderinnen und Ausländer zu umgehen (S. 42).  
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3.4.3 Freizügigkeitsabkommen  

An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, dass für Personen, welche im Zentrum die-

ser Arbeit stehen, die Chance, offiziell als erwerbstätige beziehungsweise arbeitssuchende 

Personen in die Schweiz einzureisen, das heisst, eine Aufenthaltsbewilligung aufgrund eines 

Anstellungsverhältnisses zu erhalten, äusserst gering ist. Dies ist so, weil es sich bei ihnen 

einerseits nicht um Bürgerinnen und Bürger von EU/EFTA Staaten und oftmals um unqualifi-

zierte Migrantinnen und Migranten handelt, für die es auf dem Schweizer Arbeitsmarkt kei-

nen Verwendungszweck gibt.  

 

Am 1. Juni 2002 ist das sogenannte Freizügigkeitsabkommen vom 21. Juni 199913 oder auch 

Abkommen über den freien Personenverkehr genannt, zwischen der Schweiz und den Mit-

gliedstaaten der EU sowie derjenigen der Europäischen Freihandelsassoziation  (EU/EFTA 

Staaten)14 in Kraft getreten. Durch das Abkommen gelten für die EU/EFTA Staatsangehöri-

gen dieselben Lebens-und Arbeitsbedingungen wie für Schweizer Bürgerinnen und Bürger. 

EU und EFTA Staatsangehörige dürfen in der Schweiz wohnen und arbeiten, wenn ein Ar-

beitsvertrag für eine unbefristete oder eine auf mindestens 365 Tage befristete Anstellung 

vorgewiesen werden kann (Efionayi-Mäder et al., 2010, S. 33). 

 

3.5 Rückkehr- und Wiedereingliederungshilfen 

Nebst der Entscheidung für einen illegalen Aufenthalt in der Schweiz oder der Legalisierung 

des Aufenthaltsstatus durch Heirat oder mit Hilfe eines Härtefallgesuches haben die abge-

wiesenen Asylsuchenden die Möglichkeit, in ihr Herkunftsland zurückzukehren. Die freiwillige 

Rückkehr kann als Alternative zur zwangsweisen Rückkehr verstanden werden. Rückkehrhil-

fen haben zum Ziel, die freiwillige und selbstständige Rückkehr von Asylsuchenden in ihren 

Heimatstaat zu fördern (BFM, 2014h, S. 1). Die Rückkehrhilfe setzt sich aus drei Elementen 

zusammen. Diese sind die Rückkehrberatung, die individuelle Rückkehrhilfe und die Rück-

kehrhilfeprogramme. 

 

3.5.1 Rückkehrberatung 

Ein gesamtschweizerisches Netz von Rückkehrberatungsstellen (RKB) soll gewährleisten, 

dass Rückkehrwillige individuell beraten und bei der Organisation ihrer Rückreise unterstütz 

werden (BFM 2014h, S. 4-5). Die RKB ist Anlaufstelle für all diejenigen Asylsuchenden oder 

abgewiesenen Asylsuchenden, die zu einer freiwilligen Ausreise bereit sind. In Beratungsge-

sprächen wird die Rückkehr der Person geplant und die angemessene Rückkehrhilfemass-

nahme definiert (S. 4-5). 

                                                           
13 SR 0.142.112.681 
14 Die EU/EFTA Staaten sind im Anhang C aufgelistet. 
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3.5.2 Individuelle Rückkehrhilfe 

Zu der individuellen Rückkehrhilfe gehören gemäss BFM (2014h, S. 5) folgende Leistungen: 

· die Beratung und Organisation der Rückkehr; 

· die Übernahme der Reisekosten; 

· eine Basispauschale von CHF 1'000.- für eine erwachsene Person (CHF 500.- für ein 

Kind) oder, falls der Aufenthalt in der Schweiz die Dauer von drei Monaten unter-

schreitet, CHF 500.- für eine erwachsene Person (CHF 250.- für ein Kind); 

· eine individuelle Zusatzhilfe von bis zu CHF 3'000.- für die Realisierung eines beruf-

lich oder gesellschaftlich ausgerichteten Eingliederungsprojektes; 

· eine individuelle Rückkehrhilfe aus medizinischen Gründen: Kauf von Medikamenten, 

Organisation einer medizinischen Behandlung nach der Rückkehr, ärztliche Beglei-

tung während der Heimreise; 

Zusätzlich wird ein Reisegeld ausbezahlt, das entstehende Reisekosten decken soll. Es 

handelt sich dabei um einen Betrag von 100.- für eine volljährige Person (BFM, 2014h, S. 5). 

Ebenfalls wird eine Rückkehrhilfe direkt am Empfangs- und Verfahrenszentrum, also unmit-

telbar nach der Einreise in die Schweiz angeboten. Diese Rückkehrhilfe beinhaltet aus-

schliesslich eine Rückkehrberatung und eine Pauschale von 500.- pro Person (S. 5). 

 

3.5.3 Länderprogramme 

In Zusammenarbeit mit der Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) und der 

Internationalen Organisation für Migration (IOM) erarbeitet das BFM sogenannte Länderpro-

gramme oder auch Rückkehrhilfeprogramme genannt. Die Massnahmen dieser Programme 

sind gemäss BFM (2014h, S. 5) so konzipiert, dass sie zu einer bestimmten Zielgruppe und 

der Situation in deren Herkunftsland passen. Der Ausschluss der interdepartementalen Ar-

beitsgruppe „Internationale Migrationszusammenarbeit“ (IMZ-A) entscheidet über die Durch-

führung der Länderprogramme und ist für die Koordination der geplanten Aktionen zuständig 

(S. 5-6). Ob ein Rückkehrhilfeprogramm notwendig beziehungsweise sinnvoll und umsetzbar 

ist, wird gemäss BFM (S. 6) anhand folgender Kriterien bestimmt: Die Anzahl Asylgesuche 

aus dem Land, die politische Lage im Herkunftsland und die Bereitschaft zur Zusammenar-

beit im Bereich der Rückübernahme seitens der Behörden des Herkunftslandes. 

 

3.6 Strukturhilfen und Prävention irregulärer Migration 

Die Migrationsprävention gilt als weiteres Zielelement der Schweizer Asylpolitik (BFM 2014h, 

S. 6). Nebst den bisher genannten Rückkehrhilfeleistungen finanziert das BFM in bestimm-

ten Ländern sogenannte Strukturhilfeprojekte. Diese werden von der IMZ-A koordiniert und 
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von der DEZA umgesetzt und haben die „Verbesserung der Strukturen in den Herkunftslän-

dern“ (BFM, 2014h, S. 6) zum Ziel. Die Projekte stehen in keinem direkten Zusammenhang 

mit den Rückkehrenden, sondern sollen gemäss BFM (S. 6) die Wohnbevölkerung im Her-

kunftsland unterstützten. Laut Art. 93 Abs. 2 AsylG können Programme im Ausland auch das 

Ziel verfolgen, einen Beitrag zur Prävention irregulärer Migration zu leisten. Dies wäre der 

Fall, wenn durch die gezielten Programme vermieden würde, dass Leute illegal in die 

Schweiz einreisen.  

 

3.7 Zahlen und Fakten zu den Negativ- und Nichteintretensentscheiden 

Im Rahmen dieser Arbeit interessiert in erster Linie, wie viele Asylgesuche jährlich abgelehnt 

werden, das heisst, wie viele Asylsuchende die Flüchtlingseigenschaften nach Art. 2 AsylG 

nicht aufweisen und auch nicht vorläufig aufgenommen werden, da einer Wegweisung nichts 

im Wege steht. Tabelle 1 liefert hierzu Resultate zum Jahr 2013 und Tabelle 2 diejenigen 

zum ersten und zweiten Quartal des Jahres 2014. Keine Beachtung soll den Nichteintretens-

entscheiden geschenkt werden, da Grund für diese meistens die Regelungen des Dublin-

Assoziierungsabkommens sind. Das bedeutet, die Betroffenen werden in einen Dublin-Staat 

übergeführt, der für die Prüfung des Asylgesuches zuständig ist. Es kann somit nicht davon 

ausgegangen werden, dass es sich bei den Personen, auf deren Gesuch in der Schweiz 

nicht eingetreten wird, nicht um Flüchtlinge im Sinne von Art. 2 AsylG handelt. 

Tabelle 1 

Erstinstanzliche Erledigungen nach Kantonen 2013 
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Erläuterung: Von Januar 2013 bis Dezember 2013 wurden vom BFM 23‘966 Asylgesuche 

erstinstanzlich erledigt. Das bedeutet, dass in 23‘966 Fällen ein rechtskräftiger Entscheid 

vom BFM gefällt wurde. Ob gegen gewisse Entschiede eine Beschwerde beim Bundesge-

richt hängig ist, ist hier nicht ersichtlich. 3‘167 Personen wurde im Jahr 2013 Asyl gewährt. 

Die Asylgewährungen entsprechen 15.4 % aller effektiven Entscheide. 6‘404 Asylgesuche 

wurden abgelehnt, davon liegt in 2‘916 Fällen eine vorläufige Aufnahme vor und auf 10‘997 

Gesuche wurde nicht eingetreten. Die Daten wurden vom BFM (2014a, S. 14) publiziert.  

Tabelle 2 

Erstinstanzliche Erledigungen nach Kantonen 01.01.2014 bis 31.08.2014 

 

 

 

Erläuterung: Von Januar 2014 bis Ende August 2014 wurden total 17‘672 Asylgesuche erst-

instanzlich erledigt. Insgesamt wurden in dieser Zeitspanne 3‘918 Personen als Flüchtlinge 

anerkannt, was einer Anerkennungsquote von 24.5 % entspricht. 8‘273 Personen erhielten 

einen Negativentscheid. Das sind fast so viele wie im gesamten Jahr 2013. Dabei ist es in 

5‘313 Fällen zu einer vorläufigen Aufnahme gekommen. Auf 3‘784 Gesuche wurde nicht ein-

gegangen und 1‘697 Gesuche wurden abgeschrieben. Mit anderen Abgängen sind gemäss 

BFM (2014k, S. 18) vor allem administrative Abschreibungen infolge von Mehrfachregistrie-

rungen oder Doppelgesuchen gemeint. Die Tabelle wurde vom BFM (2014b, S. 18) publi-

ziert. 

 

Relevant für diese Arbeit sind zudem die Zahlen zur Ausreise von abgewiesenen Asylsu-

chenden in Abbildung 1 (Bestand 2013) und Abbildung 2 (Bestand Juli 2014). Wird ein Asyl-
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gesuch abgelehnt, muss die betroffene Person die Schweiz verlassen beziehungsweise in 

ihr Herkunftsland zurückkehren. In den beiden Abbildungen ist ersichtlich, wie viele Betroffe-

ne jeweils in ihr Herkunftsland zurückgereist sind und wie viele unkontrolliert abgereist sind. 

Eine „unkontrollierte Abreise“, wie sie vom BFM genannt wird, meint, dass den Behörden der 

Aufenthaltsort der Person nicht mehr bekannt ist (2014k, S18). Es kann sich dabei um Per-

sonen handeln, die ohne sich abzumelden in ein anders Land oder zurück ins Herkunftsland 

gereist sind (S.18). Aufgrund der obigen Schilderungen betreffend Erwartungsdruck und Ri-

siko eines Gesichtsverlustes bei einer Rückkehr ins Herkunftsland, ist davon auszugehen, 

dass sich die Personen ohne staatliche Legitimation im Land befinden, also untergetaucht 

sind und nicht etwa (ohne Rückkehrhilfe) die Rückreise ins Heimatland angetreten sind. 

 

Abbildung 1 zeigt, dass im Jahr 2013 insgesamt 21‘570 Abgänge registriert wurden. Viele 

davon (4‘067) wurden gemäss Dublin-Assoziierungsabkommen in einen Dublinstaat zurück-

geführt.165 Personen wurden in einen Drittstaat zurückgeführt und in 4‘922 Fällen kam es zu 

einer kontrollierten selbstständigen Ausreise. In  6‘811 Fällen handelt es sich um eine unkon-

trollierte Abreise und nur in 3‘520 Fällen hat eine Rückführung in den Heimatstaat stattge-

funden.  

 

Abbildung 1. Abgänge im Asylprozess. Publiziert vom BFM, 2014k, S. 17 

 

In Abbildung 2 ist zu erkennen, dass von Januar 2014 bis Ende Juni 2014 insgesamt 10‘218 

Abgänge registriert wurden. Dabei handelt es sich in 1‘384 Fällen um eine Rückführung in 

einen Dublinstaat, in 100 Fällen um eine Rückführung in einen Drittstaat und in 1‘857 Fällen 

um eine Rückführung in den Heimatstaat. 1‘419 Personen sind selbständig und kontrolliert 

ausgereist. Auffallend hoch sind auch in der Zeitspanne von Januar bis Juni 2014 die unkon-

trollierten Abreisen (3‘102 Personen).  
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Abbildung 2. Abgänge im Asylprozess. Publiziert vom BFM, 2014l, S. 11 

 

3.7.1 Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen 

Aus den obigen Tabellen und Abbildungen geht nicht hervor, aus welchen Ländern die ab-

gewiesenen Asylsuchenden stammen. Hierzu hat das BFM Statistiken publiziert, die infor-

mieren, aus welchen Ländern die Personen stammen, die Asylgesuche stellen, wie viele es 

pro Land sind und wie die jeweiligen Entscheide, die vom BFM getroffen werden, aussehen. 

Die entsprechenden Tabellen (Tabelle 5-13), die die Asylentscheide nach Nationen aufzei-

gen, sind im Anhang D zu finden. 

 

Aus den Statistiken (Tabelle 5-9, Anhang D) wird ersichtlich, dass von Staatsangehörigen 

folgender Länder im Jahre 2013 viele Asylgesuche in der Schweiz eingegangen sind, wäh-

rend gleichzeitig von den ebenfalls vielen behandelten Gesuchen (die eventuell bereits in 

den vergangenen Jahren gestellt wurden) nur sehr wenige (unter 10%) gutgeheissen wur-

den: 

 

· Algerien · Bosnien 

· Gambia · Georgien 

· Guinea · Guinea-Bissau 

· Demokratische Republik Kongo · Kosovo 

· Mali · Nigeria 

· Senegal · Serbien 

· Tunesien 

Während bei den genannten Ländern die Anzahl gestellter Gesuche gross ist, ist die Aner-

kennungsquote gleichzeitig sehr gering. Konkret heisst das, dass diese mit 3,6 bei der de-
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mokratischen Republik Kongo am höchsten ist und am niedrigsten bei den Ländern Algerien, 

Mali und Nigeria mit 0.0%, 0.0% und 0.1%. Besonders auffällig ist, dass sehr viele Asylgesu-

che von Personen aus Tunesien und Nigeria eingereicht wurden, während genau bei diesen 

zwei Ländern die Anerkennungsquote am geringsten ist. 

 

Weiter zeigen die Statistiken (Tabelle 10-13, Anhang D), dass von Januar bis Ende August 

2014 von Staatsangehörigen folgender Länder viele Asylgesuche in der Schweiz gestellt 

wurden, während gleichzeitig von den ebenfalls vielen behandelten Gesuchen (die eventuell 

bereits in den vergangenen Jahren gestellt wurden) nur wenige (unter 10%) gutgeheissen 

wurden: 

 

4 Algerien 4 Bosnien 

4 Gambia 4 Georgien 

4 Guinea 4 Demokratische Republik Kongo 

4 Kosovo 4 Mali 

4 Marokko 4 Nigeria 

4 Senegal 4 Serbien 

4 Tunesien 4 Ukraine 

Bei den Ländern handelt es sich zum grössten Teil um dieselben wie im Jahre 2013. Die 

Ukraine und Marokko fallen im ersten und zweiten Quartal des Jahres 2014 zusätzlich zu 

den anderen erwähnten Ländern, mit einer hohen Anzahl gestellter Asylgesuche bei gleich-

zeitig sehr geringer Anerkennungsquote auf. Zudem befindet sich Guinea-Bissau nicht mehr 

auf der Liste. Die Anerkennungsquote ist bei der demokratischen Republik Kongo mit 6,6 am 

höchsten und am niedrigsten bei den Ländern Georgien, Mali, Nigeria, Senegal und Serbien. 

Alle weisen sie eine Anerkennungsquote von 0.0% auf. Auffällig ist auch im Jahre 2014, 

dass sehr viele Asylgesuche von Personen aus Tunesien und Nigeria eingereicht wurden, 

während genau bei diesen zwei Ländern die Anerkennungsquote sehr gering ist. Bei neun 

der 14 Länder handelt es sich um nord- und westafrikanische Länder. 

 

Schlussfolgernd lässt sich Folgendes festhalten: Wenn aus einem bestimmten Land viele 

Asylgesuche eingereicht werden und die Anerkennungsquote gleichzeitig gering ist, bedeutet 

dies, dass aus den entsprechenden Ländern viele Menschen auf der Flucht sind, jedoch 

nicht aus asylrelevanten Gründen, wie sie in Art. 2 AsylG definiert sind. Dies hat zur Folge, 

dass die Betroffenen einen negativen Asylentscheid erhalten und aufgefordert werden, in ihr 

Herkunftsland zurückzukehren.  
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Das BFM hat weiter Zahlen publiziert, die über die Anzahl Austritte im Asylwesen nach Nati-

onen informieren. Die entsprechenden Tabellen (Tabelle 14-23) sind ebenfalls im Anhang D 

zu finden. Die Zahlen lassen erkennen, dass bei den Leuten der oben genannten Herkunfts-

länder mit Ausnahme von Serbien, Kosovo und Bosnien die Anzahl unkontrollierter Abgänge 

im Vergleich zu den Rückführungen ins Heimatland sehr hoch ist. Das bedeutet, dass zwar 

viele Wegweisungen aus der Schweiz verfügt wurden, aber lange nicht alle vollzogen wur-

den oder werden konnten. Besonders Leute aus Nord- und Westafrika scheinen den illega-

len Aufenthalt in der Schweiz einer Rückkehr ins Heimatland vorzuziehen. Diese Annahme 

deckt sich mit den Aussagen der von Tolsdorf und Achermann et al. interviewten abgewie-

senen Asylsuchenden aus Westafrika, die beschreiben, wie schlimm eine Rückkehr ins Hei-

matland für sie wäre. 

 

3.8 Gesellschaftliche und asylpolitische Reaktionen auf die Fluchtproblematik 

Migration, Flucht und Asyl sind Themen, die Reaktanz in der Bevölkerung und in der Politik 

auslösen. Asylstatistiken werden analysiert, Schlussfolgerungen daraus gezogen und zu-

künftige Entwicklungen vorausgesagt, was die öffentliche Wahrnehmung stark beeinflusst. 

Baumgartner und Betschart (2001) stellen fest, dass in der öffentlichen Wahrnehmung unter 

migrationspolitischen Themen in erster Linie Entwicklungen im Asylbereich verstanden wer-

den und „der scheinbar unkontrollierbare Zustrom von Ausländern“ (S. 105) die Bevölkerung 

verunsichere und Besorgnis auslöse.  

 

3.8.1 Asylmissbrauch  

Die Resultate der Asylstatistiken lösen bei einem grossen Teil der Bevölkerung negative Re-

aktionen aus. So meint Brägger (2012), dass bei vielen Schweizer Bürgerinnen und Bürger 

ein diffuser Unmut über alles, was mit Asylwesen, Migration und Einwanderung zu tun hat, 

herrsche.  

 

Wird das Asylgesuch einer Person abgelehnt, besteht die Gefahr, dass die Ablehnung mit 

einem Asylmissbrauch gleichgesetzt wird. Denn folgt laut rechtlicher Definition auf ein Asyl-

gesuch eine Ablehnung, bedeutet dies, dass die betroffene Person keine Verfolgte oder Ver-

folgter ist und sie mit dem Einreichen ihres Asylgesuches schlussendlich asylfremde Zwecke 

verfolgt hat. Das heisst konkret, dass die Gründe, die die Person dazu veranlasst hat, ihr 

Herkunftsland zu verlassen und Asyl zu beantragen, nicht die in Art. 3 AsylG Genannten 

sind. Abgewiesenen Asylsuchenden wird daher oftmals ein Asylmissbrauch vorgeworfen. 

Wirft man einen Blick auf die Asylstatistik (siehe 2.7) stellt man fest, dass dementsprechend 

bei mehr als der Hälfte, der seit Januar 2013 erledigten Asylgesuche von einem Asylmiss-

brauch gesprochen werden könnte. Zeugin (2007, S. 53) weist in diesem Zusammenhang 
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darauf hin, dass es nicht korrekt ist, in allen Fällen von Missbrauch zu sprechen, da das 

Recht, Asyl zu ersuchen, ein Menschenrecht ist und somit allen Menschen zusteht. Ob Asyl 

schliesslich gewährt wird, hängt von den Staaten ab, die das Gesuch prüfen. Entspricht ein 

Asylgesuch nicht den Anforderungen des Asylgesetztes, ist es nicht etwa automatisch miss-

bräuchlich, sondern entspricht den Gesetzten nicht (S. 53). Von Missbrauch im Asylbereich 

kann dann die Rede sein, wenn die asylsuchende Person den Aufenthalt gezielt für kriminel-

le Zwecke nutzt oder Ausweispapiere absichtlich vernichtet werden, um eine Rückschaffung 

zu verzögern (S. 53). Es kann davon ausgegangen werden, dass eine solche Unterschei-

dung von der Bevölkerung nicht oft vorgenommen wird. So sagt auch Zeugin (2001, S. 53), 

dass die Präsenz der Missbrauchsthematik in der Öffentlichkeit die Haltung der Bevölkerung 

gegenüber den Flüchtlingen vor allem negativ beeinflusst.   

 

3.8.2 Politik der Abschreckung und Abschottung 

Die Menschenrechtsorganisation „Amnesty International Schweiz“ beschreibt in einer Medi-

enmitteilung (2013), dass Politikerinnen und Politiker eine Politik der Abschreckung betreiben 

und Panik unter der Schweizer Bevölkerung auszulösen versuchen, um das „Flüchtlings-

problem“ zu kontrollieren. Amnesty International Schweiz sieht in der Verschärfung des 

Asylgesetzes keine Lösung der Probleme. Die Abschreckung und die Härte hielten Men-

schen nicht davon ab, zu flüchten, sondern generierten nur Elend und eine erschwerte In-

tegration für Flüchtlinge. Zudem würde die Schweiz mit den Verschärfungen immer mehr 

vom Ziel, Schutzbedürftigen und Verfolgten im Sinne des Flüchtlingsrechts Schutz zu ge-

währen, abweichen. Auch Zeugin (2001) weist darauf hin, dass die Asylpolitik eines Ziellan-

des keine Auswirkungen auf die Entscheidung von Menschen hat, ihr Herkunftsland zu ver-

lassen, also die Anzahl eingereichter Asylgesuche weder kontrollieren noch reduzieren kann 

(S. 57). Weiter bemerkt sie, dass die bisherigen Gesetzesverschärfungen weder Asylmiss-

bräuche verhindern konnten, noch einen Abschreckungseffekt hatten, also Migrantinnen und 

Migranten nicht von einer Flucht aus dem Herkunftsland abhalten konnten (S.54). Vielmehr 

kam es durch die Verschärfungen zum Abbau von Verfahrensrechten, was es für wirklich 

Verfolgte immer schwieriger macht, in der Schweiz Schutz zu finden (S. 54). Wie Amnesty 

International Schweiz bemerkt auch Zeugin, „dass das Grundrecht auf Asyl in Frage gestellt 

ist“ (S. 54). 

 

Amnesty International Schweiz äussert sich in einer Medienmitteilung vom Juli 2014 äusserst 

kritisch zu der von Europa betriebenen Abschottungspolitik gegen Flüchtlinge. „Sicherung 

der Grenzen wichtiger als Rettung von Leben“ heisst der Titel der Medienmitteilung, die be-

schreibt, wie mit menschenverachtenden Mitteln versucht wird, Flüchtlinge von Europa fern-
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zuhalten. Laut Amnesty International Schweiz investiert die Schweiz in die Firma „Frontex“15, 

die für die Sicherung der Europäischen Aussengrenzen verantwortlich ist. Amnesty Internati-

onal Schweiz kritisiert in derselben Medienmitteilung die momentan vorherrschende Ab-

schottungspolitik, die zahlreiche Menschenleben kostet. Nicht vorhandene gefahrenfreie 

Fluchtwege nach Europa und Meter hohe Stacheldrahtzäune, die an Landesgrenzen verlau-

fen, führen laut Amnesty International Schweiz dazu, dass viele Menschen ihr Recht auf 

Schutz vor Verfolgung nicht einfordern können. 

 

3.9 Eingrenzung der Zielgruppe 

An dieser Stelle soll eine präzisere Beschreibung respektive Eingrenzung der Zielgruppe 

erfolgen. Eine Person kann sich wie weiter oben beschrieben aus verschiedenen Gründen 

illegal in der Schweiz aufhalten. So zählen nicht alle Sans-Papiers zu den ehemaligen Asyl-

suchenden. Einige Personen wurden etwa nach dem Ablauf ihres Touristenvisa zu Sans-

Papiers, weil sie die Schweiz nicht wie vorgeschrieben verlassen haben. Oder sie haben sich 

von Anfang an ohne staatliche Bewilligung in der Schweiz aufgehalten. In dieser Arbeit sol-

len diejenigen Menschen im Fokus stehen, die sich für die Einreichung eines Asylgesuches 

entschieden haben, aber kein Asyl erhalten haben und nicht vorläufig aufgenommen wurden, 

da sie keine Flüchtlinge im materiellen Sinne darstellen und einer Wegweisung keine Hin-

dernisse im Wege stehen. Es handelt sich hier um diejenigen Sans-Papiers und Illegalisier-

ten, die in Form der Anzahl abgelehnter Asylgesuche in den Asylstatistiken erfasst sind. Die-

jenigen Asylsuchenden, auf deren Asylgesuch ein Nichteintretensentscheid erfolgt ist, sind 

auch in den Asylstatistiken erfasst, stehen aber nicht im Fokus der Arbeit. Denn oft ist das 

Dublin-Assoziierungsabkommen Grund für das Nichteintreten auf das Gesuch. Die Betroffe-

nen werden in den meisten Fällen in einen Dritt- oder Dublinstaat weitertransferiert, der für 

die Prüfung des Asylgesuches zuständig ist. Es kann also nicht davon ausgegangen werden, 

dass es sich bei den Betroffenen nicht um Flüchtlinge im materiellen Sinn handelt, da das 

Asylverfahren noch nicht abgeschlossen ist. Asylsuchende, auf deren Gesuch nicht eingetre-

ten wird, weil es ausschliesslich aus medizinischen oder wirtschaftlichen Gründen einge-

reicht wurde, zählen allerdings wiederum zur Zielgruppe, denn diese werden nicht aufgefor-

dert, in ein Dritt- oder Dublinstaat weiterzureisen, sondern ebenfalls ins Herkunftsland zu-

rückzukehren. 

 

Aufgrund der Betrachtung der Asylstatistiken erlaube ich mir an dieser Stelle eine weitere  

Eingrenzung der Zielgruppe. Aus den Asylstatistiken geht, wie unter 3.7.2 beschrieben, her-

vor, dass insbesondere abgewiesene Asylsuchende aus Nord- und Westafrika ein Leben in 

der Illegalität einer Rückkehr ins Herkunftsland vorziehen. Da es sich bei den nord- und 

                                                           
15 Für Informationen zu FRONTEX vgl. http://frontex.europa.eu/ 
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westafrikanischen Länder um Entwicklungsländer handelt, kann davon ausgegangen wer-

den, dass die Mehrheit der Menschen, die aus diesen Ländern nach Europa beziehungswei-

se in die Schweiz migrieren und hier nicht als Flüchtlinge anerkennt werden, ihr Herkunfts-

land aufgrund wirtschaftlicher Not, Armut und Perspektivenlosigkeit verlassen haben, in der 

Hoffnung, in der Schweiz ein besseres Leben zu finden. Der im Rahmen dieser Bachelorar-

beit erarbeitete Vorschlag zu einer Alternative zu Asyl richtet sich bewusst an diejenigen Mig-

rantinnen und Migranten, die aufgrund von Armut, wirtschaftlicher Not und Perspektivenlo-

sigkeit ihr Herkunftsland verlassen, und hoffen, im Zielland ein besseres Leben zu finden. Es 

handelt sich dabei um die in unserer Gesellschaft oftmals in einem abschätzenden Sinn als 

„Wirtschaftsmigranten“ bezeichneten Migrantinnen und Migranten. Die Eingrenzung der Ziel-

gruppe ermöglicht das Präsentieren eines konkreten Vorschlages. Die Erarbeitung einer Al-

ternative zu Asyl, die alle erdenklichen Fluchtmotive berücksichtigt, ist kaum möglich, insbe-

sondere nicht im Rahmen dieser Arbeit. 
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4 PROBLEMDEFINITION UND ERKENNTNISSE 

Im folgenden Kapitel wird eine Problemdefinition herausarbeitet, indem in einem ersten 

Schritt, auf der Basis der in Kapitel 2 und 3 dargelegten Materialien, die Problematik zusam-

mengefasst dargestellt wird und in einem zweiten Schritt die der Problematik zugrundelie-

genden strukturellen Bedingungen erhoben und analysiert werden. Dies soll eine umfassen-

de Darstellung einer vorliegenden Problematik im Schweizerischen Asylwesen ermöglichen. 

Durch das Erkennen von Zusammenhängen zwischen Problemen und strukturellen Bedin-

gungen können in einem weiteren Schritt Erkenntnisse abgeleitet werden, die ausschlagge-

bend für den weiteren Teil der Arbeit sind. Sie begründen die Auswahl der in Kapitel 5 vor-

gestellten Theorie zur Prävention irregulärer Migration, sowie die in Kapitel 6 dargestellten 

Vorschläge zu einer möglichen Alternative zu Asyl. 

 

4.1 Die prekäre Lebenslage der Betroffenen 

Im Folgenden werden die Probleme, die sich für abgewiesene Asylsuchende aufgrund ihrer 

Rechtsstellung und den daraus resultierenden Lebensbedingungen ergeben, zusammenge-

fasst. Dabei steht die Perspektive der Betroffenen im Vordergrund. Eine Problemdarstellung 

aus Sicht der Gesellschaft und des Staates folgt im Unterkapitel 4.2. 

 

4.1.1 Rechtliche Situation 

Die Rechte von abgewiesenen Asylsuchenden beschränken sich auf ein Minimum. Gemäss 

dem Recht auf Nothilfe nach Art. 12 BV sollte ihnen zwar ein Obdach, Nahrung, Kleidung 

sowie die Möglichkeit zur Körperpflege und eine medizinische Versorgung gewährleistet 

werden, aber die Realität sieht oftmals anders aus. Obwohl den Betroffenen in Durchgangs- 

oder Sachabgabezentren ein Schlafplatz und die Möglichkeit zur Körperpflege zur Verfügung 

gestellt werden, ist der Aufenthalt in diesen Zentren mit der Gefahr verbunden, inhaftiert oder 

gar ausgeschafft zu werden, denn abgewiesene Asylsuchende halten sich ohne staatliche 

Legitimation in der Schweiz auf und machen sich dadurch strafbar. Leben die Betroffenen in 

den für sie vorgesehenen Zentren, ist ihr Aufenthaltsort dem kantonalen Migrationsdienst 

bekannt. Sobald die Behörden über den Aufenthaltsort der abgewiesenen Asylsuchenden 

Bescheid wissen, können diese von der Kantonspolizei, die für den Vollzug der Wegweisung, 

die gegen die Betroffenen verfügt wurde, zuständig sind, abgeholt werden. Weiter muss, wer 

das Nothilfegeld beziehungsweise die Nothilfe in Form von Lebensmitteln beziehen will, dies 

ebenfalls in den Durchgangs- oder Sachabgabezentren tun. Hier zeigt sich dieselbe Proble-

matik: Nur wer den Behörden seinen Aufenthaltsort bekannt gibt, hat Anspruch auf Leistun-

gen. Wer die finanzielle Unterstützung oder Lebensmittel beziehen will, muss das Risiko ei-

ner Inhaftierung oder gar Ausschaffung in Kauf nehmen. Wer sich gegen die finanzielle Un-
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terstützung vom Staat entscheidet, muss sich auf eine andere Art und Weise über dem Was-

ser halten. Da abgewiesene Asylsuchende meist wenig soziale Kontakte und sehr schlechte 

Sprachkenntnisse haben, ist der Zugang zum Arbeitsmarkt für sie schwierig. Zudem ist es für 

die genannte Personengruppe gesetzlich verboten, einer Arbeit nachzugehen. Kommt es 

trotzdem zu einem Arbeitsverhältnis, handelt es sich um Grau- oder Schwarzarbeit. Gerade 

Schwarzarbeit bringt äusserst prekäre Arbeitsbedingungen mit sich. So werden Betroffene 

oftmals als flexible und billige Arbeitskräfte eingesetzt und sie profitieren nicht von Sozialver-

sicherungsleistungen. Wer keiner Arbeit nachgeht, versucht der staatlichen Abhängigkeit 

manchmal durch Kleinkriminalität zu entgehen. Aber nicht nur aufgrund des Ausübens von 

kleinkriminellen Handlungen, sondern alleine aufgrund ihrer Anwesenheit oder sagen wir 

aufgrund ihrer Existenz machen sich alle abgewiesenen Asylsuchenden jeden Tag aufs 

Neue strafbar. Sie verstossen gegen das Gesetz und sind dadurch jeden Augenblick dem 

Risiko ausgesetzt, inhaftiert zu werden. Anzunehmen ist, dass die Gefängnisaufenthalte bei 

einigen oder sogar bei den meisten abgewiesenen Asylsuchenden insgesamt länger als die 

12 Monate betragen, die als Höchststrafe bei illegalem Aufenthalt gelten. Laut AuG können 

Betroffene zusätzlich für andere Vergehen mit einem Freiheitsentzug bestraft werden. So 

zum Beispiel wenn sie gegen die Ein- und Ausgrenzungsbestimmungen nach Art. 74 AuG 

verstossen, die zu den Zwangsmassnahmen zählen, die gegen Menschen, die sich ohne 

Aufenthaltsbewilligung in der Schweiz aufhalten, angeordnet werden können. 

 

Betrachtet man die im Unterkapitel 3.4.1 genannten Kriterien, die für eine individuelle Regu-

larisierung des Aufenthaltsstatus durch ein Härtefallgesuch erforderlich sind, fällt auf, dass 

für abgewiesene Asylsuchende die Möglichkeit, mit Hilfe der Härtefallregelung zu einer Auf-

enthaltsbewilligung zu gelangen, sehr gering ist. Der Status der Illegalität ermöglicht den 

Betroffenen kaum, das Kriterium der ausreichenden Integration zu erfüllen. Ohne Aufent-

haltsstatus sind die Leute nicht zu staatlich finanzierten Sprachkursen zugelassen und pri-

vate Sprachkurse können die meisten nicht finanzieren. Zudem führt die ständige Angst, von 

den Behörden entdeckt zu werden, zur Isolation, was einer Integration nicht dienlich ist. 

Ebenfalls ist es den Betroffenen aufgrund ihres Status nicht möglich, einer Erwerbstätigkeit 

nachzugehen, wodurch keine berufliche Integration stattfinden kann. Um zu garantieren, 

dass den Behörden der Aufenthaltsort während fünf Jahren stets bekannt war, müssen die 

Betroffenen das Risiko einer Inhaftierung in Kauf nehmen. Denn wie bereits erwähnt, ist der 

Aufenthalt ohne staatliche Legitimation Grund für einen Freiheitsentzug. Das Risiko inhaftiert 

zu werden, ist gross, wenn die Behörden über den Aufenthaltsort Kenntnis haben. Eine In-

haftierung wiederum spricht gegen die Respektierung der Rechtsordnung, wie sie als weitere 

Voraussetzung für die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung mit Hilfe der Härtefallregelung 



���� ¡¢£¡¤¥¦¥§¥�¦ ¨¦£ ¡�©¡¦¦§¦¥ªª¡  

45 

 

genannt wird. Grundsätzlich spricht die illegale Anwesenheit gegen die Respektierung der 

Rechtsordnung. 

 

4.1.2 Gesundheit 

Die Einschränkung an Rechten für abgewiesene Asylsuchende wirkt sich negativ auf ihre 

Gesundheit aus. Bei der Unterkunft, die Asylsuchenden zusteht, handelt es sich um eine 

Kollektivunterkunft, die keine Privatsphäre und nicht genügend Hygienemöglichkeiten bietet. 

Zudem muss davon ausgegangen werden, dass die Rotationverfahren, die manche Zentren 

anwenden, damit sich die Betroffenen nicht integrieren, eine enorme Belastung für diese 

darstellen, da ein Umzug in eine neue und unbekannte Umgebung als Stresssituation be-

trachtet werden kann. Nebst der Wohnsituation stellt die Ernährung ein weiteres Problem 

dar. Viele Nothilfebezüger leiden an Mangelerscheinungen und Unterernährung, was die 

Anfälligkeit für Infektionen erhöht. Nebst den physischen Beschwerden stellen bei abgewie-

senen Asylsuchenden psychische Belastungen ein grosses Problem dar. So führt die Angst 

vor einer Aufdeckung oder einer Abschiebung ins Herkunftsland zu Stress. Diese Angst 

hängt oftmals mit dem Druck der Familie im Herkunftsland zusammen. Gerade dann, wenn 

die Entscheidung zur Flucht ein kollektiver Entschluss war, an dem die gesamte Familie be-

teiligt war und entsprechend Geld in die Flucht investiert hat, ist der Erwartungsdruck riesig 

und eine Heimreise (mit leeren Händen) sowohl für die Migrierten als auch für die Zurückge-

bliebenen unvorstellbar. Betroffene ziehen das Leben in der Illegalität unter entsprechend 

prekären Lebensbedingungen einem Gesichtsverlust vor. Es handelt sich dabei oft um ein 

sehr einsames und isoliertes Leben, da eine Entdeckung nicht riskiert werden will. Fehlende 

Beschäftigung und daraus resultierende kleinkriminelle Handlungen, Destrukturierung und 

das Gefühl der Nutzlosigkeit können die Folgen sein. 

 

4.1.3 Missachtete Menschenrechte und tangierte Grundrechte 

Das Grundrecht auf Hilfe in Notlagen nach Art. 12 BV scheint in gewisser Weise tangiert zu 

sein, da eine betroffene Person nur dann von ihrem Recht Gebrauch machen kann, wenn sie 

das Risiko eingeht, in Haft genommen zu werden. Grundrechte stehen jedem Menschen zu 

und sollten nicht an Bedingungen geknüpft oder mit Risiken verbunden sein. Weiter stellen 

die Zwangsmassnahmen, die gegen abgewiesene Asylsuchenden angeordnet werden kön-

nen, ein Eingriff in das Grundrecht auf persönlichen Freiheit (Art. 10 BV) dar. Insbesondere 

die durchgeführten Sonderflüge, bei denen abgewiesene Asylsuchende gegen ihren Willen 

und wenn nötig unter der Anwendung von Gewalt in ihr Herkunftsland zurückgebracht wer-
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den, scheinen unmenschlich. Gerade die Tatsache, dass es bei Sonderflügen bereits zu To-

desfällen kam16, lässt an der Angemessenheit dieser Massnahme zweifeln.  

Nicht nur die Garantie des Rechtes auf Hilfe in Notlagen und desjenigen auf persönliche 

Freiheit, sondern auch die Garantie desjenigen Menschenrechts, das besagt, dass jeder 

Mensch in einem beliebigen Land um Asyl bitten kann (Art. 14 Ziff. 1 der Allgemeinen Erklä-

rung der Menschenrechte), ist in Frage gestellt. Denn die häufigen Verschärfungen des 

Asylgesetztes und der damit verbundene Abbau von Verfahrensrechten und die Abschot-

tungspolitik, die verhindern soll, dass Flüchtlinge überhaupt nach Europa einreisen können, 

erschweren es Verfolgten, in der Schweiz ein Asylgesuch zu stellen.  

 

Zum Grundrecht auf Hilfe in Notlagen nach Art. 12 BV gehört der Anspruch auf die Mittel, die 

für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind. Ebenfalls ist in Art. 7 BV zur Men-

schenwürde festgehalten, dass diese zu achten und zu schützen sei. Unter Menschenwürde 

wird ein Wert verstanden, der jedem Menschen aufgrund seiner Menschheit innewohnt 

(„Menschenwürde“, 2011). Der Begriff der Würde bezeichnet „einen im moralisch-rechtlichen 

Sinne grundlegenden Wert des Menschen, der ihn in seiner Person und in der Art seiner 

Existenz zu einem ausgezeichneten, schützenswerten Lebewesen macht“ („Würde“, 2009). 

In der christlichen Tradition des Mittelalters wird der Begriff der Würde mit demjenigen der 

Wahlfreiheit und Selbstmächtigkeit gleichgesetzt und auch in der frühen Neuzeit spielt der 

Begriff der Selbstbestimmung im Diskurs über die inhaltliche Bestimmung des Begriffes 

Würde eine zentrale Rolle („Würde“, 2008). Im 20. Jahrhundert wurde diskutiert, was es be-

deutet, die Würde des Menschen zu achten. Die Achtung der Menschenwürde liege darin, 

„die Bedingungen zu wollen, unter denen jeder sich frei Ziele setzend und verfolgend entwer-

fen kann (. . .)“ („Würde“, 2008).  

 

In Anbetracht der Erläuterungen zum Begriff Würde stellt sich die Frage, ob abgewiesenen 

Asylsuchenden ein menschenwürdiges Dasein garantiert ist. Ein Leben in der Illegalität 

schränkt die Wahlfreiheit und die Möglichkeit zur Selbstbestimmung für Betroffene stark ein. 

So ist es ihnen aufgrund der Einschränkung an Rechten nicht möglich, ihr Leben frei nach 

ihren Interessen zu gestalten oder ihre Träume zu verwirklichen. Die Definition der Würde als 

„ein dem Menschen innenwohnender Wert, der ein Leben schützenswert macht“, wirft die 

Frage auf, was schützenswert bedeutet, beziehungsweise wie dieser Schutz aussehen soll. 

Einerseits könnte die Tatsache, dass abgewiesene Asylsuchende trotz fehlender Aufent-

haltsbewilligung Nothilfe in Anspruch nehmen können, als Gewährleistung von Schutz be-

zeichnet werden. Andererseits kann das Beziehen von Nothilfe als eine Gefahr gesehen 

                                                           
16

 zum Thema Todesfälle bei Sonderflügen vgl. Ausschaffungshäftling am Flughafen gestorben. (2010, 19. März). 
Neue Zürcher Zeitung. Abgerufen von http://.www.nzz.ch 
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werden, im Hinblick auf das Risiko einer Inhaftierung oder Ausschaffung, das entsteht, so-

bald die Behörden wissen, wo sich Nothilfebeziehende aufhalten.  

 

Asyl- und ausländerrechtliche Regelungen lassen daran zweifeln, dass der Würde von ab-

gewiesenen Asylsuchenden Achtung geschenkt wird. Wegweisungen aus der Schweiz oder 

die drohende Zwangsausschaffung ins Herkunftsland, beim nicht Verlassen der Schweiz, 

stellen keine Bedingungen dar, unter welchen sich die Betroffenen frei Ziele setzen und die-

se verfolgen können. Zudem ist mir aus meiner Arbeit in einem Durchgangszentrum für Asyl-

suchende bekannt, dass viele abgewiesene Asylsuchende ihre Lage als entwürdigend be-

zeichnen. Die Schweiz habe ihnen ihre Würde gestohlen und behandle sie wie Tiere. Ob-

wohl Würde als etwas dem Menschen Innewohnendes, Unantastbares definiert wird, zeigt 

sich bei  Aussagen von diversen abgewiesenen Asylsuchenden, dass sie durch die vorherr-

schenden Lebensumstände ihr Wertgefühl, ihren Stolz, ihr Selbstbewusstsein und zum Teil 

ihre Selbstachtung verloren haben. Abgewiesene Asylsuchenden erfahren laut eigenen Aus-

sagen, dass sie in unserer Gesellschaft „nichts wert“ sind. 

 

4.1.4 Enttäuschte Erwartungen 

Die Zahlen aus den Asylstatistiken lassen vermuten, dass die Mehrheit der abgewiesenen 

Asylsuchenden nicht wegen der Suche nach Schutz vor Verfolgung in die Schweiz geflüchtet 

ist. Wäre dem so, kann davon ausgegangen werden, dass sie nicht einen negativen, son-

dern einen positiven Asylentscheid erhalten hätten oder zumindest vorläufig aufgenommen 

worden wären. 

 

Es kann also davon ausgegangen werden, dass die Erwartungen, die Betroffene an ihren 

Aufenthalt in der Schweiz hatten, nicht mit der Ablehnung, die sie erfahren, übereinstimmen. 

Es ist anzunehmen, dass Menschen, die wegen Perspektivenlosigkeit, Armut, wirtschaftli-

cher Not oder der Hoffnung auf ein besseres Leben (also nicht wegen asylrelevanten Grün-

den) flüchten, sich nicht erhoffen, in der Schweiz Schutz vor Verfolgung, sondern die Chance 

auf ein besseres Leben zu erhalten. Anstelle dieser Chance erwartet sie ein Leben in der 

Illegalität. Mit einer enttäuschten Erwartung umzugehen, stellt immer eine Herausforderung 

dar, insbesondere wenn damit nicht nur die eigenen Erwartungen, sondern die einer ganzen 

Familie enttäuscht werden. Obwohl Achermann et al., wie in Kapitel 3 aufgezeigt, herausge-

funden haben, dass besonders Leute aus Afrika zu einer Heimreise bereit wären, weil sie 

finden, nicht in die Schweiz zu gehören, nimmt diese Bereitschaft ab, je länger sich die Be-

troffenen in der Schweiz aufhalten und je perspektivenloser sie die Situation im Herkunfts-

land einschätzen. Erinnern wir uns an dieser Stelle daran, dass vom Einreichen eines Asyl-

gesuches bis zur verfügten Wegweisung aus der Schweiz durchschnittlich bis zu 455 Tage 
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vergehen, muss vermutet werden, dass zum Zeitpunkt, an dem eine betroffene Person zur 

Ausreise aufgefordert wird, die Bereitschaft zu einer Rückkehr gering ist.  

 

4.2 Probleme aus gesellschaftlicher und nationalstaatlicher Perspektive 

Aus Sicht der Gesellschaft lassen sich unterschiedliche Probleme im Hinblick auf die Thema-

tik des illegalen Aufenthalts erkennen. Sie wurden insbesondere in Kapitel 3 der Arbeit ge-

nannt und sollen hier zusammengefasst dargestellt und kommentiert werden. Die gesell-

schaftlichen und nationalstaatlichen Reaktionen auf diese Probleme ziehen Konsequenzen 

nach sich, die zu nationalstaatlichen Dilemmata führen, die hier auch aufgezeigt werden sol-

len.   

 

4.2.1 Hohe Anzahl abgelehnter Asylgesuche und Asylmissbrauch 

Die verhältnismässig hohe Anzahl abgewiesener Asylgesuche stellt vor allem in den Augen 

der Schweizer Bevölkerung (allenfalls erst aufgrund der Beurteilung durch Behörden und 

Politikerinnen und Politiker) ein Problem dar. Insbesondere, wenn die abgewiesenen Asylsu-

chenden trotz der verfügten Wegweisung weiterhin in der Schweiz bleiben, führt dies nicht 

nur zu Inakzeptanz seitens der Bevölkerung, sondern zu Legitimationsbedarf seitens des 

Staates. Die Zahlen aus der Asylstatistik verraten, dass die Annahme, dass abgewiesene 

Asylsuchende nach Eintreffen des negativen Asylentscheides die Schweiz verlassen, als 

falsch eingestuft werden muss. Es stellt sich somit die Frage, ob und wie sich ein Asylverfah-

ren, das aufwändig und kostenintensiv ist, rechtfertigen lässt. 

 

Mit der hohen Anzahl abgewiesener Asylgesuche hängt die Thematik des Asylmissbrauchs 

zusammen. In Kapitel 3 wurde geschildert, dass Asylmissbrauch ein stets präsentes Thema 

ist und es nahe liegt, dass abgelehnte Asylgesuche mit Missbrauch in Verbindung gebracht 

werden. Dass die oft als „Scheinasylanten“ (Däpp, 1984, S. 216) oder „Asyltouristen“ (S.216) 

bezeichneten abgewiesenen Asylsucheden eher Abneigung und Verachtung als Akzeptanz 

und Verständnis erfahren, scheint dadurch begründet, dass der Schweizer Bürgerinnen und 

Bürger mit ihren Steuerabgaben die Nothilfe für abgewiesene Asylsuchende mitfinanzieren. 

Der Solidaritätsgedanke verliert an Bedeutung, wenn von einem Missbrauch ausgegangen 

wird. 

 

4.2.2 Schwarzarbeit, Kleinkriminalität und fehlende Integration 

Ein weiterer Punkt, der sich negativ auf den Staat beziehungsweise den Arbeitsmarkt aus-

wirkt, ist die Verrichtung von Schwarzarbeit. Wie in Kapitel 3 geschildert, gehen einige der 

abgewiesenen Asylsuchenden einer Arbeit nach, etwa um auf den Bezug der Nothilfe ver-
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zichten zu können. Die Arbeit verrichten sie einerseits illegal und andererseits ohne Sozialhil-

febeiträge oder Steuerabgaben einzubezahlen. Als Probleme im Zusammenhang mit 

Schwarzarbeit können Lohn- und Sozialdumping oder die Beeinträchtigung des fairen Wett-

bewerbs genannt werden. Die genauen Auswirkungen von Schwarzarbeit oder Grauarbeit 

auf den Staat sollen hier nicht weiter erläutert werden. Da es abgewiesenen Asylsuchenden 

aufgrund des fehlenden Sozial- und kulturellen Kapitals oftmals nicht möglich ist, (illegal) 

einer Arbeit nachzugehen, legen einige von ihnen kleinkriminelle Handlungen wie Lebensmit-

teldiebstahl an den Tag. Gerade in den Medien ist die Darstellung von solchen Straftaten ein 

beliebtes und daher immer präsentes Thema, was das Bild, welches in der Gesellschaft über 

(abgewiesene) Asylsuchende vorherrscht, negativ beeinflusst. Die Isolation, die bei abge-

wiesenen Asylsuchenden oft beobachtet wird, kann dazu führen, dass sie kaum in unsere 

Gesellschaft integriert sind, was sich negativ auf den Eindruck auswirkt, den sie bei der Be-

völkerung hinterlassen. Eine Integration von abgewiesenen Asylsuchenden wird nicht geför-

dert, da sie die Schweiz verlassen sollen. 

 

4.2.3 Innen- und aussenpolitische Reaktionen auf die Problematik des illegalen Auf-

enthalts und daraus resultierende Konsequenzen für den Nationalstaat 

Als Reaktion auf die hohe Anzahl „unechter“ Flüchtlinge folgen eine Abschottungspolitik so-

wie Gesetzesrevisionen, die beispielsweise den Sozialhilfestopp für abgewiesene Asylsu-

chende und ständige Verschärfungen des Asylgesetztes beinhalten. Diese sollen bewirken, 

dass es zu einer Abnahme der Anzahl Asylgesuche kommt, indem abgewiesene Asylsu-

chende freiwillig ausreisen oder gar nicht erst in die Schweiz einreisen. Efionayi-Mäder et al. 

(2010, S. 77) sprechen im Hinblick auf die vorherrschende Asylpolitik von einer Politik, die in 

erster Linie repressiv vorgeht, um die Verhinderung des illegalen Aufenthalts zu garantieren. 

Es kann festgestellt werden, dass das Asylwesen mit seiner Gesetzgebung momentan ein 

Instrument zur Migrationssteuerung darstellt. Migrationssteuerung meint die staatlichen Best-

immungen über Ein- und Ausreise, das heisst die staatlichen Massnahmen bezüglich dem 

Zugang und dem Nicht-Zugang von Migrierenden (Westermann, 2009, S. 12). Dies hat zur 

Folge, dass der ursprünglich humane Zweck des Instruments Asyl, das Verfolgten Schutz 

garantieren sollte, zweitrangig wird und mit der Asylpolitik als Steuerungsinstrument in erster 

Linie eine Politik „gegen Flüchtlinge“ betrieben wird, was sich schlussendlich in den höchst 

problematischen Lebensbedingungen der abgewiesenen Asylsuchenden wiederspiegelt. 

 

Die vorherrschende Situation bringt den Nationalstaat in ein Dilemma und stellt ihn, so Zeu-

gin (2003) vor grosse innenpolitische Herausforderungen, da das Phänomen des illegalen 

Aufenthalts „auf die Vollzugsdefizite staatlichen Rechts (. . .)“ (S. 8) verweist. Dies hat zur 

Folge, dass die Glaubwürdigkeit des Staates, des Rechts und der Politik in Frage gestellt 
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wird. Es ist der Staat, der die Verhinderung des illegalen Aufenthaltes fordert beziehungs-

weise diesen gesetzlich verbietet, aber gleichzeitig an der Durchsetzung scheitert (S. 8). 

Achermann, Chimienti und Stants (2006) stellen fest, dass sich im Phänomen des illegalen 

Aufenthalts zwei unterschiedliche Interessen gegenüberstehen, was den Staat in ein weite-

res Dilemma bringt. So ist dies auf der einen Seite die Wahrung der Menschenrechte und auf 

der anderen Seite die Befolgung des Asyl- und Ausländerrechts (S. 34-35). Abgewiesene 

Asylsuchende, die sich ohne staatliche Legitimation in der Schweiz aufhalten, haben nach 

wie vor das Recht auf Hilfe in Notlagen. Die Einforderung dieses Rechts kann aber, wie be-

reits erwähnt, dazu führen, dass die Behörden von der nicht bewilligten Anwesenheit der 

Betroffenen erfahren und dies zu einer Wegweisung führt. Dadurch kann der vorherrschen-

den Asylpolitik vorgeworfen werden, dass sie Grundrechte missachtet und Menschenrechte 

verletz. Achermann et al. bezeichnen diesen Widerspruch als ein Rechtsgüterkonflikt (S. 34). 

 

4.3 Die den Problemen zugrundeliegenden strukturellen Bedingungen 

Aus den oben dargestellten Problemen wird ersichtlich, dass es unterschiedliche Perspekti-

ven einzunehmen gilt, wenn Missstände und Problematiken benannt werden wollen. Sach-

verhalte und Auswirkungen, die aus gesellschaftlicher Perspektive als Probleme erachtet 

werden und solche, die aus der Perspektive der abgewiesenen Asylsuchenden als proble-

matisch definiert werden, scheinen wechselwirkend aufeinander Einfluss zu haben. So ist 

beispielsweise zu vermuten, dass die Ablehnung, die abgewiesene Asylsuchende von der 

Bevölkerung erfahren, zu Rückzug und Isolation führt, was wiederum eine Integration ver-

unmöglicht und die Ablehnung von Seiten der Bevölkerung verstärkt. Obwohl sich die Prob-

leme je nach eingenommener Perspektive unterschiedlich definieren lassen, haben sie den-

selben Ursprung: Die dem Schweizer Asylrecht zugrundeliegende Gesetzgebung, welche 

das Phänomen des illegalen Aufenthalts beziehungsweise die Gruppe der abgewiesenen 

Asylsuchenden entstehen lässt. Was damit gemeint ist, wird in den folgenden Ausführungen 

erklärt. 

 

4.3.1 Die Typologisierung von Flüchtlingen und deren Konsequenzen 

Däpp beschreibt bereits im Jahr 1984, dass aufgrund des Anstiegs der Asylgesuche die Un-

terscheidung zwischen „echten“ und „unechten“ Flüchtlingen immer mehr an Bedeutung ge-

winnt (S. 216). Die Unterscheidung zwischen wirklich Verfolgten und reinen „Wirtschafts-

flüchtlingen“, wie sie laut Däpp (S. 216) oft genannt werden, steht auch heute noch im Mittel-

punkt der Prüfung eines Asylgesuches. Wer kein Flüchtling im Sinne von Art. 3 AsylG ist, ist 

kein „echter“ Flüchtling und erhält deshalb kein Asyl, sondern wird aufgefordert beziehungs-

weise gezwungen, ins Herkunftsland zurückzukehren. Eine Alternative zu Asyl, die auf die 

Bedürfnisse der „unechten“ Flüchtlinge zugeschnitten ist, gibt es nicht. Betrachtet man die 
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Voraussetzungen nach Art. 3 AsylG, die erfüllt werden müssen, um in der Schweiz Asyl zu 

erhalten, lässt sich Folgendes feststellen:  

 

Die Chancen auf Asyl sind sehr gering. Gelingt einem Flüchtling die Flucht in die Schweiz, 

sind ihm zwar beim Einreichen des Asylgesuches noch keine grossen Hindernisse in den 

Weg gelegt, da jede Äusserung, mit der eine Person zu erkennen gibt, dass sie die Schweiz 

um Schutz vor Verfolgung nachsucht, als Asylgesuch gilt. Aber bereits die Prüfung, ob über-

haupt auf das Asylgesuch eingetreten wird oder nicht, stellt ein erstes Hindernis dar. Ist bei-

spielsweise bereits nach dem Feststellen des Sachverhaltes (erste Anhörung der asylsu-

chenden Person) ersichtlich, dass das Asylgesuch ausschliesslich aus wirtschaftlichen oder 

medizinischen Gründen eingereicht wird, wird nicht darauf eingegangen. Es folgt ein Nicht-

eintretensentscheid und die Person wird aus der Schweiz weggewiesen. Liegt kein Nichtein-

tretensgrund vor, kommt es zur Prüfung der Flüchtlingseigenschaft. An dieser Stelle soll 

nochmals an die Merkmale erinnert werden, die ein Flüchtling nach Definition der Genfer 

Flüchtlingskonvention aufweisen muss, um in der Schweiz als solcher anerkannt zu werden: 

· Ausländische Nationalität 

· Aufenthalt ausserhalb des Heimat- oder Herkunftslandes 

· Bruch der Beziehung zum Heimat- oder Herkunftsland 

· Verfolgung aus einem bestimmten Grund im Heimat- oder Herkunftsland oder be-

gründete Furcht einer solchen  

Während alle vom Ausland in die Schweiz migrierten Personen die zwei erst genannten 

Merkmale automatisch aufweisen, sind es die zwei letztgenannten Punkte, die dazu führen, 

dass die Mehrzahl der Asylsuchenden nicht als Flüchtlinge anerkannt wird. 

 

Es kann davon ausgegangen werden, dass Menschen, die ihr Herkunftsland aufgrund wirt-

schaftlicher Not, Armut, Perspektivenlosigkeit und der Hoffnung auf eine bessere Zukunft für 

sich oder eine ganze Familie verlassen, oftmals keinen Bruch der Beziehungen zum Heimat- 

oder Herkunftsland beabsichtigen. Im Gegenteil. Zwischen den Migrierenden und den Zu-

rückgebliebenen besteht eine wichtige Verbindung, insbesondere dann, wenn Zurückgeblie-

bene mit der finanziellen Unterstützung der Person im Zielland rechnen. 

 

Menschen, die aus oben genannten Gründen flüchten, werden nach asylrechtlichem Ver-

ständnis nicht verfolgt. Natürlich kann das Wort „Verfolgung“ im Sprachgebrauch verschie-

den verwendet werden. So könnte man behaupten, Betroffene werden von der vorherr-

schenden Armut und Ungerechtigkeit oder der Perspektivenlosigkeit „verfolgt“. Betrachten 

wir aber die Ausführungen zum Verfolgungsbegriff unter 2.3.2.1, wird ersichtlich, dass eine 
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Verfolgung erst dann als asylrelevant gilt, wenn sie gezielt gegen die betroffene Person ge-

richtet ist und den in Art 3 Abs. 1 AsylG definierten Verfolgungsmotiven entspringt. Beide 

Voraussetzungen sind nicht erfüllt, wenn Menschen aufgrund eben genannter Gründe flüch-

ten. 

 

Selbst wenn den Betroffenen bewusst ist, dass sie keine Flüchtlinge im Sinne des Asylge-

setzes sind, erweist sich das Einreichen eines Asylgesuches als einzige Option, die Migrie-

rende aus Drittstaaten betreffend der Regelung ihres Aufenthaltes (nebst der Heirat) haben, 

nachdem sie in die Schweiz eingereist sind. Eine Alternative stellt der bewusste Entscheid 

für einen von Beginn an illegalen Aufenthalt in der Schweiz dar. Allerdings wird bereits die 

Grenzkontrolle bei der Einreise in die Schweiz oder eine sonstige polizeiliche Kontrolle die-

ser Option im Wege stehen. Kaum eine Person wird den Polizistinnen und Polizisten mittei-

len, einen illegalen Aufenthalt zu beabsichtigen. Natürlich können Leute aus Drittstaaten le-

gal in die Schweiz einreisen und sich legal in dieser Aufhalten, wenn sie eine entsprechende 

Aufenthaltsbewilligung haben. Es ist an eine Arbeitsbewilligung oder ein Touristenvisa zu 

denken. Diese Personengruppe wird in dieser Arbeit allerdings nicht berücksichtigt. 

 

Sobald gesetzlich definiert ist, wer ein Flüchtling ist, ist automatisch definiert, wer kein sol-

cher ist. Hier entsteht das eigentliche Problem. Weil die wenigsten Migrierenden die Voraus-

setzungen, um als Flüchtling anerkannt zu werden, erfüllen oder mit anderen Worten nur 

wenige aus denjenigen Gründen flüchten, die als asylrelevant gelten, gibt es viele „unechte“ 

Flüchtlinge, sprich negative Asylentscheide und somit abgewiesene Asylsuchende. Das vor-

liegende Asylrecht mit seiner Gesetzgebung erzeugt eine bestimmte Gruppe von Menschen, 

ein soziales Problem: Die Sans-Papiers. Die Illegalisierten. Die Bezeichnung von abgewie-

senen Asylsuchenden als soziales Problem entspringt einer gesellschaftlichen Perspektive. 

Nicht zu vergessen sind die Betroffenen selbst. Aus deren Perspektive gilt die mit dem Sta-

tus der Illegalität zusammenhängende prekäre Lebenslage als äusserst problematisch. Die 

Asylgesetzgebung kreiert mit ihren Bestimmungen also gleichzeitig eine Gruppe von Men-

schen, deren illegaler Aufenthalt für Gesellschaft und Staat als Problem gilt, sowie problema-

tische Lebensbedingungen für eben diese Gruppe. 

 

4.4 Erkenntnisse  

Die Betrachtung der oben dargestellten Probleme und Dilemmata, die sich im Asylwesen 

ergeben, führen zu diversen Erkenntnissen, die im Folgenden erläutert werden. Diese Er-

kenntnisse dienen als Fundament für die im nächsten Teil der Arbeit folgenden Überlegun-

gen. 
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4.4.1 Die Überforderung des Nationalstaates 

Die Herausforderungen, vor denen die Schweiz im Bereich des Asylwesens steht und das 

damit verbundene Dilemma veranlasst zur Annahme, dass der Nationalstaat mit der vorzu-

findenden Flüchtlingssituation überfordert ist. Vorwürfe, eine inhumane Flüchtlingspolitik, 

eine Politik der Abschreckung und Abschottung zu betreiben, Menschenrechte nicht zu be-

achten und das gleichzeitige Infragestellen der Glaubwürdigkeit des Rechtsstaates, aufgrund 

der relativ hohen Anzahl illegal in der Schweiz wohnhaften Menschen, verstärken diese An-

nahme. Dazu kommt die prekäre Lebenslage der Betroffenen, welche die Vorwürfe an den 

Staat, das Grundrecht auf Hilfe in Notlagen nicht zu garantieren, zu begründen scheint. Die 

gross geschriebene humanitäre Tradition der Schweiz scheint ins Wanken zu geraten. Dies 

liegt nicht etwa daran, dass die Schweiz sich bewusst von dieser abwenden möchte, son-

dern vielmehr an der Tatsache, dass das Instrument Asyl, das Ausdruck dieser humanitären 

Tradition ist, seit längerem nicht mehr für das eingesetzt wird, wofür es ursprünglich gedacht 

war: Die Gewährung von Schutz für Verfolgte. Heute, wo Migrationsbewegungen in einem 

weit grösseren und beängstigenderen Masse stattfinden und sich die Schweiz sowie ganz 

Europa vor grosse Herausforderungen gestellt sehen, verwandelt sich das Instrument Asyl 

immer mehr zu einem Instrument der Migrationssteuerung. Als beängstigend können die 

Migrationsbewegungen deshalb bezeichnet werden, weil es sich um nicht steuerbare und 

von der Schweiz nicht erwünschte Form von Migration handelt, da für Migrantinnen und Mig-

ranten aus Drittstaaten kein Verwendungszweck besteht. Dass die humanitäre Tradition der 

Schweiz ins Wanken zu geraten scheint, beschreiben Däpp und Karlen bereits im Jahre 

1984 mit folgenden Worten:  

Bis Ende der siebziger Jahre hatten wir alles „im Griff“. Es kamen die richtigen Flücht-

linge, und sie kamen – oder wir holten sie uns – in der richtigen Zahl. Asylpolitik hatte 

die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass das nationale Soll an Humanität mög-

lichst problemlos erfüllt werden konnte. Heute ist alles anders. Heute kommen die fal-

schen Flüchtlinge, und es kommen zu viele. Es kommen Fremdlinge, und ihre Zahl 

sprengt den budgetierten Rahmen unserer Humanität. Die bewährte eidgenössische 

Asylpolitik wankt. Die Politiker fordern Massnahmen, damit wir das Problem wieder 

„in den Griff“ bekommen - Massnahmen gegen Flüchtlinge. (S. 7) 

Die Asylpolitik konnte ihre Aufgabe, die ganz im Sinne der humanitären Tradition der 

Schweiz gedacht war, nur solange wahrnehmen und zufriedenstellend ausführen, wie die 

Umstände es zuliessen. Das heisst, solange die Anzahl eingereichter Asylgesuche über-

schaubar war und das Phänomen des illegalen Aufenthalts noch nicht als Problem galt. Mitt-

lerweile wird die Asylpolitik stark kritisiert. Dies hängt damit zusammen, dass sie ihre neu 

zugeschriebenen Verantwortungen nicht ausreichend wahrnimmt beziehungsweise kaum 
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wahrnehmen kann. Nebst der Erwartung, dass sie Schutz vor Verfolgung garantiert, wird die 

Asylpolitik zur Verantwortung gezogen, wenn sich zu viele abgewiesene Asylsuchende trotz 

fehlender Aufenthaltsbewilligung in der Schweiz aufhalten. Weiter soll die Asylpolitik die Inte-

ressen von Flüchtlingen beachten, sich aber gleichzeitig als eine Politik der Abschottung und 

Abschreckung bewähren, damit nicht zu viele Flüchtlinge in die Schweiz gelangen, abgewie-

sene Asylsuchende diese so schnell als möglich wieder verlassen und Asylmissbrauch ver-

hindert wird. Die Asylpolitik läuft Gefahr, von ihrer ursprünglichen Funktion abzukommen und 

anstatt der Gewährung von Schutz für Verfolgte die Zuwanderungssteuerung in den Vorder-

grund zu stellen. 

 

4.4.2 Das unangemessene Verständnis von Flucht und die Unangemessenheit von 

Asyl 

Aus den vorangehenden Kapiteln wird ersichtlich, dass das Asylgesetz die unterschiedlichen 

Fluchtmotive einer Bewertung unterzieht und ausschliesslich Flüchtlinge, deren Fluchtmotive 

in Art. 3 Abs. 1 AsylG festgehalten sind, als solche anerkennt. Das Verständnis von Flucht, 

das sich im Asylgesetz wiederspiegelt, ist äusserst unangemessen. Dass ein solch be-

schränktes Verständnis von Flucht in der heutigen Zeit, wo das weltweite Elend aufgrund der 

ständigen Medienpräsenz im Bewusstsein aller oder zumindest vieler Menschen ist, in der 

Asylpolitik Anwendung findet, scheint fragwürdig. Hier ist schlussendlich eine weitere Ursa-

che des Problems zu finden. Wie bereits erklärt, findet mit einer Begriffsdefinition immer eine 

Aus- beziehungsweise Abgrenzung statt. Indem definiert wird, was oder wie etwas ist, wird 

gleichzeitig definiert, was oder wie etwas nicht ist. Mit dem Begriff des Flüchtlings wird also 

bereits der Begriff des abgewiesenen Asylsuchenden oder derjenige der und des Illegalisier-

ten mitdefiniert. Denn wer sich als Flüchtling ausgibt, aber gemäss Asylgesetz keiner ist, wird 

zur oder zum abgewiesenen Asylsuchenden und somit zum Problem für die Gesellschaft. 

Man kann behaupten, dass die, angesichts des vorherrschenden Weltgeschehens unpas-

sende, Gesetzgebung beziehungsweise Definition des Flüchtlingsbegriffs das Problem (des 

illegalen Aufenthalts) entstehen lässt. Westermann (2009) bemerkt, dass die Tatsache, dass 

Flüchtlinge in verschiedene Gruppen von Migranten unterteilt werden, zeigt, dass den „kom-

plexen, multikausalen Ursachen der Wanderung“ (S. 27) wenig Beachtung geschenkt wird.  

 

Aufgrund des Fehlens eines Instrumentes, das angemessen auf diejenigen Fluchtbewegun-

gen reagiert, die Auswirkungen von Armut und Perspektivenlosigkeit darstellen und nicht 

Folge einer Verfolgung sind, werden Leute, die Opfer von Armut und Ungerechtigkeit sind, 

plötzlich zu Tätern. Menschen, die den Mut hatten, eine lange Reise anzutreten, um ein bes-

seres Leben zu finden, sind, sobald sie den Status der Illegalität erlangt haben, Gesetzes-

brecher. Eine solche Verschiebung von Opfern hin zu Tätern spricht auch Daguet an (1984):  
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Die asylsuchenden Afrikaner, Asiaten und Lateinamerikaner mahnen uns mit ihrer Prä-

senz dauernd an die weltweit ungelösten politischen und wirtschaftlichen Konflikte. Sie 

stehen symbolhaft da für Unterentwicklung, wirtschaftliche Ungerechtigkeit, für die Ver-

schärfung des Nord-Süd-Gefälles und für die wachsende Spirale von Verschuldung und 

Verelendung in der Dritten Welt. Diese negative Symbolkraft macht die Flüchtlinge der 

achtziger Jahre, Opfer des weltweiten Elends, für uns zu den eigentlichen Tätern. (S. 

187) 

Wird die Angemessenheit der im Asylgesetz vorherrschenden Definition eines Flüchtlings 

kritisiert, muss zwangsläufig auch das Instrument Asyl in der heutigen Anwendung in Frage 

gestellt werden. Nicht Sinn und Relevanz von Asyl wird in Frage gestellt, sondern dessen 

Anwendung als Steuerungsinstrument. Die Tatsache, dass nicht mehr nur Flüchtlinge im 

Sinne des Asylgesetzes versuchen, über ein Asylgesuch zu einer Aufenthaltsbewilligung in 

der Schweiz zu gelangen, sondern vermehrt solche, die ihren Wunsch nach Arbeit und nach 

einem besseren Leben realisieren wollen, sollte nicht Gesetzesverschärfungen und eine Po-

litik zur Folge haben, die es „echten“ Flüchtlingen erschwert, in der Schweiz Schutz zu erhal-

ten, sondern die Erkenntnis nach sich ziehen, dass nicht sämtliche Fluchtbewegungen und 

Flüchtlinge über die Asylpolitik abgehandelt oder gar gesteuert werden können. Das Asylge-

setz kann zwar bestimmen, wer als Flüchtling anerkannt wird und in der Schweiz Asyl erhält, 

aber nicht beeinflussen, wer sich dazu entscheidet, sein Herkunftsland zu verlassen. Ziel ist 

es nicht, die Asylgründe neu zu definieren oder auszubauen, sondern zu erkennen und zu 

akzeptieren, dass es Formen der Flucht gibt, deren Ziel nicht das Erhalten von Asyl ist und 

somit das Einreichen eines Asylgesuches keine zielführende Handlung darstellt. Anstatt zu 

kritisieren und sich darüber zu beklagen, dass ein grosser Teil der Fluchtbewegungen wirt-

schaftlich motiviert ist, wäre es angebracht, an neuen Strategien zu arbeiten, die die unter-

schiedlichen Fluchtmotive anerkennen und angemessen auf diese reagieren. Menschen, die 

ihr Land verlassen, weil dort ihre Existenz auf dem Spiel steht und hoffen, dass es ihnen in 

der Schweiz möglich ist, ein Einkommen zu erzielen, wollen kein Asyl, sie wollen Arbeit. Das 

Einreichen eines Asylgesuchs macht daher schlichtweg keinen Sinn. Der Prozess endet in 

der Ablehnung des Asylgesuches und möglicherweise in einer Ausschaffung, die schluss-

endlich nicht garantiert, dass die als „unecht“ bezeichneten Flüchtlinge in Zukunft die Reise 

in die Schweiz nicht mehr antreten. Vielmehr erzeugt die Ablehnung eines Asylgesuchs viele 

Probleme für die Gesellschaft und die Betroffenen. 

 

4.4.3 Notwendigkeit des Umdenkens 

Obengenannte Erkenntnisse führen zur Forderung eines Perspektivenwechsels. Anstelle 

einer Unterscheidung zwischen „echten“ und „unechten“ Flüchtlingen braucht es in erster 

Linie die Einsicht, dass auch die „unechten“ Flüchtlinge kommen und immer kommen wer-
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den. Es scheint naiv, wenn nicht gar utopisch, zu glauben, dass das Problem der hohen An-

zahl eingereichter Asylgesuche von „unechten“ Flüchtlingen durch die Ablehnung eines 

Asylgesuches und die damit verfügte Wegweisung gelöst werden kann. Anstatt zu glauben, 

dass „unechte“ Flüchtlinge aufgrund einer Abschreckungspolitik und Verschärfungen des 

Asylgesetztes die Flucht nicht mehr antreten oder die Schweiz freiwillig wieder verlassen, 

wäre es sinnvoller, die Ursachen der Flucht zu bekämpfen. Der Direktor der DEZA, Walter 

Fust (2010, S. 5) beschreibt diejenige Migrationsaussenpolitik als die wirksamste, die nicht 

die Minderung der Flüchtlinge zum Ziel hat, sondern den Abbau der Ursachen der Migration. 

Die Ursachenbekämpfung soll meiner Meinung nach allerdings in zweierlei Hinsicht verstan-

den werden. Einerseits sollen auf aussenpolitischer Ebene diejenigen Ursachen bekämpft 

werden, die Menschen zu einer Flucht veranlassen und andererseits sollen die durch die 

vorherrschende Innenpolitik bedingten Ursachen bekämpft werden, die der Problematik des 

illegalen Aufenthalts und den damit zusammenhängenden prekären Lebensbedingungen der 

Betroffenen zugrunde liegen. Hier ist die Unterscheidung zwischen „echten“ und „unechten“ 

Flüchtlingen und das damit zusammenhängende unangemessene Verständnis von Flucht 

gemeint, sowie die Unangemessenheit der Anwendung des Asylrechts bei sämtlichen Migra-

tionsformen aus Drittstaaten. Die Frage ist also nicht nur, wie die Ursachen, die einer Flucht 

zugrunde liegen, bekämpft werden können, sondern wie verhindert werden kann, dass Be-

troffene, die sich bereits in der Schweiz befinden, den Status der Illegalität erlangen, der die 

zahlreichen Probleme und Schwierigkeit sowohl für sie als auch für das Zielland nach sich 

zieht.  

 

Betrachten wir an dieser Stelle die vom BFM finanzierten und der DEZA durchgeführten 

Strukturhilfeprojekte, muss festgestellt werden, dass diese zwar die Prävention von Migration 

zum Ziel haben, in dem die Lebensbedingungen der Menschen im Herkunftsland verbessert 

werden. Allerdings beeinflussen sie die gegenwärtige Lebenslage (in der Schweiz) der in 

dieser Arbeit betrachteten Zielgruppe nicht, denn diese befinden sich bereits ausserhalb ih-

res Herkunftslandes. Auch die angebotene Rückkehrhilfe entspricht nicht der Vorstellung 

einer Ursachenbekämpfung auf zwei Ebenen. So ermöglichst diese zwar, dem illegalen Auf-

enthalt zu entgehen oder diesem ein Ende zu setzen, aber trägt schlussendlich nichts zur 

Bekämpfung der Ursachen im Herkunftsland bei, die einer Flucht zugrunde liegen. Zudem 

verspricht die Rückkehrhilfe keine Verbesserung der Lebensbedingungen im Herkunftsland 

nach erfolgter Rückkehr. Einzig die finanzielle Unterstützung scheint ein Anreiz zu sein.  

 

Eine Möglichkeit, die zwei angesprochenen Ebenen der Ursachenbekämpfung miteinander 

zu verknüpfen, stellt der Versuch dar, Flüchtlinge beziehungsweise abgewiesene Asylsu-

chende als Chance zu sehen. Der Idee, Fluchtbewegungen als Chance zu nutzen, soll im 
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weiteren Verlauf dieser Arbeit nachgegangen werden. Dabei soll der Fokus auf genau diesen 

Fluchtbewegungen liegen, die Folge von Armut und Perspektivenlosigkeit sind und nicht von 

Verfolgung im Herkunftsland. 
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5 DAS KONZEPT DER MIGRATIONSPRÄVENTION 

In folgendem Kapitel werden Teile des Konzepts der Migrationsprävention von Niederberger 

und Wichmann (2004) vorgestellt. Nach einer kurzen Erläuterung des Konzeptinhaltes folgt 

eine Erklärung zur Relevanz des Konzeptes für die Bachelorarbeit und anschliessend eine 

Darstellung ausgewählter, für die Arbeit bedeutende Aspekte. 

 

5.1 Zum Konzept der Migrationsprävention  

Im Rahmen eines Forschungsberichts des Schweizerischen Forums für Migrations- und Be-

völkerungsstudien haben Niederberger und Wichmann (2004) einen Bericht zur Prävention 

irregulärer Migration veröffentlicht. Unter irregulärer Migration ist gemäss Niederberger et al. 

diejenige Form von Migration zu verstehen, „die entweder nicht legal oder unter Berufung 

einer Notsituation erfolgt“ (S. 3). Niederberger et al. (S. 3) weisen darauf hin, dass diese De-

finition der Sicht des Einwanderungslandes entspricht. Migration in der Schweiz gilt dann als 

regulär, wenn sie an einen Arbeitsstellennachweis gekoppelt ist oder als Folge des Familien-

nachzuges stattfindet (S. 3). Es handelt sich in diesen Fällen um eine von der Einwande-

rungsbehörde legalisierte Form von Einwanderung. Entspricht eine Einwanderung diesen 

Voraussetzungen nicht, ist sie wie in der oben genannten Definition entweder illegal oder 

erfolgt unter Berufung auf eine Notsituation. Liegt eine solche vor, kann ein Asylgesuch ein-

gereicht werden (S. 3). 

 

Ziel des Forschungsberichts war es, innovative Projekte der Nachbarsländer im Bereich der 

Prävention irregulärer Migration zu suchen und vorzustellen und deren tatsächliche Relevanz 

für die Prävention illegaler Migration zu untersuchen (S. 5-6). Auf die Resultate soll in dieser 

Arbeit nicht eingegangen werden, da sie nichts zur Beantwortung der Forschungsfrage bei-

tragen. 

 

5.2 Relevanz für die Bachelorarbeit 

Im Zentrum des Forschungsberichts steht, wie der Titel bereits sagt, die Prävention illegaler 

Migration. Das Interesse dieser Bachelorarbeit geht darüber hinaus beziehungsweise nicht in 

dieselbe Richtung. Obwohl es sich gemäss Definition bei der Art von Einwanderung, die bei 

Asylsuchenden vorzufinden ist, um irreguläre Migration handelt, ist es nicht Ziel dieser Ar-

beit, herauszufinden, wie irreguläre Migration vermieden oder gesteuert werden kann, son-

dern, wie die prekären Lebensbedingungen von abgewiesenen Asylsuchende, sowie natio-

nalstaatliche Dilemmata, die aus der momentanen Asylgesetzgebung resultieren, verhindert 

werden können. Eventuell tragen die im nächsten Kapitel erarbeiteten Lösungsansätze et-
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was zur Prävention irregulärer Migration bei, so soll dies aber nicht als Hauptziel betrachtet 

werden. 

 

Der Grund, weshalb der Forschungsbericht von Niederberger et al. trotzdem als theoretische 

Grundlage für das Erarbeiten eines Vorschlages, der als Alternative zu Asyl verstanden wer-

den soll, verwendet wird, hat mit dem in Kapitel eins des Berichtes dargestellten konzeptuel-

len Hintergrund, auf dem die analysierten Projekte aufgebaut sind, zu tun. Das Konzept, das 

den Projekten zugrunde liegt, entspricht nämlich dem in Kapitel 4 dieser Arbeit geforderten 

Umdenken. 

 

Im Konzept der Migrationsprävention spiegelt sich eine seit den 1990er Jahren wachsende 

Praxeologie wieder, die Migration als etwas Transnationales versteht (S. 14), weshalb sie für 

diese Bachelorarbeit interessant scheint. Im Zentrum dieser neuen Sicht auf Migration ste-

hen die sogenannten „drei R“. Sie stehen für Remittances, Return und Recruitment und gel-

ten als Instrumente der Entwicklungshilfe, weshalb sie häufig im Zusammenhang mit dem 

„Migration-Development Nexus“ erwähnt werden (S. 14). Niederberger et al. (S. 14) erklären, 

dass der Migration-Development Nexus die Nutzbarmachung der Remigrantin und des Re-

migranten als Entwicklungsressource fordert. Dabei wird Migration positiv bewertet, indem 

sie als Chance für Entwicklung genutzt werden soll. Rückkehrprojekte können in diesem 

Sinne einen Beitrag zur Entwicklung eines Landes leisten. Es handelt sich um eine Verknüp-

fung von Migrations- und Entwicklungspolitik, deren Bindeglied die Migrantin und der Migrant 

darstellen, welche als „mobile Entwicklungsressource“ (S. 14-15) gesehen werden. 

 

Unter der Berücksichtigung der 3-R, die im Folgenden genauer vorgestellt werden, wird im 

Kapitel 6 ein Vorschlag erarbeitet und präsentiert, der eine Alternative zu Asyl darstellen soll 

und dadurch das Problem des Phänomens der abgewiesenen Asylsuchenden und die mit 

diesem Status zusammenhängenden Probleme für die Betroffenen verringern beziehungs-

weise deren Entstehung verhindern soll. 

 

5.3 Die 3-R 

5.3.1 Remittances 

Die Geldsummen, die arbeitstätige Migrierte vom Zielland ins Herkunftsland transferieren, 

werden Remittances genannt (S. 15). Gemäss Niederberger et al. übersteigt Schätzungen 

zufolge die akkumulierte Summe dieser Remittances den Umfang der offiziellen Entwick-

lungshilfe um 20% (S. 16). Zudem haben Remittances Vorteile gegenüber anderen Finanzie-

rungsquellen. So werden sie einerseits konstanter überwiesen und andererseits sind sie we-

niger von internationalen Markt- und Finanzkrisen betroffen als Geldflüsse von privaten In-
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vestoren (S. 16). Gemäss Niederberger et al. sind einige Länder mehr von den Remittances 

abhängig als von Hilfe (S. 17). Leider erläutern Niederberger et al. nicht, was genau unter 

Hilfe zu verstehen ist, es kann jedoch angenommen werden, dass damit die Hilfe gemeint ist, 

die im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit geleistet wird. Die Autorin und der Autor 

betonen, dass bei einer gelingenden Migrationsprävention, sprich einem Migrationsstopp, 

gerade die ärmsten Länder massiv zurückgeworfen würden, weil dann der potenzielle Ent-

wicklungsbeitrag in Form der Remittances wegfallen würde (S. 17-18). Dies würde zudem 

eine fragwürdige Botschaft vermitteln, und zwar, dass die Hilfe seitens der Industrieländer 

zwar angenommen werden darf und soll, die Bemühungen zur Selbsthilfe in Form der Remit-

tances aber nicht erwünscht sind (S. 18). Niederberger et al. fordern „eine positive Wendung 

der Bewertung dieser Remittances und der damit verbundenen Migration (. . .)“ (S. 18). So 

könnte es ihrer Meinung nach eine Möglichkeit sein, die Migration aufgrund ihres potentiellen 

Entwicklungsbeitrages bewusst zuzulassen aber gleichzeitig zu steuern, um ihren Entwick-

lungsbeitrag zu organisieren, kanalisieren und optimieren (S. 18). In diesem Zusammenhang 

wäre von „Entwicklungsselbsthilfe“ (S. 18) die Rede, die schlussendlich zur Prävention von 

Migration beitragen würde, indem Armut bekämpft wird. So ermöglichen die Remittances auf 

der familialen Ebene eine Verbesserung des Haushaltseinkommens, der Ernährung, der Ge-

sundheit, der Unterkunft sowie der Bildung der Zurückgebliebenen (S. 19). Werden Remit-

tances für Investitionen genutzt, die beispielsweise Bildung beinhalten, wirken sie sich zu-

dem positiv auf die Community Ebene aus, wie Niederberger et al. (S. 19) sie nennen. Die 

Autorin und der Autor sprechen von sogenannten Home Town Associations (S. 22), die zu 

Entwicklungssprüngen beitragen können, da sie die Remittances kanalisieren. Unter Home 

Town Associations sind Vereinigungen der Eingewanderten im Einwanderungsland zu ver-

stehen, die unter anderem Einfluss darauf haben können, in welche Projekte Remittances 

investiert werden sollen (S. 22). Dadurch können sie eine Art Brückenfunktion zwischen den 

Migrierten und dem Herkunftsland, in welches investiert werden soll, einnehmen (S. 22). 

 

Etwas kritischer steht man den Langzeitwirkungen der Remittances gegenüber. So wird an-

genommen, dass diese eine inflationäre Wirkung im Herkunftsland haben können (S. 20). 

Das bedeutet, dass die Nachfrage nach materiellen Gütern steigt, während das Angebot 

nicht an Zuwachs gewinnt. Dies hat eine Steigerung der Preise zur Folge, was Zurückgeblie-

bene wiederum zur Migration bewegen könnte (S. 20). 

 

5.3.2 Return 

Zu einer transnationalen Form von Migration gehört nebst der Auswanderung die Rückwan-

derung. Die Rückwanderung wird dabei nicht als Endpunkt gesehen, sondern als ein Ele-

ment oder ein Schritt in einem zirkulären Prozess (S. 23). Die Rückkehr der Migrierten kann 
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ein potenzieller Entwicklungsbeitrag sein, da die rückkehrende Person mit Humankapital 

sowie finanziellem und sozialem Kapital ausgestattet ist, das dem Herkunftsland zu Gute 

kommt (S. 23). Die Migrierten kommen im besten Fall mit einem Mehrwert zurück, den sie 

ihrem Aufenthalt im Zielland zu verdanken haben (S. 23). 

 

In der Rückkehr der Migrierten wird die Chance auf Wandel im Herkunftsland erkannt. So 

sind gemäss Niederberger et al. (S. 25) bei einer Rückkehr ins Herkunftsland Wiederanpas-

sungsschwierigkeiten seitens der Rückkehrenden zu erwarten. Dies hängt mit dem von Am-

bivalenz durchzogenen Urteil zusammen, das Rückkehrende über ihren Herkunftskontext 

fällen, nachdem sie zurückgekehrt sind. So sind sie zwar manchmal froh, zurück in der ver-

trauten Welt zu sein, aber gleichzeitig enttäuscht darüber, wie gewisse Dinge in ihrer Heimat 

(im Vergleich zum Zielland) funktionieren (S. 25). Diese ambivalenten Gefühle können einen 

inneren Konflikt veranlassen, der eventuell einen Impuls in Richtung Wandel auslöst (S. 25). 

 

Niederberger et al. weisen darauf hin, dass diverse Studien belegen, dass es sich bei der 

Rückwanderung um einen selektiven Prozess handelt. So sind es weder die erfolglosesten, 

noch die erfolgreichsten Migrantinnen und Migranten, die nach Hause zurückkehren. Erste-

ren fehlt es an Mitteln. Zudem würde eine Rückkehr ein Eingeständnis ihrer Erfolglosigkeit 

bedeuten, was vermieden werden will (S. 23-24). Die Zweitgenannten hingegen, weigern 

sich, ihre gute Position und ihre gut bezahlten Stellen aufzugeben (S. 24). Einige neuere 

Studien zeigen allerdings, dass viele Rückkehrende über ein eher hohes Bildungsniveau 

verfügen und vor allem dann in ihr Herkunftsland zurückkehren, wenn in diesem mit guten 

beruflichen Möglichkeiten gerechnet werden kann (S. 24). 

 

Humankapital 

Gemäss Niederberger et al. (S. 25) findet der Transfer von Humankapital nur in einem gerin-

gen Mass statt. Dies hängt damit zusammen, dass die Migrierten im Zielland oftmals nichts 

Neues während ihrem Aufenthalt lernten, weil sie nur unqualifizierter Arbeit nachgehen konn-

ten beziehungsweise durften. In diesem Zusammenhang wird von „Deskilling“ gesprochen 

(S. 25). Ein weiteres Problem stellt die Tatsache dar, dass im Zielland erworbene Fähigkei-

ten zurück im Herkunftsland nur selten angewendet werden können. So zum Beispiel weil 

erworbene industrielle Fertigkeiten in der Umgebung im Herkunftsland nicht effektiv einge-

setzt werden können (S. 25). Aber auch die Menge an Fähigkeiten, die bereits aus dem Her-

kunftsland mitgebracht werden, scheint eine wichtige Rolle zu spielen. Wenn diese gering ist, 

ist die Chance, im Zielland etwas Neues dazuzulernen, klein, was wiederum die Chance auf 

einen Job im Falle einer Rückkehr erschwert (S. 25). Solche Leute stellen zurück im Her-
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kunftsland keine Autoritäten dar, weshalb in ihnen kaum Initianten von Wandel oder neuen 

Werten gesehen werden (S. 25-26). 

 

Finanzielles Kapital 

Unter finanziellem Kapital sind laut Niederberger et al. (S. 25) die Ersparnisse gemeint, die 

Migrierte bei einer Rückkehr in die Heimat mitbringen. Die Meinungen über den Nutzen die-

ser Ersparnisse für den Herkunftskontext gehen gemäss Niederberger et al. auseinander. So 

gibt es Forscher, die glauben, die Summe sei zu klein und die Wirkung zu unbedeutend, da 

das Ersparte ausschliesslich für die Befriedigung von subjektiven Bedürfnissen eingesetzt 

wird und nicht dem ganzen Staat zu Gute kommt (S. 25). Andere Meinungen gehen davon 

aus, dass schlussendlich auch Ausgaben, die in erster Linie dem Eigennutz dienen, anderen 

zu Gute kommen können so beispielsweise wenn Ausgaben für Erziehung oder Gesundheit 

zur Folge haben, dass neue Stellen geschaffen werden. So können im besten Fall sogar die 

Staatsausgaben reduziert werden (S. 25). 

 

Soziales Kapital 

„Unter sozialem Kapital wird die Gesamtheit von immateriellen Ressourcen verstanden, die 

aufgrund der Zugehörigkeit zu Gruppen, Netzwerken und Organisationen mobilisiert werden 

können.“ (Niederberger et al. S. 26) 

In der Migrationsforschung wurde dem Transfer von sozialem Kapital laut Niederberger et al. 

bisher kaum Beachtung geschenkt (S. 26). Fest steht jedenfalls, das Migrierende sowohl im 

Herkunfts- als auch im Zielland von diesem Beziehungskapital profitieren können. So helfen 

vorhandene Netzwerke im Zielland beispielsweise bei der Jobsuche und diejenigen im Her-

kunftsland informieren über die in diesem vorzufindenden Gegebenheiten (S. 26). 

 

5.3.3 Recruitment 

Unter Recruitment ist eine kontrollierte Form der Einwanderung zu verstehen, die beabsich-

tigt, Leute zur Einwanderung zu motivieren (S. 26). Diese Rekrutierung von Einwandernden 

ist an eine Voraussetzung geknüpft. So ist sie nur dann möglich, wenn Arbeitgeber im Ein-

wanderungsland Arbeitsplätze für die Migrantinnen und Migranten zur Verfügung stellen, 

also ein Interesse daran zeigen, die Migrierten zu beschäftigen (S. 26). Somit ist die Mög-

lichkeit der Durchführung von Rekrutierungsprogrammen vom Arbeitsmarkt abhängig (S. 29). 

Zudem sagen Niederberger et al. (S. 26), dass bei solchen Projekten immer ein Selektions-

prozess stattfindet, weil nur Leute, die den Interessen des Arbeitsmarktes entsprechen, ein-

wandern sollen. Im Rahmen der Migrationsprävention machen gemäss Niederberger et al. 

Rekrutierungsprojekte erst dann Sinn, wenn sie an eine befristete Aufenthaltsdauer gebun-
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den sind (S. 26). Sie müssen also von Anfang an mit einer Rückkehr ins Herkunftsland ge-

koppelt sein. So würde das im Einwanderungsland erworbene Kapital durch die rückkehren-

de Person ins Herkunftsland reinvestiert werden (S. 26). 

 

Bisherige Rekrutierungsprogramme finden oder fanden gemäss Niederberger et al. oft im 

Rahmen von Verträgen zwischen den Herkunfts- und Zielländer statt. So wird beispielsweise 

einem Land die Aufnahme einer bestimmten Anzahl Einwanderer offeriert, wenn dieses be-

reit ist, seine Staatsbürger, die im Zielland als abgewiesene Asylsuchende leben, zurückzu-

nehmen. Man spricht hier von Rückübernahmeabkommen (S. 29). 

 
5.4 Fazit 

Aus Sicht von Niederberger et al. tragen Migrierende durchaus Potenzial in sich, einen posi-

tiven Wandel im Herkunftsland voranzutreiben. Die Chance auf Wandel wird einerseits in der 

Rückkehr der Migrierten ins Herkunftsland erkannt, da diese mit einem Mehrwehrt zurück-

kehren, mit welchem sie aufgrund ihres Aufenthalts im Zielland ausgestattet sind. Zu diesem 

Mehrwert gehören die Erfahrung anders funktionierender Gesellschafts- oder Staatsformen, 

die dazu führen können, dass die Zurückgekehrten im Herkunftsland vorherrschende Bedin-

gungen vielleicht nicht mehr gutheissen können, was die Chance auf einen Wandel mit sich 

bringt. Weiter sprechen Niederberger et al. von finanziellem Kapital, das Rückkehrende in 

Form von Ersparnissen mit nach Hause bringen, mit welchem das eigene Wohlergehen oder 

dasjenige einer ganzen Gemeinschaft verbessert werden kann oder im besten Fall sogar die 

Staatsausgaben reduziert werden. Bei einer Rückkehr kann auch von dem erweiterten sozia-

len Netzwerk profitiert werden, das Menschen über grosse Distanzen hinweg verbinden 

kann. Nicht garantiert ist der Transfer von Humankapital bei einer Rückreise ins Herkunfts-

land. Dies hängt damit zusammen, dass nur Leute, die bereits vor ihrer Migration ins Zielland 

eine genügende Menge an Fähigkeiten aufweisen konnten, in diesem die Chance erhalten, 

sich weitere anzueignen. Andere Migrierte können oftmals nur unqualifizierter Arbeit nach-

gehen, weshalb sie nichts Neues dazulernen. 

 

Nicht nur in der Rückkehr wird ein Potential für Wandel im Herkunftsland erkannt, sondern 

auch in den Remittances, den Geldbeträgen, die Migrierte vom Zielland ins Herkunftsland 

transferieren. Diese gelten als ein grosser Entwicklungsbeitrag und können als Entwick-

lungsselbsthilfe verstanden werden, da sie ganzen Familien oder Gemeinschaften zu besse-

ren Lebensbedingungen verhelfen können und so einen Beitrag zur Bekämpfung von Armut 

leisten. Insbesondere kanalisierte Formen von Remittances können zu Entwicklungssprün-

gen beitragen. 
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Recruitment bezeichnet eine kontrollierte Form der Einwanderung, die mit einem bestimmten 

Zweck verbunden und an eine Rückkehr gekoppelt ist. Ob eine Rekrutierung von Einwan-

dernden möglich ist, hängt vom Arbeitsmarkt ab. Der Arbeitsmarkt bestimmt zudem, für wel-

che Migrierende ein Verwendungszweck besteht, weshalb ein Selektionsprozess stattfindet. 

Ein Selektionsprozess ist bei der Rückwanderung allgemein zu erkennen. Für die erfolglosen 

Migrierten bedeutet die Rückkehr ein Eingeständnis der Erfolgslosigkeit und den Erfolgrei-

chen droht der Verlust einer guten Position, weshalb beide Gruppen von Menschen eher 

nicht an eine Rückkehr denken. Bei abgewiesenen Asylsuchenden, die aufgrund von Armut 

und Perspektivenlosigkeit die Flucht antreten, handelt es sich oftmals um unqualifizierte oder 

erfolglose Migrierte, die bereits im Herkunftsland keine Möglichkeit hatten, sich Fähigkeiten 

anzueignen. Unter Berücksichtigung der im Rahmen des Berichtes zur Prävention irregulärer 

Migration gewonnenen Erkenntnisse zu Remittances, Rückkehr und Recruitment wird im 

nächsten Kapitel ein Vorschlag einer Alternative zu Asyl präsentiert, der die drei R kombiniert 

und den abgewiesenen Asylsuchenden ermöglicht, ihre Rückkehr ins Herkunftsland mit Er-

folg gleichzusetzten anstatt in ihr ein Eingeständnis der Erfolgslosigkeit zu erkennen.  
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6 DER VORSCHLAG EINER ALTERNATIVE ZU ASYL 

In diesem Teil der Arbeit wird ein Vorschlag präsentiert, der als Alternative zu Asyl verstan-

den werden soll. Er gründet auf den in dieser Arbeit gewonnenen Erkenntnissen. Der Vor-

schlag beziehungsweise dessen Umsetzung verfolgt das Ziel, die unterschiedlichen Proble-

me, wie sie in Kapitel 3 dargestellt und in Kapitel 4 zusammengefasst wurden, zu bekämpfen 

beziehungsweise deren Entstehung zu verhindern. Um dieses Ziel zu erreichen, spielt der 

Blick auf die den Problemen zugrundeliegenden Ursachen, wie sie ebenfalls in Kapitel 4 

festgehalten sind, eine wichtige Rolle. So ist nämlich die Lösung von Problemen immer am 

effektivsten, wenn deren Ursachen bekämpft werden. Ist von einer Ursachenbekämpfung die 

Rede, gilt es, zwei verschiedene Ebenen zu betrachten. Wie bereits in Kapitel 4 erwähnt, 

geht es einerseits darum, Ursachen zu bekämpfen, die den proaktiven Migrationsmotiven 

zugrunde liegen, also Grund dafür sind, dass Menschen ihr Herkunftsland (freiwillig) verlas-

sen, andererseits müssen die Ursachen im Zielland bekämpft werden, die ein Leben in der 

Illegalität unter prekären Bedingungen herbeiführen. Konkrete Schlussfolgerungen über den 

Nutzen der Vorschläge in Anbetracht der Ursachenbekämpfung und Verhinderung der Ent-

stehung der Probleme folgen in Kapitel 7. Im Vorschlag enthalten ist die Empfehlung für ein 

neues beziehungsweise angemessenes Verständnis von Migration, welches das Verständnis 

von Flucht, das dem Flüchtlingsbegriff nach Genfer Flüchtlingskonvention zugrunde liegt, 

erweitern soll. Weiter werden ein von diesem neuen Verständnis abgeleiteter Aufenthaltssta-

tus sowie die damit verbundenen Rechte und Pflichten vorgestellt. Dies sind im Konkreten 

die sogenannten Ausbildungsprogramme, die an eine Rückkehr der Migrantinnen und Mig-

ranten ins Herkunftsland gekoppelt sind. Es wird erklärt, was unter den Ausbildungspro-

grammen verstanden wird und wie diese funktionieren und finanziert werden sollen. Weiter 

wird unter dem Aspekt der Rückkehr die Bedeutung des Humankapitals, des finanziellen 

Kapitals und des Sozialkapitals aufgezeigt. In den folgenden Ausführungen wird die Prob-

lemdefinition nicht repetiert, sondern direkt der neue Vorschlag angebracht. Erst in den 

Schlussfolgerungen, die in Kapitel 7 folgen, werden Bezüge zu dieser hergestellt. 

 

6.1 Zum Vorschlag 

Der in diesem Kapitel der Arbeit vorliegende Vorschlag zu einer Alternative zu Asyl ist das 

Resultat einer mehrmonatigen Auseinandersetzung mit dem Thema Asyl, dem Phänomen 

des illegalen Aufenthaltes und den daraus resultierenden prekären Lebensbedingungen für 

Betroffene, sowie den Konsequenzen für die Schweiz auf Gesellschafts- und Staatsebene. 

Die Analyse der Problemzusammenhänge und Problemursachen ermöglichen es mir, hier 

einen Vorschlag zu präsentieren, der durchaus durchdacht ist, aber keinesfalls Anspruch auf 

Vollständigkeit hegt. Der Vorschlag soll als Anregung zur Entwicklung neuer Sichtweisen, 
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Vorgehensweisen und Regelungen in der Asyl- beziehungsweise in der Migrationspolitik ver-

standen werden und bedarf an diversen Analysen von und Diskussionen mit Expertinnen 

und Experten. Fragen, mit denen ich mich während des Erarbeitens des Vorschlages ausei-

nandergesetzt habe und auf die ich keine abschliessende Antwort finden konnte, werden in 

den Schlussfolgerungen der Arbeit in Kapitel 7 aufgegriffen.  

 

6.2 Das Verständnis von Flucht und Migration 

Anstatt den Flüchtlingsbegriff, wie er im Asylgesetz vorzufinden ist, neu zu definieren, damit 

er auf eine breitere Masse von Migrierenden zutrifft, sollte man von diesem wegkommen 

beziehungsweise einen ergänzenden Begriff finden. Wird der Flüchtlingsbegriff, wie er bisher 

im Asylgesetz verankert ist, ausgeweitet, hat dies höchstens zur Folge, dass auch die bisher 

als „unecht“ geltenden Flüchtlinge, Asyl erhalten, anstatt aus der Schweiz weggewiesen zu 

werden. Dies würde zwar die Anzahl negativer Asylentscheide verringern und prekäre Le-

bensbedingungen für Betroffene verhindern, aber gleichzeitig viele neue Probleme erzeugen. 

So können nicht unlimitiert viele Menschen in der Schweiz aufgenommen werden und lange 

nicht alle anerkannten Flüchtlinge könnten beschäftigt werden, da es nicht genügend Ar-

beitsplätze gibt. Ohne hier auf weitere Problematiken einzugehen, ist ersichtlich, dass die 

Ergänzung des Flüchtlingsbegriffs um zusätzlich anerkannte Fluchtmotive nur eine Scheinlö-

sung darstellen würde. Die Einsicht, dass nur wenige Menschen die Merkmale eines aner-

kannten Flüchtlings je besitzen werden, scheint sinnvoller. Aber anstatt aufgrund einer feh-

lenden Alternative zu Asyl „unechte“ Flüchtlinge und dadurch abgewiesene Asylsuchende zu 

generieren, soll eine zusätzliche Gruppe von Migrierenden definiert werden: die Gruppe der 

transnationalen Migrantinnen und transnationalen Migranten. Kurz: Transmigrantinnen und 

Transmigranten. 

 

6.2.1 Transnationale und temporäre Migration 

Der Begriff der transnationalen Migration ist nicht etwa ein im Rahmen dieser Arbeit neu ent-

standener. Er gewann ab Mitte der 1990er Jahre an Bedeutung, als sich in der Migrations-

Entwicklungsdebatte der Schwerpunkt der Betrachtungen auf den grenzübergreifenden Aus-

tausch von Migrierten und Zurückgebliebenen richtete und Migrantinnen und Migranten als 

Akteure von Wandel und Entwicklung gesehen wurden (Faist, Fauser & Reisenauer, 2014, 

S. 75-76).  

 

Transnationale Migration bezeichnet laut Faist, Fauser und Reisenauer (2014) eine Form 

von Migration, die durch Verbindungen zwischen den Migrierten im Zielland und den Zurück-

gebliebenen im Herkunftsland gekennzeichnet ist. Der Fokus liegt dabei auf den grenzüber-

greifenden Praktiken (S. 11). Transnationale Sichtweisen oder Konzepte bezeichnen die 
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grenzübergreifenden Verflechtungen zwischen Herkunfts- und Zielort, wie auch die Weiter-

reise und die Rückkehr als integrale Bestandteile der Migration. Migration stellt keine einma-

lige Wanderung von A nach B dar, sondern ist durch eine Mobilität in unterschiedliche Rich-

tungen gekennzeichnet (S. 11). 

 

Auch die kontinuierlichen, grenzübergreifenden Transaktionen gehören zur transnationalen 

Form von Migration (Faist et al., 2014, S. 11). Diese grenzübergreifenden Transaktionen 

verbinden Emmigrations- und Immigrationsländer miteinander und lassen eine Art Migrati-

onsnetzwerke entstehen. In diesem Zusammenhang sprechen Faist et al. von transnationa-

len Sozialen Räumen, als grenzübergreifenden Soziale Strukturen (S. 22-25). Das Bestehen 

grenzübergreifender Sozialerer Strukturen begründet laut Faist et al. (S. 22) die Notwendig-

keit, dass sich Sozialwissenschaften von einem „exklusiven Nationalstaatsdenken“ loslösen, 

wie es Pioniere der transnationalen Migrationsforschung fordern. Diese Loslösung sei not-

wendig, um dem breiten und grenzübergreifenden Aktionsfeld der Migrantinnen und Migran-

ten überhaupt gerecht werden zu können (S. 23). Solange ausschliesslich der Nationalstaat 

die Analyseeinheit bildet, wird laut Faist et al. (S. 23) in einem geschlossenen System koope-

riert, was nicht zulässt, den transnationalen Aspekt von Migration zu erkennen. 

Im Vorschlag einer Alternative zu Asyl werden nicht (nur) die Sozialwissenschaften, sondern 

die Asylpolitik dazu aufgefordert, von einem exklusiven Nationalstaatsdenken wegzukom-

men, wenn es um die Lösung weltpolitischer Probleme geht. Wir befinden uns hier wieder 

bei der Notwendigkeit eines Umdenkens, wie es bei den Erkenntnissen in Kapitel 4 bereits 

gefordert wird.  

 

Es fällt auf, dass sich Faist et al. in ihren Ausführungen auf Studien und Theorien zu transna-

tionaler Migration beziehen, welche die Verbindungen zwischen Zurückgebliebenen und Mig-

rierten, die sich legal, also mit einem geregelten Aufenthaltsstatus in einem Zielland befin-

den, analysieren. Das heisst, wann immer von der Chance auf Wandel und Entwicklung die 

Rede ist, die sich durch dieses transnationale Element der Migration ergibt, sind transnatio-

nale Aktivitäten (Geldtransfer, Wissenstransfer, Transfer sozialer Überweisungen etc.) von 

Migrantinnen und Migranten gemeint, die sich legal im Zielland aufhalten. Dabei geht eine 

grosse und wichtige Gruppe potenzieller Akteure von Entwicklung und Wandel vergessen, 

nämlich diejenigen Migrierenden, die ihr Land mit genau diesem Wunsch nach Veränderung 

und einem besseren Leben verlassen haben: Die Gruppe der bisher als abgewiesene Asyl-

suchende bezeichneten Menschen. Im hier präsentierten Vorschlag soll es gelingen, diese 

Gruppe als Transmigrantinnen und –migranten zu (an)erkennen und somit als Akteure für 

Wandel und Entwicklung zu sehen. Mehr hierzu folgt im Unterkapitel 6.2.2 und 6.2.3. 
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Weiter geht es darum, in der Zielgruppe eine ganz bestimmte Gruppe von Transmigrantin-

nen und –migranten zu erkennen. Gemäss obigen Ausführungen zum Begriff der Transmig-

rantinnen und Transmigranten können sämtliche Migrierende, so auch anerkannte Flüchtlin-

ge als Transmigrantinnen und –migranten bezeichnet werden, da auch sie zum Beispiel 

durch Geldtransfers oder mit Hilfe der Telekommunikation Kontakte zum Herkunftsland, also 

über die nationalstaatlichen Grenzen hinaus, pflegen. Die in dieser Arbeit relevante Zielgrup-

pe unterscheidet sich durch ein wesentliches Element von anerkannten Flüchtlingen: ihre 

Mobilität. Während anerkannte Flüchtlinge nicht mehr in ihr Herkunftsland zurückreisen kön-

nen, ist es genau diese Rückkehr, die der Zielgruppe möglich ist. Deswegen wurden sie nicht 

als Flüchtlinge anerkannt und aufgefordert, die Schweiz zu verlassen. Von dieser Mobilität 

soll profitiert werden. Sie ist ein wichtiges Element der hier vorgestellten Alternative zu Asyl. 

Bezeichne ich den Begriff der Transmigrantinnen und Transmigranten als passend für die 

Zielgruppe dieser Arbeit, ist dies unter anderem durch ihre Mobilität, also durch die Möglich-

keit der physischen Überschreitung nationalstaatlicher Grenzen, begründet. Welche weiteren 

Elemente transnationalen Charakter aufweisen, wird in den nachfolgenden Ausführungen 

ersichtlich. 

 

Damit die Mobilität als ein positives Element betrachtet werden kann, muss sie für die Be-

troffenen gewinnbringend sein. In vorherigen Kapiteln wurde beschrieben, dass die Rückkehr 

ins Heimatland für die meisten abgewiesenen Asylsuchenden keine Lösung darstellt, da dort 

Perspektivenlosigkeit und ein drohender Gesichtsverlust auf sie wartet. Der hier präsentierte 

Vorschlag soll Betroffenen ermöglichen, in der Rückkehr ins Heimatland einen gewinnbrin-

genden Schritt zu erkennen. 

 

Wird die Migration als ein transnationaler Prozess gesehen, der nicht als Einbahnstrasse zu 

verstehen ist, hat dies zur Folge, dass der Aufenthalt im Zielland einen temporären darstellt. 

Er ist also zeitlich begrenzt. 

 

Sobald die Menschen, aus denen unsere Zielgruppe besteht, offiziell als Transmigrantinnen 

und Transmigranten gelten, wird für sie das Beantragen von Asyl überflüssig. Transnationale 

Migrantinnen und Migranten brauchen in der Schweiz nicht Asyl. Sie benötigen einen tempo-

rären Aufenthalt, der gesetzlich geregelt ist und Beziehungen zu Menschen im Herkunftsland 

sowie eine Rückkehr in dieses nicht ausschliesst. 

 

6.2.2 Flucht als Chance 

Transnationale Migration ist als Chance zu verstehen. Als Chance, das Leben von Einzel-

nen, Familien oder einer Gemeinschaft oder sogar die Entwicklung eines ganzen Landes 
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positiv zu beeinflussen. Vom starken Willen der Menschen, die aufgrund der im Herkunfts-

land vorherrschenden Armut, wirtschaftlichen Not und Perspektivenlosigkeit in die Schweiz 

migriert sind, soll profitiert werden. Anstatt die Betroffenen in der Schweiz auf einen negati-

ven Asylentscheid warten zu lassen und sie während dieser Zeit nicht zu beschäftigen, soll 

ihr Potenzial ausgeschöpft werden. Ist von Potenzial die Rede, sind nicht nur handwerkliche 

oder intellektuelle Fähigkeiten gemeint, sondern eben dieser Drang nach einem besseren 

Leben. Wie genau transnationale Migrantinnen und Migranten durch eigene Bemühungen ihr 

Wunsch nach einem besseren Leben realisieren können oder gar zur Entwicklung eines 

Landes beitragen sollen, wird im Unterkapitel 6.4 erläutert. 

 

Transnationale Migrantinnen und Migranten gelten in unserer Gesellschaft nicht mehr als 

abgewiesene Asylsuchende, die sich ohne staatliche Legitimation in der Schweiz aufhalten 

(obwohl es sich immer noch um dieselben Personen handelt), sondern als Bindeglied zwi-

schen Migration und Entwicklung, als Chance für Wandel und Entwicklung. Diese Ansicht 

entspricht dem Konzept des Migration-Development Nexus, das im vorherigen Kapitel dieser 

Arbeit erwähnt wurde. Was genau Aufgabe dieser Bindeglieder ist, wird unter 6.4. erklärt. Die 

bisher in der Gesellschaft negativ auffallenden, nicht erwünschten Personen, erhalten einen 

neuen, positiven Stellenwert. 

 

6.3 Der neue Aufenthaltsstatus 

Mit dieser neuen Form von Migration (oder mit der Akzeptanz einer bereits lange stattfinden-

den Form von Migration) entsteht ein neuer Aufenthaltsstatus. Es handelt sich dabei um ei-

nen gesetzlich geregelten und somit legalen Status. Zudem ist der Aufenthaltsstatus zeitlich 

begrenzt.  

 

Der gesetzlich geregelte, legale Status, der zeitlich begrenzt ist, erinnert an die sogenannte 

Kurzaufenthaltsbewilligung (Ausweis L), wie sie die Schweiz bereits kennt: „Kurzaufenthalter 

sind Ausländerinnen und Ausländer, die sich befristet, in der Regel für weniger als ein Jahr, 

für einen bestimmten Aufenthaltszweck mit oder ohne Erwerbstätigkeit in der Schweiz auf-

halten.“ (BFM, 2011) Anspruch auf eine solche Kurzaufenthaltsbewilligung haben bisher al-

lerding ausschliesslich Angehörige der EU/EFTA Staaten, die nachweisen können, dass in 

der Schweiz ein Arbeitsverhältnis besteht, welches auf mindestens drei und höchstens 12 

Monate beschränkt ist. Die Aufenthaltsbewilligung ist solange gültig, wie der Arbeitsvertrag 

dauert (BFM, 2011). Bei der Zielgruppe, die im Fokus dieser Arbeit steht, handelt es sich 

nicht um Angehörige der EU/EFTA Staaten. 
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Die Kurzaufenthaltsbewilligung, die im Rahmen dieser Arbeit vorgeschlagen wird, muss also 

die bereits bestehende ergänzen, da sie für eine andere Zielgruppe, nennen wir sie die 

transnationalen Migrantinnen und Migranten aus Drittstaaten, vorgesehen ist. Als Bezeich-

nung des entsprechenden Ausweises eignet sich Kurzaufenthaltsbewilligung Lplus (Ausweis 

L+). Das Plus lässt sich durch den bestimmten Auftrag, den transnationale Migrantinnen und 

Migranten über nationalstaatliche Grenzen hinaus ausführen, erklären. Was konkret damit 

gemeint ist, wird in den Erläuterung zu den Ausbildungsprogrammen im Kapitel 6.4 ersicht-

lich. Die Aufenthaltsdauer wird länger als maximal 12 Monate betragen. Beibehalten werden, 

soll die Bezeichnung des „Aufenthalts für einen bestimmten Zweck“. Die Begründung hierzu 

folgt ebenfalls in Kapitel 6.4. 

 

6.3.1 Voraussetzungen 

Als Voraussetzung für den Erhalt eines L+ Ausweises gilt, einen solchen (beim BFM) zu be-

antragen. Das bedeutet, die interessierte Person muss sich als transnationale Migrantin oder 

transnationalen Migranten zu erkennen geben. Die Person äussert das Interesse, in der 

Schweiz einer Arbeit nachzugehen, also ein Ausbildungsprojekt zu absolvieren und erklärt 

sich gleichzeitig mit den damit zusammenhängenden Verpflichtungen einverstanden. Es 

kann vermutet werden, dass Menschen erst mit der Zeit ein Interesse für dieses Angebot 

entwickeln. So wird es nach wie vor eigentliche transnationale Migrantinnen und Migranten 

geben, die ein Asylgesuch einreichen und erst nach dem Erhalten eines negativen Asylent-

scheids nach Alternativen zu einem illegalen Aufenthalt in der Schweiz suchen werden. Des-

halb soll es Betroffenen zu jedem Zeitpunkt möglich sein, einen L+ Ausweis zu beantragen. 

Dies bedeutet, dass transnationale Migrantinnen und Migranten dies direkt nach ihrer Einrei-

se bei den Empfangs- und Verfahrenszentren, die Teil des Asylwesens darstellen, tun kön-

nen. Somit stellen die eben genannten Zentren nicht mehr nur erste Anlaufstelle für Asylsu-

chende, sondern auch für transnationale Migrantinnen und Migranten dar. Sobald eine Per-

son, die bereits ein Asylgesuch eingereicht hat, einen Ausweis L+ beantragt, erlischt automa-

tisch ihr Asylgesuch und sobald eine bereits abgewiesene Asylsuchende beziehungsweise 

ein bereits abgewiesener Asylsuchender einen Ausweis L+ beantragt, tritt an Stelle des ille-

galen Aufenthaltes nun ein legaler, der zeitlich begrenzt ist. Zudem hat, wer einmal einen 

Ausweis L+ beantragt hat, weder das Recht, zu einem späteren Zeitpunkt (erneut) Asyl zu 

beantragen, noch das Recht, den Ausweis L+ ein zweites Mal zu beantragen. 

 

Es stellt sich hier die Frage, ob es sinnvoll wäre, L+ Ausweise nur auszustellen, solange bei 

Interessierten kein rechtskräftiger Wegweisungsentscheid vorliegt. Dies hätte einerseits zur 

Folge, dass eine hohe Anzahl möglicherweise Interessierter von dem hier vorliegenden Vor-

schlag ausgeschlossen würden und nach wie vor in der Illegalität lebten, andererseits könnte 
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dies Interessierte animieren, sich frühzeitig für einen solchen L+ Ausweis zu entscheiden, 

was die Wiedereingliederung im Herkunftsland nach erfolgter Rückkehr erleichtern würde, da 

sie sich nicht über viele Jahre in der Schweiz aufhielten. Eine Frage, die es durchaus zu dis-

kutieren gilt, allerdings unter Einbezug von Expertinnen und Experten sowie Betroffenen und 

nicht im Rahmen dieser Arbeit.  

 

Um einen Ausweises L+ zu erhalten, müssen weder Fähigkeitsausweise, Schul- und Ar-

beitszeugnisse oder sonstige Qualifikationspapiere vorgewiesen noch bestimmte Fähigkeiten 

seitens der Antragstellerin oder des Antragstellers unter Beweis gestellt werden. Der Bil-

dungsgrad ist nicht relevant. 

 

Der Besitz eines Ausweis L+ ist mit vertraglich festgehaltenen Rechten und Pflichten ver-

bunden. Vertragspartner sind die antragsstellende Person und das BFM. Bei den Erläute-

rungen zu den Ausbildungsprogrammen unter 6.4 wird ersichtlich, was jeweils zu den Rech-

ten und Pflichten der beiden Vertragspartner gehört. 

 

6.4 Ausbildungsprogramme 

Die Ausbildungsprogramme stellen das Schlüsselelement des Vorschlages dar und erinnern 

an die Rekrutierungsprogramme, wie sie in Kapitel 5 kurz beschrieben werden. Anders als 

beim Recruitment werden die Migrantinnen und Migranten allerdings nicht bewusst dazu 

motiviert, ihr Herkunftsland zu verlassen und sie werden nicht aufgrund bestimmter Fähigkei-

ten ausgewählt. Das bedeutet, dass die Durchführung der Ausbildungsprogramme nicht, wie 

dies bei Rekrutierungsprogrammen der Fall ist, von der Lage auf dem Arbeitsmarkt und der 

Bereitschaft von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern, Migrierende anzustellen, oder den Fä-

higkeiten der Einwandernden abhängig ist. Die Ausbildungsprogramme sollen als eigenstän-

diges Projekt, das speziell für transnationale Migrantinnen und Migranten mit dem Ausweis 

L+ etabliert ist, verstanden werden. Wie weiter oben bereits erwähnt, steht die Teilnahme an 

den Ausbildungsprogrammen allen offen, die bereit dazu sind, als transnationale Migrantin-

nen und Migranten anerkennt zu werden und einen Ausweis L+ besitzen. Wer im Besitz ei-

nes Ausweis L+ ist, verpflichtet sich vertraglich dazu, die erforderliche Zeit in der Schweiz zu 

verbringen und während dieser Zeit die Ausbildungsprogramme zu besuchen. Die Aufent-

haltsdauer kann je nach Projekt variieren, da es möglicherweise für das Erlernen unter-

schiedlicher Fertigkeiten unterschiedlich viel Zeit benötigt, allerdings muss die Dauer im je-

weiligen Vertrag geregelt sein. Damit eine Reintegration im Herkunftsland gelingt, sollte die 

Aufenthaltsdauer in der Schweiz (ab Erhalt des Ausweis L+) möglichst kurz gehalten werden 

und nicht länger als zwei Jahre betragen. 
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Während dem Aufenthalt in der Schweiz sollen sich die transnationalen Migrantinnen und 

Migranten also Fertigkeiten aneignen beziehungsweise ein Handwerk erlernen, das im An-

schluss im Herkunftsland angewendet wird. Das bedeutet, dass wer einen Ausweis L+ erhält, 

zuvor eingewilligt hat, nach der vertraglich festgelegten Aufenthaltsdauer wieder ins Her-

kunftsland zurückzureisen. Die Möglichkeit, das in der Schweiz erlernte Handwerk im Her-

kunftsland in Form einer ebenfalls vertraglich geregelten Arbeit auszuüben, muss garantiert 

werden. Dies setzt eine enge Zusammenarbeit zwischen der Schweiz und dem jeweiligen 

Herkunftsland voraus. Es handelt sich bei den Ausbildungsprogrammen also um Projekte, 

die über die nationalstaatlichen Grenzen hinausgehen und deren Gelingen den Einsatz und 

das Mitwirken zweier Staaten erfordert.  

 

6.4.1 Sinnvolle Beschäftigung 

Damit transnationale Migrantinnen und Migranten zurück im Herkunftsland von dem in der 

Schweiz neu dazugewonnenen Wissen und den erlernten Fertigkeiten Gebrauch machen 

können, muss garantiert werden, dass eine entsprechende Nachfrage vorhanden ist. Das 

bedeutet, dass beim Bestimmen und Ausarbeiten der Projektinhalte nicht die wirtschaftlichen 

Interessen der Schweiz betrachtet werden müssen, sondern die Interessen der Herkunfts-

länder und der Betroffenen. Damit ein Projekt also sinnvoll und erfolgversprechend für die 

Transmigrantinnen und –migranten (und schlussendlich auch für das Herkunfts- und das 

Zielland) ist, muss eine genaue Analyse der vorherrschenden Situation im Herkunftsland 

stattfinden, anhand welcher die Ausbildungsprogramme erstellt werden. 

 

An diesem Punkt stellt sich die Frage, wann ein Projekt denn für die Schweiz, wann für den 

Herkunftsstaat und wann für die Migrierenden als erfolgreich bezeichnet werden kann. Ich 

bezeichne es dann als erfolgreich, wenn a) in der Schweiz die in Kapitel 3 genannten und in 

Kapitel 4 zusammengefassten Probleme, die sich momentan aufgrund der vorherrschenden 

Gesetzgebung und dem daraus resultierenden Phänomen des illegalen Aufenthalts für Ge-

sellschaft, Staat und Illegalisierte ergeben, behoben werden können und b) die im Herkunfts-

land vorliegenden Umstände, die Ursache für Armut und Perspektivenlosigkeit vieler Men-

schen darstellen, verringert werden. Inwiefern der hier vorliegende Vorschlag die genannten 

Bedingungen im Einzelnen erfüllt, wird in den Schlussfolgerungen in den Unterkapiteln 7.1 

und 7.2 diskutiert.  

 

Transnationale Migrantinnen und Migranten sollen ihr in der Schweiz erworbenes Wissen 

und Können zurück im Herkunftsland nicht nur umsetzten, sondern weitervermitteln. So sol-

len, im Rahmen der an die Ausbildungsprogramme geknüpften Projekte im Herkunftsland, 

weitere Leute ausgebildet und Arbeitsplätze geschaffen werden, wodurch sich manche auf 
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ihrer Suche nach einem besseren Leben, die Reise nach Europa ersparen können. Im 

nächsten Unterkapitel folgen Ausführungen zu diesen Projekten. 

 

6.4.2 Koppelung mit Entwicklungszusammenarbeit 

Sollen die Ausbildungsprojekte beziehungsweise die von den Transmigrantinnen und –

migranten verrichtete Arbeit zurück im Herkunftsland der Entwicklung des Landes dienen, 

macht eine Zusammenarbeit mit der DEZA durchaus Sinn. Das Themenfeld „Migration“, stellt 

ein wichtiges Thema bei der DEZA dar. Sie engagiert sich in diversen Bereichen der Migrati-

on. So beteiligt sie sich an der Arbeit vor Ort (Herkunftsland), sowie am politischen Dialog zu 

diesem Thema (DEZA, 2014c). 

 

Das sogenannte Globalprogramm „Migration und Entwicklung“ der DEZA hat zum Ziel, das 

Potenzial der Migrantinnen und Migranten für eine nachhaltige Entwicklung zu erkennen und 

mögliche Projekte zu erschaffen, die von diesem Potenzial Gebrauch machen (DEZA, 

2014a). Der in dieser Arbeit präsentierte Vorschlag einer Alternative zu Asyl könnte durchaus 

ein solches Projekt darstellen. Es soll hier nicht weiter auf das Globalprogramm eingegangen 

werden, da dies den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde.  

 

Als Sinnvoll erachte ich eine Zusammenarbeit mit der DEZA, weil diese Experte für Entwick-

lungsfragen ist. Somit weiss die DEZA über den Entwicklungsstand eines Landes, dessen 

Bedarf an Hilfe und Unterstützung, sowie die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit von länder-

spezifischen Programmen Bescheid. Zudem bestehen Beziehungen zu den entsprechenden 

Ländern. Die Entwicklungszusammenarbeit, auch regionale Zusammenarbeit genannt, die 

die DEZA im Süden (Afrika, Asien und Lateinamerika) leistet, trägt zur Bekämpfung der Ar-

mut bei (DEZA, 2014b), was auch ein Ziel des Vorschlags einer Alternative zu Asyl ist.  

 

Private Hilfswerke wie die Caritas Schweiz, Fastenopfer, das Hilfswerk der evangelischen 

Kirchen Schweiz (HEKS), Helvetas, Schweizerisches Rotes Kreuz, Solidar Suisse, Swissaid 

und die Terres des Hommes Stiftung Lausanne beteiligen sich an der Umsetzung der Projek-

te, die zur Bekämpfung von Armut beitragen sollen (DEZA, 2013., S. 9). Im Folgenden soll 

auf ein paar wenige Projekte hingewiesen werden. 

 

HEKS 

Im Senegal setzt sich das Hilfswerk der evangelischen Kirchen Schweiz (HEKS) für einen 

nachhaltigen Früchte- und Gemüseanbau ein. Dabei werden Produzentinnen und Produzen-

ten vor Ort verbesserte Anbautechniken, die Züchtung von Setzlingen, Triage-Techniken 

beigebracht und Know-How zur Qualitätskontrolle von Gemüse und Obst vermittelt. Auch 



`ab cdbefgLAG EINER ALTERNATIVE ZU ASYL  

74 

 

beim Entwickeln einer eigenen Verkaufsstruktur, die einer gelungenen Vermarktung dienen, 

werden die Produzentinnen und Produzenten unterstützt (HEKS, 2014).  

Helvetas 

Die Organisation Helvetas hat in Burkina Faso einen Abfallservice gegründet. Engagierte 

einheimische Frauen tragen durch ihre Arbeit zur Sauberkeit in der Region bei und mindern 

dadurch das Risiko von Krankheiten (Helvetas, n.d.b). 

 

Kleinbauern können ihre Nahrungsmittel oftmals schlecht lagern. Dies hat zur Folge, dass 

Ungeziefer in der Zwischenerntezeit, einen grossen Teil der Ernte auffressen und die be-

troffenen Familien an Hunger leiden (Helvetas, n.d.a.). Die Organisation Helvetas hilft Klein-

bauern in Mosambik indem sie mit ihnen Getreidespeicher baut und ihnen beibringt, wie sie 

ihre Grundnahrungsmittel am besten anbauen, ernten und lagern (Helvetas, n.d.a).  

 

Weiter unterstützt Helvetas Leute in Benin beim Bau von Brunnen. Da die Wasserversor-

gung in Benin Sache der Gemeinden ist, arbeitet Helvetas direkt mit den Gemeindebehörden 

zusammen. Sie unterstützt diese durch das Vermitteln von administrativem und technischem 

Fachwissen. Weiter werde Frauen zu sogenannten Brunnenpächterinnen ausgebildet, die für 

den Unterhalt der Brunnen zuständig sind (Helvetas, n.d.c). Auch Swissaid setzt zahlreiche 

solche Brunnenprojekte in Entwicklungsländern um (Swissaid, n.d.).  

 

Gemäss DEZA (2011) orientier sich die Entwicklungszusammenarbeit des Bundes an den 

Bedürfnissen der armen Länder und leistet Hilfe zur Selbsthilfe: „Im Kern geht es um den 

Transfer von Wissen und bedürfnisgerechter Technologie, damit Menschen, Organisationen 

und Gesellschaften ihre Lebensbedingungen mit eigenen Anstrengungen nachhaltig verbes-

sern können.“ (S. 8). Diesem Verständnis von Entwicklungszusammenarbeit entspringt mei-

ne Überlegung, für den Transfer von Know-How, wie er in den oben erwähnten Projekten 

zum Zuge kommt, nicht ausschliesslich Mitarbeitende der entsprechenden Hilfswerke einzu-

setzen, sondern vor allem transnationale Migrantinnen und Migranten. Obwohl in den von 

der DEZA oder den privaten Hilfswerken durchgeführten Projekten die Bevölkerung vor Ort 

miteinbezogen und dazu animiert wird, durch eigene Anstrengungen ihre Lebensbedingun-

gen zu verbessern, wäre es doch ideal, wenn die Wissensübermittlung und Schulung durch 

eigene Landsleute, die mit der Kultur und den vorherrschenden Lebensbedingungen vertraut 

sind und vor allem dieselbe Sprache sprechen, wie die einheimische Bevölkerung, stattfän-

de. Dies bedeutet konkret, dass die hier in der Schweiz durchgeführten Ausbildungspro-

gramme an die im Herkunftsland im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit durchgeführ-

ten Projekte gekoppelt sein sollen. So sollen transnationale Migrantinnen und Migranten zum 



hij kljmnopqr istij qpuijtquski vw qmxp  

75 

 

Beispiel in der Schweiz lernen, welche Art von Müllentsorgung am meisten Sinn macht und 

wie diese funktioniert (Abfalltrennung etc.), um dies anschliessend zurück im Herkunftsland 

einerseits umzusetzen und andererseits der Bevölkerung beizubringen, also weitere Leute 

auszubilden. Hier zeigt sich, dass transnationale Migrantinnen und Migranten beziehungs-

weise die transnationale Form von Migration Teil der Entwicklungspolitik und nicht der Asyl-

politik darstellt. Es findet eine Verschiebung weg vom Asylwesen hin zur Entwicklungszu-

sammenarbeit statt.     

 

6.4.3 Entlohnung und Finanzierung der Ausbildungsprogramme 

Die Teilnahme an den Ausbildungsprojekten soll entlohnt werden. Im besten Fall sollen 

transnationale Migrantinnen und Migranten nicht nur in bestimmten Bereichen ausgebildet 

werden, sondern die Möglichkeit erhalten, das erlernte Handwerk in der Schweiz bereits an-

zuwenden. Das Vorhandensein dieser Möglichkeit hängt natürlich vom Arbeitsmarkt in der 

Schweiz und vom Bedarf an einer Dienstleistung oder einem Produkt ab. So ist es wahr-

scheinlich kaum notwendig, Getreidespeicher für Schweizer Kleinbauern herzustellen, um 

bei einem der obigen Beispiele zu bleiben. Die Teilnahme am Ausbildungsprogramm bezie-

hungsweise dessen Durchführung soll aber unabhängig von der Nachfrage auf dem Schwei-

zer Arbeitsmarkt garantiert sein und entlohnt werden. Der Betrag kann als gleichwertig zur 

Asylsozialhilfe respektive zur Nothilfe betrachtet werden, die Asylsuchende und abgewiese-

ne Asylsuchende vom Staat erhalten. Die Höhe des Betrags stellt ein Diskussionspunkt dar, 

wobei es allerdings sinnvoll wäre, dass sich dieser an der Asylsozialhilfe orientiert und nicht 

an der Nothilfe, da diese, wie in Kapitel 3 erwähnt, so gering ist, dass sie oftmals keine aus-

reichende Ernährung erlaubt. Wäre der Betrag höher als derjenige der Asylsozialhilfe, könnte 

dies als Anreiz dienen, die Asylstrukturen noch vor dem Eintreffen eines negativen Asylent-

scheides freiwillig zu verlassen. Gedanken müsste man sich zu möglichen Sanktionsinstru-

menten machen. So etwa die Kürzung der Gelder oder der Ausschluss aus dem Programm 

gekoppelt an eine Wegweisungsverfügung bei mehrmaligem unentschuldigtem Fernbleiben 

von dem Ausbildungsprogramm. Dies hätte wieder ein Leben in der Illegalität beziehungs-

weise ein Leben als Nothilfebeziehende zur Folge, falls Betroffene sich dazu entscheiden, 

unterzutauchen, um dem Wegweisungsvollzug zu entgehen. 

 

Ein Grund, sich für den Ausweis L+, also für die Teilnahme am Ausbildungsprogramm und 

für eine anschliessende Rückkehr ins Heimatland zu entscheiden, soll, nebst der Garantie, 

im Herkunftsland einen Arbeitsplatz zu haben, ein finanzieller Betrag sein, der zusätzlich zu 

der oben genannten geringen Entlohnung auf ein Sperrkonto einbezahlt wird, auf welches 

zugegriffen werden kann, sobald sich der transnationale Migrant oder die transnationale Mig-

rantin zurück in der Heimat befindet. 
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An diesem Punkt stellt sich die Frage nach der Finanzierung der Programme. Es ist nicht 

möglich, hier eine genaue Berechnung oder ein genaues Budget aufzuführen. Allerdings 

wurde weiter oben festgestellt, dass sich transnationale Migration im Rahmen der Entwick-

lungspolitik abspielt und nicht im Rahmen der Asylpolitik, dies begründet, dass die Finanzie-

rung im Rahmen der Entwicklungspolitik geklärt werden müsste. Dies macht insofern Sinn, 

weil der Betrag der staatlichen Gelder, welche der Entwicklungszusammenarbeit zugespro-

chenen werden, denjenigen, der im Asylwesen zur Verfügung steht, um ein vielfaches über-

steigt.  

 

6.4.4 Remittances 

Befinden wir uns im Bereich der Finanzierung und Entlohnung, lohnt es sich, einen Blick auf 

die Bedeutung der Remittances zu werfen. Wie im vorangehenden Kapitel erklärt, handelt es 

sich bei Remittances um die Geldsummen, die Migrantinnen und Migranten den im Her-

kunftsland Zurückgebliebenen zukommen lassen. Mit den Remittances tragen Migrierte ei-

nen wichtigen Teil zur Entwicklung des Landes bei, weshalb Niederberger et al. in ihrem 

Konzept zur Migrationsprävention eine positive Wendung der Bewertung der Remittances 

und der damit verbundenen Migration als relevant erachten. Das konstante Einkommen, das 

durch die Teilnahme an den Ausbildungsprogrammen gewährleistet werden soll, ermöglicht 

den regelmässigen Transfer von Geldern in die Herkunftsländer. Dieser soll bewusst geför-

dert werden, weshalb den Ausbildenden die Bedeutung der Remittances bekannt sein muss. 

Sie sollen die Transmigrantinnen und -migranten bei den Geldüberweisungen unterstützen, 

indem sie sie mit den für Geldtransfers zuständigen Banken vertraut machen oder auf die 

Möglichkeit des Erstellens eines Dauerauftrages, beim Besitz eines Bank- oder Postkontos 

aufmerksam machen. Die Eröffnung eines Bankkontos, auf welches der Lohn überwiesen 

wird, wäre in Anbetracht der Geldüberweisungen sinnvoll. 

 

6.4.5 Funktion der Home Town Associations 

Betrachten wir die Remittances im Rahmen dieses Vorschlages, lässt sich eine weitere Mög-

lichkeit erkennen, die mit den in Kapitel 5 erwähnten Home Town Associations zu tun hat. 

Zur Repetition: Unter Home Town Associations sind Vereinigungen der Eingewanderten im 

Einwanderungsland zu verstehen, die unter anderem Einfluss darauf haben können, in wel-

che Projekte Remittances investiert werden sollen und die dadurch eine Art Brückenfunktion 

zwischen den Migrierten und dem Herkunftsland, in welches investiert werden soll, einneh-

men. Diese Brückenfunktion stellt einen wichtigen Bestandteil des hier vorgestellten Vor-

schlages dar. Das bedeutet, dass es ein Austauschgefäss geben muss, das den Transmig-

rantinnen und –migranten und allen anderen an diesen Projekten Beteiligten, ermöglicht, in 

Kontakt mit den involvierten Stellen und Personen und den bereits zurückgekehrten Trans-
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migrantinnen und –migranten zu stehen. Dieses Austauschgefäss, bezeichnen wir es weiter-

hin als Home Town Association, würde einen integralen Bestandteil der Projekte darstellen 

und wäre zuständig für den Austausch zwischen Ziel- und Herkunftsland. Die Home Town 

Associations sind also als eine Art Gremien zu verstehen, die sich aus Fachkräften der 

DEZA wie auch aus Eingewanderten (Migrantinnen und Migranten mit einer Aufenthaltsbe-

willigung B oder einer Niederlassungsbewilligung C) aus den entsprechenden Ländern zu-

sammensetzen. Zu den Aufgaben des für den Austausch zuständigen Gremiums könnte nun 

unter anderem die Kanalisation der Geldflüsse gehören. Dies würde bedeuten, dass die Re-

mittances direkt in das im Herkunftsland laufende Entwicklungsprogramm fliessen würden, 

für welches die transnationalen Migrantinnen und Migranten in der Schweiz ausgebildet wer-

den. Um als Home Town Association fungieren zu können, wird eine ausreichende Kenntnis 

über die Geschehnisse, Erfolge und Misserfolge betreffend der laufenden Projekte im Her-

kunftsland vorausgesetzt. Es muss also eine Art Delegierte geben, die für den regelmässi-

gen Austausch zwischen der Schweiz und dem Herkunftsland verantwortlich sind. Es wäre 

durchaus möglich, dass diese Aufgabe im Herkunftsland von (zurückgekehrten) Transmig-

rantinnen und Transmigranten ausgeführt wird. Eine weitere Möglichkeit wäre, nicht den 

Lohn der Migrantinnen und Migranten für die kanalisierte Form der Remittances zu verwen-

den, sondern einen Teil des Betrages, der auf ihr Sperrkonto fliesst, damit der Lohn den Be-

troffenen zur freien Verfügung bereitsteht. 

 

6.5 Unterbringung 

Während ihrem Aufenthalt in der Schweiz leben die Transmigrantinnen und –migranten in 

den für sie vorgesehenen Unterkünften. Dabei handelt es sich zwangsläufig um Kollektivun-

terkünfte, da andere Wohnformen kaum finanzierbar wären. Es müsste beachtet werden, 

dass sich die Unterkünfte nicht zu weit weg vom jeweiligen Ausbildungsort befinden. Finan-

ziert würden die Unterkünfte wiederum von den Geldern der Entwicklungszusammenarbeit. 

 

6.6 Rückkehr 

Wie bereits einige Male angesprochen, stellt die Rückkehr der transnationalen Migrantinnen 

und Migranten ins Herkunftsland einen Bestandteil dieser neuen Migrationsform dar. Das 

Element der Rückkehr wiederspiegelt sich bereits im Begriff der transnationalen Migration. 

So stellt die Wanderung nicht eine einmalige Bewegung von A nach B dar, sondern findet ihr 

Ende wieder bei A. Die Rückkehr kann aufgrund des unterschriebenen Vertrages und somit 

aufgrund der Einwilligung der Besitzerinnen und Besitzer eines Ausweises L+ als freiwillig 

bezeichnet werden. Die Rückkehr der transnationalen Migrantinnen und Migranten ist nicht 

als Ende einer Reise zu verstehen, sondern als ein wichtiges Moment im Hinblick auf die 
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Verwirklichung des Wunsches nach einem besseren Leben seitens der Migrierenden und 

ebenfalls für die Erfolge und Fortschritte seitens der Entwicklungszusammenarbeit.  

 

Beim Element der Rückkehr ist zudem an Aufklärungsarbeit zu denken. Dabei wäre es Auf-

gabe der Rückkehrenden, ihre Landsleute über die vorherrschenden Tatsachen in der 

Schweiz betreffend Einwanderungspolitik aufzuklären, in der Hoffnung, dass das Bild der 

unbeschränkten Möglichkeiten in der Schweiz beziehungsweise in Europa relativiert würde. 

 

Damit die Rückkehr ins Heimatland für die Betroffenen nicht allzu schwierig wird, muss für 

eine erfolgreiche Reintegration gesorgt werden. Dies setzt voraus, dass sich Rückkehrerin-

nen und Rückkehrer zurück im Herkunftsland auf die Unterstützung von ausgebildeten Fach-

kräften verlassen können. Die Unterstützung sollte jedoch bereits in der Schweiz beginnen. 

So sollte den Rückkehrenden Hilfe bei der Organisation der Heimreise angeboten werden. 

Dabei sollte die Hilfe sowohl administrative Vorbereitungen (Besorgen von Flugticket, Planen 

der Reiseroute etc.) wie auch die persönliche Unterstützung (Gespräche, Beratung, Organi-

sation eines Austauschtreffens aller Rückkehrenden desselben Herkunftslandes etc.) bein-

halten. Zurück im Herkunftsland sollte die Ankunft sowie die Weitereise vom Flughafen orga-

nisiert und eventuell begleitet werden. Zudem sollte Unterstützung beim Bezug des Geldes 

auf dem Sperrkonto, die Begleitung an den neuen Arbeitsplatz und Hilfe bei der Wohnungs-

suche garantiert werden, falls dies notwendig ist. Die ausgebildeten Fachkräfte vor Ort soll-

ten den Transmigrantinnen und Transmigranten jederzeit für Fragen und allfällige Unterstüt-

zung zur Verfügung stehen. Es müsste eine Art Anlaufstelle für zurückgekehrte Transmigran-

tinnen und –migranten vorhanden sein. Die für die Unterstützung zuständigen Fachkräfte 

können durchaus ehemalige, speziell dafür ausgebildete, Rückkehrerinnen und Rückkehrer 

sein. 

 

6.6.1 Bedeutung Humankapital 

Das Humankapital, mit dem Transmigrantinnen und –migranten nach Hause zurückkehren, 

ist gross. Da sich Betroffene in der Schweiz neue, im Herkunftsland brauchbare Fähigkeiten 

aneignen konnten, sind sie bei ihrer Rückkehr mit einem Mehrwert ausgestattet. Durch die 

Vermittlung konkreter Inhalte und Fähigkeiten, die nicht von den aus dem Herkunftsland mit-

gebrachten Qualifikationen abhängt, kehrt jede Transmigrantin und jeder Transmigrant mit 

diesem Mehrwert nach Hause zurück, unabhängig des bisherigen, im Herkunftsland erwor-

benen Bildungsniveaus. 
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6.6.2 Bedeutung finanzielles Kapital 

Die Transmigrantinnen und Transmigranten kehren mit Ersparnissen zurück ins Herkunfts-

land. Es handelt sich dabei um den Betrag, der sich während dem Aufenthalt in der Schweiz 

angesammelt hat und erst bei erfolgter Rückkehr bezogen werden kann. Wie bereits im Un-

terkapitel 6.4.4 erwähnt, könnte diskutiert werden, ob die Ersparnisse allein dem Eigennut-

zen dienen sollen oder ob ein bestimmter Anteil als Unterstützungsgelder in die laufenden 

Projekte im Herkunftsland fliessen soll und dadurch einem grösseren Teil der Bevölkerung 

zu Gute kommt. Wobei hier daran erinnert werden soll, dass auch Ausgaben, die für den 

Eigennutzen gemacht werden, schlussendlich anderen Leuten oder gar dem Staat dienen 

können (siehe Kapitel 5.3.2).  

 

6.6.3 Bedeutung Sozialkapital 

Dem Sozialkapital, zu verstehen als ein Beziehungskapital, kommt bei der transnationalen 

Form von Migration eine besonders wichtige Bedeutung zu. Transmigrierende spielen eine 

wichtige Rolle beim Aufrechterhalten von Netzwerken. Ein Beispiel hierfür sind die ange-

sprochenen Home Town Associations, die sich im Zielland befinden und auf einen konstan-

ten Informationsfluss aus dem Herkunftsland angewiesen sind. Teil des Austauschs zwi-

schen Herkunftsland und Zielland sollen nicht nur Beiträge und Beobachtungen von Fach-

kräften sein, sondern auch Rückmeldungen der Migrierenden. Ein stabiles Netzwerk zwi-

schen Herkunftsland und Zielland ist unerlässlich für eine gelingende Zusammenarbeit.  

 

6.7 Umsetzung 

An dieser Stelle soll zusammengefasst werden, welche Voraussetzungen für die Umsetzung 

des Projektes erfüllt sein müssten. Es ist ersichtlich, dass es sich beim erläuterten Vorschlag 

um grosse Umstrukturierungen in der Asyl- wie auch in der Entwicklungspolitik handelt. Die 

Umsetzung des Vorschlages ist somit in erster Linie an die Bereitschaft einer Systemände-

rung geknüpft. Diese Bereitschaft wiederum erfordert einen Perspektivenwechsel. Allein die 

Forderung, transnationale Migrantinnen und Migranten als Bindeglied zwischen Migration 

und Entwicklung und somit als Chance zu anerkennen, wie dies auch in Konzepten wie dem 

Migration-Development Nexus gefordert wird, scheint viel Überzeugungsarbeit zu benötigen 

und wird einen grossen politischen Diskurs nicht umgehen können. Die Neustrukturierung 

des Asylwesens und vor allem der Entwicklungszusammenarbeit wäre äusserst zeit- und 

arbeitsaufwändig. Gremien müssten gegründet, neue Arbeitsstellen und entsprechende 

Kompetenzprofile geschaffen und Fachkräfte ausgebildet werden. Durch die Koppelung der 

Bereiche Migration und Entwicklung muss zudem mit Interessenskonflikten gerechnet wer-

den: Bildet die Schweiz Transmigrantinnen und Transmigranten aus, muss sie sich darauf 
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verlassen können, dass die jeweiligen Herkunftsländer bereit sind, ihre Staatsbürgerinnen 

und –bürger nach erfolgter Ausbildung wieder ins Herkunftsland einreisen zu lassen. Zudem 

muss sich die Regierung eines Herkunftslands mit den im Land geplanten Projekten einver-

standen erklären. Hier stellt sich die Frage, ob die von der Schweiz geleistete Entwicklungs-

zusammenarbeit im Rahmen dieses Vorschlages an die Voraussetzung geknüpft sein würde, 

dass nur, wer bereit dazu ist, migrierte Staatsbürger wieder aufzunehmen (Rückübernahme-

abkommen), Anspruch auf Hilfe in Form der Entwicklungszusammenarbeit hat. Diese Rege-

lung würde schlussendlich die Ärmsten eines Landes, die am meisten auf die Hilfe angewie-

sen sind, bestrafen und nicht diejenigen Menschen, die Teil der Regierung darstellen. Auch 

hier ist internationale Kooperation notwendig. Die Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern 

spielt eine äusserst bedeutende Rolle, wenn dieser neuen, transnationalen Form von Migra-

tion mehr Beachtung geschenkt werden soll. Die Herkunftsländer müssten nicht nur gewillt 

sein, ihre Staatsbürger wieder willkommen zu heissen, sondern auch Interesse an deren 

Reintegration und den laufenden Projekten zeigen und Kapazitäten und Ressourcen haben, 

Betroffene zu unterstützen und die Zusammenarbeit mit der Schweiz aufrechtzuerhalten und 

zu fördern.  

 

Eine solch grosse Umstrukturierung kann nicht von heute auf morgen geschehen. Es müsste 

mit einer Art Pilotprojekt in einem Land gestartet werden, welchem Kommunikationsprojekte 

und Propaganda folgen müssten. Herkunftsländer und Migrantinnen und Migranten müssten 

über die neuen Möglichkeiten aufgeklärt werden, Vor- und Nachteile müssten erkannt und 

analysiert werden. Spricht man von Propaganda, entsteht der Verdacht, dass die neue, ak-

zeptierte und legale Form von Migration gefördert werden soll, Menschen also zur Migration 

motiviert werden sollen. Die Frage nach der Ankurbelung von Migrationsbewegungen durch 

das Umsetzen des hier präsentierten Vorschlages ist in den Schlussfolgerungen im nächsten 

Kapitel der Arbeit Thema.  
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7 SCHLUSSFOLGERUNGEN 

In diesem Kapitel wird diskutiert, inwiefern der in Kapitel 6 dargestellte Vorschlag zu einer 

Alternative zu Asyl etwas zur Lösung der vorherrschenden Probleme und Bekämpfung deren 

Ursachen, wie sie in Kapitel 4 festgehalten sind, beitragen kann. Daraus resultieren kritische 

Anmerkungen, die ebenfalls in diesem Kapitel präsentiert werden. Zum Schluss wird die Be-

deutung der Sozialen Arbeit im Kontext der in der Arbeit aufgezeigten Problematik betrachtet 

und aufgezeigt, welche Funktion ihr im Rahmen des vorgestellten Vorschlages zukommt.  

 

7.1 Der Beitrag zur Problemlösung auf innenpolitischer Ebene 

In Kapitel 4 wird erklärt, wie die Unterscheidung zwischen „echten“ und „unechten“ Flüchtlin-

gen mit der hohen Anzahl abgewiesener Asylgesuche zusammenhängt. Das beschränkte 

Verständnis von Flucht, wie es im Asylwesen angewendet wird, macht Menschen, die nicht 

aus asylrelevanten Gründen auf der Flucht sind, zu abgewiesenen Asylsuchenden. Das Feh-

len einer Alternative zu Asyl führt dazu, dass Betroffene ein Leben in der Illegalität führen 

müssen, solange sie nicht bereit sind, in ihr Herkunftsland zurückzureisen. Dass ein grosser 

Teil der abgewiesenen Asylsuchenden es vorzieht, illegal und daher unter prekären Lebens-

bedingungen in der Schweiz zu leben, anstatt in ihr Herkunftsland zurückzukehren, lässt sich 

vor allem anhand der im Herkunftsland vorherrschenden Umstände erklären. Umstände im 

Herkunftsland, die auf Migrationsbewegungen Einfluss haben, sind im Unterkapitel 7.2 The-

ma. Hier soll aufgezeigt werden, wie der Vorschlag aus Kapitel 6 die strukturellen Bedingun-

gen, die den Problemen zugrunde liegen und Folge asylpolitischer, also innenpolitischer Re-

gelungen sind, zu bekämpfen hilft.   

  

Der Vorschlag ermöglicht den Menschen, die aufgrund von Armut, wirtschaftlicher Not und 

Perspektivenlosigkeit geflüchtet sind, und deshalb zu der Gruppe der abgewiesenen Asylsu-

chenden zählen, einen Ausweg aus der Illegalität oder verhindert bestenfalls, dass der Sta-

tus der Illegalität überhaupt eintrifft. Durch das Einführen eines neuen Aufenthaltsstatus, bei 

dem es sich um einen rechtlich geregelten und staatlich legitimen handelt, findet zwar nach 

wie vor eine Typologisierung der Flüchtlinge statt, aber nicht zu Nachteilen der bisher oft als 

Wirtschaftsmigrantinnen und –migranten bezeichneten Flüchtlinge, sondern zu deren Vorteil. 

Menschen, die nicht mit der Absicht, Schutz vor Verfolgung zu erhalten, in die Schweiz ein-

gereist sind, sondern mit dem Wunsch, ein besseren Leben zu finden, haben die Möglichkeit, 

den Status der Transmigrantinnen und –migranten zu erlangen und so ihrem Wunsch etwas 

näher zu kommen. Für die vom Staat als Transmigrantinnen und –migranten anerkannten 

Personen würden weniger prekäre Lebensbedingungen vorherrschen als für abgewiesene 

Asylsuchende. Durch die Anwesenheitsberechtigung müssten Transmigrantinnen und –
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migranten sich nicht ständig davor fürchten, entdeckt und inhaftiert und gegen ihren Willen 

ausgeschafft zu werden. Dies verringert psychischen Stress und ermöglicht ihnen, sich freier 

zu bewegen und weniger isoliert zu leben. Ihre Anwesenheit ist legal und kann somit nicht 

als Delikt eingestuft werden. Anstatt aufgrund ihrer (illegalen) Anwesenheit als straffällig ein-

gestuft zu werden, gelten sie als potenzielle Entwicklungsmotoren. Dieses Umdenken spielt 

gerade in Bezug auf die Thematik der Menschenwürde eine bedeutende Rolle. Menschen, 

die ihr Herkunftsland in der Absicht, ein besseres Leben zu finden, verlassen haben, werden 

im Rahmen der präsentierten Alternative zu Asyl für dieses Vorhaben nicht etwa verurteilt 

oder gedemütigt (in Form einer Abweisung, Ablehnung, Inhaftierungen etc.) sondern wertge-

schätzt. Es soll hier bemerkt werden, dass diese Wertschätzung durchaus als eine Frage der 

Perspektive gesehen werden kann. So könnte es sein, dass bei den Transmigrantinnen und 

–migranten der Eindruck entsteht, dass die Schweiz sie in erster Linie loswerden will, da der 

Aufenthaltsstatus L+ an eine Rückkehr ins Heimatland gebunden ist. Dass eine Rückkehr ins 

Heimatland ein Wunsch der Betroffenen ist, wird im Vorschlag gewissermassen vorausge-

setzt oder angenommen. Es stellt sich die Frage, wie realistisch diese Annahme ist. Diese 

Frage wird weiter unten nochmals aufgegriffen. Mit der Thematik der Würde ist diejenige des 

Gesichtsverlustes und des Erwartungsdrucks verbunden. Menschen, die sich durch die 

Flucht in die Schweiz nicht nur ein besseres Leben für sich selbst, sondern für die ganze 

Familie versprechen, sind einem enormen Erwartungsdruck ausgesetzt. Spätestens mit dem 

Erhalt eines negativen Asylentscheides ist die Hoffnung auf ein besseres Leben zerstört. Mit 

diesen enttäuschten Erwartungen umgehen zu können, ist nicht einfach. Ebenfalls schwierig 

ist es, den Zurückgebliebenen den abgelehnten Asylentscheid zu erklären, wo diese doch so 

oft eine verzerrte Vorstellung von einem Leben (als Migrantin oder Migrant) in Europa haben. 

Transmigrantinnen und –migranten kehren zwar nach Hause zurück aber nicht mit leeren 

Händen, sondern mit einem Mehrwert ausgestattet. Während ihrem Aufenthalt ist es ihnen 

möglich, Geld nach Hause zu transferieren und dank dem auf dem Sperrkonto angesammel-

ten Geld bringen sie bei ihrer Rückkehr eine Geldsumme mit, die der Familie zur Verfügung 

steht. Nebst dem finanziellen Aspekt gibt es weitere Aspekte, die rückkehrende Transmig-

rantinnen und rückkehrende Transmigranten nicht als Versagerinnen und Versager, sondern 

viel mehr als Heldinnen und Helden darstellen. So haben sie zurück im Herkunftsland eine 

Arbeitsstelle und ein sicheres Einkommen und daher eventuell sogar vorher nicht dagewe-

sene Anerkennung. Weiter ist zu bemerken, dass Transmigrantinnen und –migranten freiwil-

lig in ihr Herkunftsland zurückkehren und es nicht zu Zwangsausschaffungen kommt. Anstatt 

den Aufenthalt in der Schweiz als entwürdigend zu empfinden, erleben sich Transmigrantin-

nen und -migranten als handlungsmächtige Personen. Sie erfahren, dass sie für ihr Leben 

und eine bessere Zukunft verantwortlich sind und nicht die Ausländerbehörden. Dies verhin-

dert das Gefühl eines Kontrollverlustes über das eigene Leben. 
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Da transnationale Migrantinnen und Migranten im Rahmen der Ausbildungsprogramme einer 

Arbeit nachgehen, müssen sie keine Schwarz– oder Grauarbeit verrichten - die oftmals mit 

prekären Arbeitsbedingungen verbunden ist - um etwa der Abhängigkeit vom Staat zu ent-

gehen. Durch die Ausbildungsprogramme ist auch die Frage des Einkommens geklärt. Die 

Teilnahme an einem Ausbildungsprojekt wird entlohnt. Weiter wirkt die Teilnahme am Projekt 

einer Destrukturierung entgegen. Die Gefahr, in eine Passivität zu fallen und das Gefühl der 

Nutzlosigkeit verringern sich durch die Beschäftigung. Ebenfalls würden durch diese die 

Langeweile und das Gefühl von Leere verhindert. Da sich die Höhe der Entlohnung an der-

jenigen der Asylsozialhilfe und nicht an derjenigen der Nothilfe orientieren soll, sollte es den 

Transmigrantinnen und -migranten möglich sein, sich ausgewogen zu ernähren und nicht an 

Unterernährung und Mangelerscheinungen zu leiden, wie dies bei abgewiesenen Asylsu-

chenden oft der Fall ist. Einer medizinischen Versorgung sollte für Transmigrantinnen und –

migranten im Allgemeinen kein Hindernis im Wege stehen, wie dies bei Nothilfebeziehenden 

beobachtet werden kann, da der Ausschluss aus der Asylsozialhilfe vielerorts mit einem 

Ausschluss aus der Krankenversicherungspflicht gleichgesetzt wird. Keine grossen Verbes-

serungen lassen sich in der Wohnform erkennen. Wo Transmigrantinnen und -migranten 

wohnen, hängt in erster Linie mit dem Standort der Ausbildungsstätte zusammen. Eine eige-

ne Wohnung zu mieten, ist für die Betroffenen finanziell nicht möglich und zudem ist davon 

auszugehen, dass nicht genügend preisgünstige und leerstehende Wohnungen vorhanden 

sind, die sich in der Nähe der Ausbildungsstätte befinden. Für die Unterbringung der Be-

troffenen müssten nach wie vor Kollektivunterkünfte dienen. Allerdings käme es nicht zu Ro-

tationsverfahren, da die Bemühungen, eine Integration der Transmigrantinnen und -

migranten sowie das Knüpfen sozialer Kontakte zu verhindern, aufgrund der geplanten 

Rückkehr, überflüssig würden. Das Ziel, den Betroffenen den Aufenthalt möglichst unange-

nehm zu machen, in der Hoffnung, dass sie die Schweiz freiwillig verlassen, würde nicht 

mehr verfolgt. 

 

Auch den Punkten, die im Zusammenhang mit dem illegalen Aufenthalt aus gesellschaftli-

cher Perspektive als problematisch gelten, kann durch die Einführung eines neuen Aufent-

haltsstatus entgegengewirkt werden. So kann die Teilnahme an den Ausbildungsprojekten 

etwa die Bereitschaft zu kleinkriminellen Handlungen, wie Diebstahl, verringern. Wie in Kapi-

tel 3 beschrieben wurde, neigen Menschen, die sich ohne staatliche Legitimation in der 

Schweiz aufhalten manchmal zu kleinkriminellen Handlungen, weil sie sich selbständig und 

ohne staatliche Hilfe durchs Leben schlagen wollen oder müssen, um dem Risiko einer In-

haftierung bei Bekanntgabe des Aufenthaltsorts zu entgehen. Die Teilnahme garantiert eine 

finanzielle Entschädigung, deren Bezug nicht mit dem Risiko einer Inhaftierung verbunden ist 

und schränkt die zeitlichen Möglichkeiten, einer kleinkriminellen Handlung nachzugehen, ein. 
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Im Vorschlag in Kapitel 6 ist festgehalten, dass wer einen Ausweis L+ beantragt, nicht 

gleichzeitig Asyl beantragen kann und ein bereits gestellter Asylantrag erlischt, sobald ein 

Antrag für den Ausweis L+ gestellt wird. Es kann also davon ausgegangen werden, dass sich 

die Anzahl monatlich oder jährlich eingereichter beziehungsweise zu behandelnder Asylge-

suche durch die Einführung des neuen Aufenthaltsstatus verringern würde. Dies bedeutet 

natürlich nicht, dass weniger Menschen in die Schweiz eingereist sind, sondern nur, dass sie 

nicht in der Asylstatistik erfasst sind. Dies hätte durchaus einen Einfluss auf die Anerken-

nungsquote in der Asylstatistik. Eine Abnahme der Anzahl abgelehnter Asylgesuche erhöht 

die Anerkennungsquote, was zur Folge hätte, dass weniger von Asylmissbrauch die Rede 

wäre. Denn wie in Kapitel 4 erklärt, besteht bei einer hohen Anzahl abgewiesener Asylgesu-

che der Verdacht, dass viele Migrantinnen und Migranten diese aus missbräuchlichen Grün-

den einreichen. Gäbe es weniger Menschen, die sich ohne staatliche Legitimation in der 

Schweiz aufhalten, würde zu einer grossen Wahrscheinlichkeit  weniger Schwarzarbeit ver-

richtet werden. Es handelt sich bei dieser Aussage um eine Hypothese, die untersucht wer-

den müsste, um verifiziert oder falsifiziert zu werden. Ein weiteres Thema ist die Integration. 

Es kann nicht behauptet werden, dass Transmigrantinnen und –migranten besser integriert 

wären als abgewiesene Asylsuchende. Die Integration von Transmigrierenden steht nicht im 

Vordergrund, da eine Rückkehr ins Herkunftsland beabsichtigt wird. Allerdings ist es möglich, 

dass es dem Schweizer Volk leichter fällt, transnationale Migrantinnen und Migranten (trotz 

mangelhafter Integration) zu akzeptieren, da sie sich aus einem rechtlich anerkannten Grund 

und „zu einem guten Zweck“ in der Schweiz aufhalten und dies zeitlich begrenzt. Es wäre 

zudem notwendig, dass sich die Betroffenen Grundkenntnisse der jeweiligen Amtssprache 

aneignen, um die Kommunikation in den Ausbildungsprogrammen zu erleichtern, was sich 

positiv auf die Integration und das Zusammenleben von Migrierten und Einheimischen aus-

wirken kann, auch wenn dieses zeitlich beschränkt ist. 

 

Im Hinblick auf die Problematik des Rechtsgüterkonflikts und der tangierten und missachte-

ten Grund- und Menschenrechte, die den Nationalstaat in ein Dilemma bringen und die hu-

manitäre Tradition der Schweiz ins Wanken geraten lassen, erweist sich der erarbeitete Vor-

schlag ebenfalls als gewinnbringend. Aufgrund des geregelten Aufenthaltsstatus von Trans-

migrantinnen und –migranten würde das Dilemma, das sich durch die Tangierung des 

Rechts auf Hilfe in Notlagen ergibt, nicht länger bestehen. Der Status der Illegalisierten oder 

der Nothilfebeziehenden würde von demjenigen der Transmigrantin und des Transmigranten 

abgelöst. Allerdings kann erst, wenn der Status der Illegalität inexistent ist, von einer kom-

pletten Aufhebung des Dilemmas gesprochen werden. Dies scheint utopisch, da nicht davon 

ausgegangen werden kann, dass sich alle Migrierten für eine transnationale Form der Migra-

tion entscheiden. Eine positive Veränderung könnte die Einführung des neuen Aufenthalts-
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status bei der bisher betriebenen Politik der Abschreckung bewirken. Es wäre nicht mehr 

Ziel, unechte Flüchtlinge durch Massnahmen wie dem Sozialhilfestopp, Transfer in ein 

Sachabgabezentrum oder Rotationsverfahren in diesen Zentren etc. dazu zu bringen, die 

Schweiz freiwillig zu verlassen, sondern sie dafür zu gewinnen, einen Ausweis L+ zu bean-

tragen. Dies erfordert Aufklärungs- und Überzeugungsarbeit und nicht Abschreckungsmass-

nahmen. Würden Betroffene auf das Einreichen eines Asylgesuches verzichten oder dieses 

zurückziehen, wäre dies zudem positiv für diejenigen Menschen, die in der Schweiz Schutz 

vor Verfolgung suchen. Denn die relativ hohe Anzahl eingereichter Asylgesuche führt, wie in 

Kapitel 2 aufgezeigt, momentan dazu, dass eine Person durchschnittlich 322 Tage auf ihren 

Asylentscheid wartet oder sogar 455 Tage, wenn gegen den Entscheid vom BFM eine Be-

schwerde eingereicht wird. Würden weniger Gesuche eingereicht, könnten diese rascher 

behandelt werden, was sich positiv auf die Situation der Asylsuchenden (die später als 

Flüchtlinge anerkannt werden) ausübt. Sie könnten die Asylstrukturen schneller verlassen 

und ihre Familienmitglieder, die im Herkunftsland oftmals Leid erfahren, schneller nachzie-

hen. Weiter würden eine geringere Anzahl negativ entschiedener Asylgesuche und unkon-

trollierter Abgänge den Legitimationsdruck seitens des Staates verringern.  

 

7.2 Der Beitrag zur Problemlösung auf aussenpolitischer Ebene  

Betrachten wir den Beitrag des Vorschlages zur Problemlösung auf aussenpolitischer Ebene, 

müssen wir den Blick einerseits auf die vorherrschenden Bedingungen im Herkunftsland, 

also auf die proaktiven Migrationsmotive lenken und andererseits auf die Geschehnisse an 

den Aussengrenzen Europas, die Teil einer (auch von der Schweiz betriebenen) Abschot-

tungspolitik darstellen. 

 

Wie in Kapitel 2 beschrieben, sind proaktive Migrationsmotive solche, die Leute dazu brin-

gen, ihr Land freiwillig zu verlassen, um die eigene Lebenssituation oder diejenige der Fami-

lie zu verbessern. Zu den proaktiven Migrationsmotiven zählen die im Herkunftsland vorherr-

schende wirtschaftliche Not und die damit verbundene Armut und Perspektivenlosigkeit. Der 

Vorschlag einer möglichen Alternative zu Asyl trägt sehr viel Potenzial in sich, was die Ver-

besserung dieser vorherrschenden wirtschaftlichen Not, Armut und Perspektivenlosigkeit 

betrifft. Das während dem Ausbildungsprogramm erworbene Einkommen würde den Zurück-

gebliebenen in Form von Remittances zu Gute kommen, solange sich das migrierte Famili-

enmitglied in der Schweiz aufhält. Dies kann zur Armutslinderung einzelner Personen, Fami-

lien oder ganzen Gemeinschaften beitragen. Nach der Rückkehr würde den Transmigrieren-

den zudem der Betrag ausbezahlt, der sich auf dem Sperrkonto befindet. Dieser könnte 

ebenfalls zur Linderung einer finanziellen Not beitragen. Da die rückgekehrte Person, die in 

der Schweiz erworbenen Fertigkeiten zurück im Herkunftsland einsetzen würde, wären eine 
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Beschäftigung und ein Einkommen auch in Zukunft gesichert. Die Schaffung von Arbeitsplät-

zen im Herkunftsland durch die von der Schweiz unterstützten Projekte würde weiteren Per-

sonen und Familien ermöglichen, ein Einkommen zu erzielen, was einen wichtigen Schritt im 

Kampf gegen die Armut darstellt. Zudem handelt es sich bei den Projekten, die im Rahmen 

der Entwicklungszusammenarbeit stattfinden, um solche, die die Bekämpfung von Armut und 

schlechten Lebensbedingungen zum Ziel haben. Je besser die Projekte den Bedürfnissen 

der Bevölkerung eines Herkunftslandes angepasst sind, desto erfolgversprechender dürften 

sie sein. Erfolgversprechend sind sie dann, wenn sie Arbeitsplätze generieren, Armut be-

kämpfen, den von Armut betroffenen eine Perspektive (im Herkunftsland) bieten und dadurch 

das Bedürfnis in ein anderes Land zu flüchten, in welchem ein legaler Aufenthalt kaum mög-

lich ist, gar nicht erst entstehen lassen. 

Die von den zurückgekehrten Transmigrantinnen und –migranten geleistete Aufklärungsar-

beit könnte Menschen, die eine Flucht nach Europa in Betracht ziehen, zur Einsicht verhel-

fen, dass die Vorstellungen über das „Paradies Europa“ nicht realistisch sind und in Europa 

nicht per se ein besseres Leben wartet.  

 

Betrachten wir das Geschehen an den Europäischen Aussengrenzen, lässt sich eine 

Schwierigkeit erkennen. Geht es um die Flüchtlingsproblematik, wie sie in dieser Arbeit ge-

schildert wurde, muss eingesehen werden, dass es sich um eine Europaweite Problematik 

handelt. Findet ein Umdenken, das schlussendlich dazu führt, dass eine Alternative zu Asyl 

eingeführt wird, ausschliesslich in der Schweiz statt, ist die Politik der Abschottung und die 

damit zusammenhängenden problematischen Konsequenzen noch lange nicht behoben. Ein 

Umdenken müsste europaweit stattfinden und die Alternative in allen Europäischen Ländern 

angeboten werden. Eine enge Zusammenarbeit der Europäischen Länder wäre unumgäng-

lich. Erst wenn sich die Alternative als erfolgversprechend für die einzelnen Staaten erwiesen 

hat, das bedeutet, wenn die Anzahl gestellter Asylgesuche sowie diejenige, der illegal im 

Land Anwesenden reduziert würde, wäre es möglich, dass die Abschottungspolitik, die bis-

her betrieben wird, an Bedeutung verliert und meterhohe Stacheldrahtzäune an den Aussen-

grenzen Europas nicht mehr als notwendig erachtet würden.  

 

7.3 Kritische Anmerkungen 

Sobald es um aussenpolitische Fragen geht, sind mehrere Akteure im Spiel, was die Wahr-

scheinlichkeit einer Entstehung von Interessenskonflikten erhöht. Wie bereits erwähnt, ist 

eine enge Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern für die Alternative zu Asyl, wie sie in 

Kapitel 6 vorgestellt wird, unumgänglich. Die jeweiligen Herkunftsländer müssten sich damit 

einverstanden erklären, ihre Staatsbürger in ihr Herkunftsland einreisen zu lassen. Wester-

mann (2009) macht im Zusammenhang mit solchen Rückübernahmen eine interessante 
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Bemerkung. So bezeichnet sie die Remittances, die auch im hier erarbeiteten Vorschlag von 

Bedeutung sind, als „eine wichtige Einnahmequelle für die Herkunftsländer“ (S. 103), was 

dazu führen könne, dass die Rückkehr vieler Staatsbürger in ihr Herkunftsland negative 

Konsequenzen für dessen Wirtschaft hat und deshalb eine Rückkehr seitens des Herkunfts-

staates nicht erwünscht ist (S. 103). Die geleistete Hilfe in Form der Entwicklungszusam-

menarbeit, die mit der Rückkehr der Transmigrierenden verbunden ist, könnte die Bereit-

schaft seitens der Herkunftsländer zu solchen Rückübernahmen vergrössern. Diese Art von 

Verhandlung, bei der eine Leistung auf einer Gegenleistung beruht, ist allerdings nicht ganz 

unproblematisch, insbesondere dann nicht, wenn die Schweiz Leistungen in Form von Ent-

wicklungszusammenarbeit anbietet. Es müsste nämlich dann die Frage aufgeworfen werden, 

die in Kapitel 6 bereits angetönt wurde: Wäre es denkbar, Hilfe in Form von Entwicklungszu-

sammenarbeit ausschliesslich im Rahmen des gemachten Vorschlages, also nur in Zusam-

menhang mit Migration und Migrierenden zu leisten? Niederberger et al., deren Konzept zur 

Migrationsprävention in Kapitel 5 vorgestellt wurde, weisen darauf hin, dass ein komplettes 

„Zusammenlegen von Entwicklungsarbeit und Migrationsprävention“ (2004, S. 77) problema-

tisch sein könnte, da die Interessen des Ziellandes und somit die Migrationsprävention domi-

nieren würden. Dies würde bedeuten, dass nur in denjenigen Ländern Entwicklungszusam-

menarbeit geleistet würde, aus denen sich viele Migrantinnen und Migranten in der Schweiz 

befinden. In diesem Zusammenhang lässt sich eine weitere Schwierigkeit im Hinblick auf den 

präsentierten Vorschlag zu einer Alternative zu Asyl erkennen: Es scheint unwahrscheinlich, 

dass sich die Alternative an alle Migrantinnen und Migranten, die aufgrund wirtschaftlicher 

Not, Armut, Perspektivenlosigkeit und der Hoffnung auf ein besseres Leben in die Schweiz 

geflüchtet sind, richtet. Die Alternative kann nämlich nur dann angeboten werden, wenn die 

Betroffenen aus Ländern stammen, in welchen die erwähnten Projekte durchgeführt werden 

(können). Da es unmöglich erscheint, in sämtlichen Ländern, aus denen Menschen aus den 

eben genannten Gründen flüchten, solche Projekte durchzuführen, wären es schlussendlich 

die Statistiken, die bestimmen würden, in welchen Ländern die Projekte durchgeführt würden 

und somit auch, wem die vorgeschlagene Alternative zu Asyl offensteht und wem nicht. 

 

Erinnern wir uns an die Gründe, die dazu führen, dass die Wegweisung einer Person aus der 

Schweiz nicht möglich ist, lässt sich in Bezug auf die Umsetzbarkeit des vorliegenden Vor-

schlages eine nächste Schwierigkeit erkennen. Nebst der Verweigerung der Einreise durch 

den Herkunftsstaat, kann das Fehlen von Identitäts- oder Reisepapieren Grund dafür sein, 

dass eine Rückreise ins Herkunftsland nicht durchführbar ist. Was passiert also mit denjeni-

gen potenziellen Transmigrantinnen und –migranten, die wegen fehlenden Papieren nicht in 

ihr Herkunftsland zurückreisen können? Sie können nicht von der vorgeschlagenen Alterna-

tive zu Asyl Gebrauch machen. Womöglich könnte man sie vorläufig in der Schweiz aufneh-
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men, was zumindest eine Alternative zum Leben in der Illegalität darstellen würde. Hier stellt 

sich die Frage, was mit den potenziellen Transmigrantinnen und –migranten geschieht, die 

den im Vertrag geregelten Pflichten nicht nachkommen können, zum Beispiel wegen Ar-

beitsunfähigkeit. Eventuell könnte, je nach Ursache der Arbeitsunfähigkeit, mit einem Arzt-

zeugnis die Notwendigkeit der Aufenthaltsverlängerung begründet werden.  

 

Während bisher von den strukturellen Bedingungen und den unterschiedlichen Interessen 

die Rede war, die die Umsetzung des Vorschlages erschweren könnten, dürfen in diesem 

Zusammenhang die Interessen der Betroffenen nicht in Vergessenheit geraten. Der Vor-

schlag beruht auf der Annahme, dass Menschen, die in die Schweiz migriert sind, um ein 

besseres Leben zu finden, bereit dazu sind, wieder in ihr Herkunftsland zurückzureisen, falls 

ihnen garantiert wird, dass die dort vorzufindenden Lebensbedingungen besser als vor der 

Flucht sind. Es stellt sich die Frage, wie realistisch diese Annahme ist. Gerade weil eine 

Flucht sehr aufwändig, anstrengend, gefährlich und zeitaufwändig ist, ist es vorstellbar, dass, 

wer diese Flucht ins „Paradies Europa“ einmal geschafft hat, unter keinen Umständen ins 

Herkunftsland zurückreisen will und die Alternative zu Asyl deshalb nicht als etwas Positives 

bewertet, sondern höchstens als Notlösung wahrnimmt. Es könnte jedoch sein, dass sich 

Betroffene zwar zu Beginn ihres Aufenthaltes in der Schweiz eine Rückkehr nicht vorstellen 

können, diese aber an Attraktivität gewinnt, sobald ihnen die Konsequenzen eines illegalen 

Aufenthalts bewusst werden. Attraktiv wird die Rückkehr allerdings erst dann, wenn Vorteile 

darin gesehen werden. Der Vorschlag bietet durchaus Vorteile und schafft dadurch Anreize. 

Transmigrantinnen und Transmigranten verdienen im Gegensatz zu Asylsuchenden oder 

Illegalisierten beispielsweise mehr Geld, das ihnen nach der Rückkehr ins Herkunftsland zur 

Verfügung steht. Zudem haben sie die Möglichkeit, einer Beschäftigung nachzugehen und so 

möglichem Stress, belastendem Gedankenkreisen und dem Gefühl von Langeweile zu ent-

gehen und sich als handlungsmächtig zu erleben. Weiter haben sie die Chance, neue Fertig-

keiten zu erlernen, die sie im Herkunftsland unter Beweis stellen können, was ihnen wiede-

rum Anerkennung verschaffen kann.  

 

Der Punkt des gesicherten Einkommens und die damit verbundene Anerkennung zurück im 

Herkunftsland können nur dann als Anreiz verstanden werden, wenn sie mit Nachhaltigkeit 

verbunden sind. Handelt es sich bei der Arbeit, die im Herkunftsland verrichtet werden kann, 

nur um einen Kurzeinsatz oder ein einmaliges Projekt, steht der oder die Zurückgekehrte 

nach Beendigung des Arbeitseinsatzes wieder am selben Punkt wie vor der Flucht in die 

Schweiz.  

Ein weiterer Kritikpunkt, der bereits im Vorschlag in Kapitel 6 angesprochen wurde, ist derje-

nige der Migrationszunahme. Wenn Zurückgebliebene sehen, welchen Erfolg zurückgekehr-
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te Transmigrantinnen und Transmigranten durch ihre Reise nach Europa erzielt haben, 

könnte dies für die Zurückgebliebenen eine Motivation darstellen, die Reise nach Europa 

ebenfalls anzutreten. Weiter könnte die finanzielle Besserstellung einer Familie durch die 

zurückgekehrte Transmigrantin oder den zurückgekehrten Transmigranten dazu genutzt 

werden, weiteren Familienmitgliedern die Flucht nach Europa zu finanzieren. Der Weg zu 

einem besseren Leben würde also nach wie vor über Europa führen, obwohl das Ziel eigent-

lich wäre, dass diese Reise nach Europa durch die geschaffenen Arbeitsplätze, die verbes-

serten Lebensumstände, die betriebene Armutsbekämpfung (durch die Projekte) und Aufklä-

rungsarbeit an Attraktivität verliert. Gleichzeitig stellt sich die Frage, wie problematisch es 

denn wirklich wäre, wenn der Weg zu einem besseren Leben tatsächlich über Europa führen 

würde, solange nicht ein Leben in der Illegalität die Folge wäre. Eine spannende Frage, die 

nicht im Rahmen dieser Arbeit beantwortet werden kann. 

 

7.4 Bedeutung für die Soziale Arbeit  

Um aufzuzeigen, welch wichtige Bedeutung der Sozialen Arbeit in Anbetracht der dieser Ar-

beit zugrundeliegenden Thematik zukommt, soll an dieser Stelle die Definition von Sozialer 

Arbeit von der International Federation of Social Workers (IFSW) betrachtet werden: 

Die Profession Soziale Arbeit fördert den sozialen Wandel, Problemlösungen in zwi-

schenmenschlichen Beziehungen sowie die Ermächtigung und Befreiung von Men-

schen mit dem Ziel, das Wohlbefinden der einzelnen Menschen anzuheben [Hervor-

hebung hinzugefügt]. Indem sie sich sowohl auf Theorien menschlichen Verhaltens 

als auch auf Theorien sozialer Systeme stützt, vermittelt Soziale Arbeit an den Orten, 

wo Menschen und ihre sozialen Umfelder aufeinander einwirken. Für die Soziale Ar-

beit sind die Prinzipien der Menschenrechte und der sozialen Gerechtigkeit [Hervor-

hebung hinzugefügt] fundamental. (Zitiert nach Avenir Social, 2010, S. 8) 

Weiter nennt Avenir Social (S. 6-7) Ziele und Verpflichtungen der Sozialen Arbeit. Hier sollen 

diejenigen erwähnt werden, die im Zusammenhang mit der in dieser Arbeit erarbeiteten 

Thematik und Fragestellung von Bedeutung sind: 

· Soziale Arbeit ist ein gesellschaftlicher Beitrag, insbesondere an diejenigen Men-

schen oder Gruppen, die vorübergehend oder dauernd in der Verwirklichung ihres 

Lebens illegitim eingeschränkt oder deren Zugang zu und Teilhabe an gesellschaftli-

chen Ressourcen ungenügend sind [Hervorhebung hinzugefügt]. 

· Soziale Arbeit hat Lösungen für soziale Probleme zu erfinden [Hervorhebung hinzu-

gefügt], zu entwickeln und zu vermitteln. 
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· Soziale Arbeit hat soziale Notlagen von Menschen und Gruppen zu verhindern, zu 

beseitigen oder zu lindern [Hervorhebung hinzugefügt]. 

· Soziale Arbeit unterstützt und initiiert über ihre Netzwerke sozialpolitische Interventio-

nen [Hervorhebung hinzugefügt] und beteiligt sich sozialräumlich an der Gestaltung 

der Lebensumfelder sowie an der Lösung struktureller Probleme, die sich im Zusam-

menhang mit der Einbindung der Individuen in soziale Systeme ergeben [Hervorhe-

bung hinzugefügt]. 

In der vorliegenden Arbeit wird eine Notlage einer bestimmen Gruppe von Menschen, den 

abgewiesenen Asylsuchenden, dargestellt. Sie gehören zur Zielgruppe der Sozialen Arbeit 

weil sie klar zu denjenigen Menschen gehören, denen in unserer Gesellschaft die Verwirkli-

chung ihres Lebens illegitim eingeschränkt ist und für die der Zugang zu und die Teilhabe an 

gesellschaftlichen Ressourcen ungenügend sind. Die Einschränkung ist insofern illegitim, 

weil sie aus Gesetzgebungen resultiert, die die Grundrechte eines Menschen tangieren. Das 

vorliegende Problem entspringt einer Gesetzgebung, einer Typologisierung von Flüchtlingen 

und einer fehlenden Alternative zu Asyl und ist somit ein strukturelles Problem. Das Erfinden, 

Entwickeln und Vermitteln von Lösungen für soziale und strukturelle Probleme gehört zu den 

Zielen der Sozialen Arbeit, weshalb die vorliegende Arbeit nicht mit einer Problemanalyse 

aufhört, sondern einen Vorschlag zur Lösung des vorliegenden Problems präsentiert. Das 

Erfinden eines solchen Vorschlages stellt einen ersten Schritt in der Bearbeitung sozialer 

Probleme dar. Gerade die Problematik der tangierten Grund- und Menschenrechte, von wel-

cher im Zusammenhang mit abgewiesenen Asylsuchenden und deren Lebensbedingungen 

oftmals die Rede ist, zeigt auf, wie gross der Handlungsbedarf im Bereich der Sozialen Ar-

beit ist, zumal diese auch als Menschenrechtsprofession bezeichnet wird. Es ist Auftrag der 

Sozialen Arbeit, soziale Missstände zu erkennen und sich für die Achtung der Menschen-

rechte und für Gerechtigkeit einzusetzen. In den vorherrschenden Missständen im Asylwe-

sen beziehungsweise in der daraus resultierenden Problematik des illegalen Aufenthalts sind 

sowohl die Missachtung von Menschenrechten als auch eine enorme soziale Ungerechtigkeit 

zu erkennen. Mit dem Vorschlag soll es gelingen, der Zielgruppe ihre Handlungsmacht zu-

rückzugeben und somit ihr Wohlbefinden zu steigern. Dazu sind sozialpolitische Interventio-

nen unumgänglich. 

 

Betrachten wir den Vorschlag einer möglichen Alternative zu Asyl, lassen sich viele Arbeits-

felder und Einsatzmöglichkeiten für die Soziale Arbeit erkennen. Bei einer Umsetzung dieser 

Alternative zu Asyl würde insbesondere der internationalen Sozialen Arbeit eine wichtige 

Bedeutung zukommen. Die Lösung sozialer und struktureller Probleme würde sich über nati-

onalstaatliche Grenzen hinaus erstrecken und erforderte einen internationalen Dialog. Das 

Umdenken, das erforderlich ist, um die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit einer Alternative zu 
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Asyl überhaupt zu erkennen, kann ohne eine Sensibilisierung der Gesellschaft nicht stattfin-

den. Damit die Problematik und deren Ursachen als solche erkannt werden, braucht es Auf-

klärungs- und Öffentlichkeitsarbeit. Ziel dabei müsste sein, dass die Schweizer Bevölkerung 

ein Verständnis und Bewusstsein zu der in dieser Arbeit vorgestellten Thematik entwickelt. 

Ebenso wichtig ist die Lobbyarbeit. Vertreter der Politik oder der DEZA, die Entscheidungs-

träger in den Bereichen Migration und Entwicklung sind, müssen für die Ideen gewonnen 

werden, damit diese diskutiert und umgesetzt werden können. 

 

Geht es um die Informationsvermittlung, ist auch an die Betroffenen selbst zu denken. In 

Empfangs- und Verfahrenszentren, die die erste Anlaufstelle für Flüchtlinge (hier sind auch 

die Transmigrantinnen und Transmigranten gemeint) darstellen, bräuchte es Sozialarbeiten-

de, die über die Alternative zu Asyl Auskunft geben könnten und notwendige Schritte in die 

Wege leiten würden, falls die Alternative in Betracht gezogen wird. Über die Alternative 

müsste aber auch in Durchgangszenten informiert werden, wo sich Leute, die bereits einen 

Asylantrag gestellt haben, aufhalten. Es wäre an weitere, von den Zentren unabhängige 

Fachstellen zu denken, auf denen sich Betroffene über die Alternative informieren könnten 

und bei Interesse alle weiteren Schritte organisiert würden. Weiter könnten Sozialarbeitende 

in den Ausbildungsstätten sowie in den Unterkünften für Transmigrantinnen und –migranten 

Betreuungs- sowie koordinatorische Aufgaben wahrnehmen. Bei den koordinatorischen Auf-

gaben wäre an eine Zusammenarbeit mit dem BFM, wie auch der DEZA zu denken. Ein 

nächster grosser Bereich stellt die Rückkehr dar. Diese Etappe dürfte nicht losgelöst von den 

anderen durchgeführt werden. Es würde durchaus Sinn machen, wenn für jede Transmigran-

tin und jeden Transmigranten eine Sozialarbeiterin oder ein Sozialarbeiter zuständig wäre, 

um die Transmigrierenden während dem gesamten Prozedere zu unterstützen und zu be-

gleitet. Die Unterstützung müsste nach der Rückkehr im Herkunftsland weiter bestehen, um 

eine gelingende Reintegration zu ermöglichen. Die Unterstützung im Herkunftsland sollte 

ebenfalls professionell und von einheimischen Sozialarbeitenden oder von dafür ausgebilde-

ten Transmigrantinnen und Transmigranten durchgeführt werden. Zwischen den Professio-

nellen im Herkunftsland und denjenigen im Zielland müsste ein Austausch stattfinden.  

 

Menschen, die bisher aufgrund ihres illegalen Aufenthaltsstatus und den damit verbundenen 

eingeschränkten Rechten durch sämtliche Maschen des sozialen Netzes zu fallen scheinen, 

stellen im präsentierten Vorschlag zu einer Alternative zu Asyl eine komplett neue und vor 

allem zugängliche Zielgruppe für die Soziale Arbeit dar. Der Auftrag der Sozialen Arbeit in 

Bezug auf die Zielgruppe wäre die Unterstützung der Betroffenen in der Verwirklichung ihres 

Traumes nach einem besseren Leben, frei von Armut und Perspektivenlosigkeit. Das hilflose 

Zuschauen und die beschränkten Möglichkeiten seitens der Sozialarbeitenden würden abge-
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löst von einer intensiven wie auch internationalen Zusammenarbeit, die ein hohes Mass an 

interkulturellen Kompetenzen erfordert. 
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8 FAZIT  

Das Leben in der Illegalität, das abgewiesene Asylsuchende erwartet, wenn sie die Schweiz 

nicht verlassen, stellt eine Problematik dar. Die Problematik äussert sich auf unterschiedli-

chen Ebenen. So sind es die Betroffenen selbst, die am meisten an der Situation leiden, die 

sich aus dem illegalen Aufenthalt in der Schweiz und der damit zusammenhängenden 

Rechtsstellung ergeben. Auf gesellschaftlicher Ebene können die hohe Anzahl abgelehnter 

Asylgesuche und der damit vermutete Asylmissbrauch, die Schwarzarbeit oder die schlechte 

Integration der genannten Personengruppe als problematisch erscheinen, während auf staat-

licher Ebene Dilemmata, Rechtsgüterkonflikte und Legitimationsdruck aufgrund der hohen 

Anzahl untergetauchten und nicht ausgeschaffenen abgewiesenen Asylsuchenden als Prob-

leme genannt werden können. Die Problematik scheint sehr komplex und der bisherige Um-

gang damit bedenklich. So können Gesetzesverschärfungen und eine Politik der Abschot-

tung und der Abschreckung, die Flüchtlinge davon abhalten sollen, in die Schweiz einzurei-

sen oder aber dazu bringen sollen, diese freiwillig zu verlassen, nicht als eigentliche Lösung 

verstanden werden. Es muss eingesehen werden, dass Fluchtbewegungen oftmals Auswir-

kungen des vorherrschenden Nord-Südgefälles und somit Ausdruck einer weltweiten Unge-

rechtigkeit sind. Unfaire Handlungsbedingungen und Ausnützung der Entwicklungsländer 

seitens der Schweiz machen diese mitverantwortlich für die Entstehung proaktiver Fluchtmo-

tive, wie wirtschaftliche Not, Armut und Perspektivenlosigkeit. Diese Einsicht soll dazu ani-

mieren, neue Denkansätze und Lösungsvorschläge zu erarbeiten, die Probleme zu lösen 

versuchen, anstatt weitere zu kreieren. Dies wurde in dieser Arbeit versucht. Der präsentierte 

Vorschlag beinhaltet Forderungen, die dazu motivieren sollen, ein Umdenken zu wagen und 

Menschen, die aus asylirrelevanten Gründen flüchten, nicht als Täter oder gar Verbrecher, 

sondern viel mehr als Opfer (von Armut und Ungerechtigkeit und einer unpassenden Ge-

setzgebung in der Schweiz) und vor allem als Chance zu sehen. Anstatt von unerwünschten 

und unqualifizierten Migrantinnen und Migranten zu sprechen, soll in deren starken Wille und 

in ihrem Traum nach einem besseren Leben eine Stärke erkannt werden, ein Motor für Ent-

wicklung, welche der genannten Ungerechtigkeit entgegenwirken soll. Da Transmigrierende 

einen Beitrag zu Entwicklung ihres eigenen Herkunftslandes leisten, kann von einer Entwick-

lungsselbsthilfe gesprochen werden.  

 

Aus den kritischen Anmerkungen in Kapitel 7 wird ersichtlich, dass der Vorschlag durchaus 

hinterfragt wurde. Die Reflektion hat die Frage aufgeworfen, ob die Forderungen utopisch 

seien. Ich kam zum Schluss, dass der Vorschlag durchaus Punkte beinhaltet, die überdenkt, 

genauer analysiert, mit Expertinnen und Experten diskutiert und erforscht werden müssten, 

aber dadurch nicht an Relevanz oder Potenzial verliert. Er bietet eine Grundlage, auf der 
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weiter gearbeitet werden kann und von welcher neue Forschungsfragen abgeleitet werden 

können. Folgende erachte ich als spannend: 

 

· Was halten Betroffene (bisher abgewiesene Asylsuchende) von der Alternative zu 

Asyl? Wie realistisch ist die Annahme, dass Transmigrantinnen und –migranten frei-

willig nach Hause zurückkehren würden? 

· Welche Folgen hätte es, wenn Entwicklungszusammenarbeit nur noch im Rahmen 

des gemachten Vorschlages stattfinden würde? 

· Wie schätzen Expertinnen und Experten die Entwicklung der Migrationsbewegungen 

im Falle einer Umsetzung des gemachten Vorschlages ein? Müsste mit einer Zunah-

me gerechnet werden? 

· Wie könnte die Finanzierung der Projekte konkret aussehen? Könnten Spendengel-

der aus der Bevölkerung, die in Hilfswerke wie das HEKS oder Helvetas investiert 

werden, eventuell Teil davon sein? 
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9 SCHLUSSWORT  

Die Auseinandersetzung mit der Thematik Asyl und des illegalen Aufenthalts war interessant 

und durchaus emotional. Die Konfrontation mit dem Thema der sozialen Ungerechtigkeit hat 

Wut, Trauer und Unverständnis ausgelöst. Die Inakzeptanz sozialer Ungerechtigkeit und das 

Bedürfnis, mich für die Rechte derjenigen einzusetzen, die keine zu haben scheinen, ist die 

Motivation, die mich sowohl in den letzten drei Monaten begleitet hat wie auch in meiner bis-

herigen Arbeit als Sozialarbeiterin. 

 

Trotz anfänglicher Bedenken bin ich deshalb froh, habe ich es gewagt, einen Schritt über die 

reine Problemanalyse hinaus zu machen und einen Vorschlag zu präsentieren, der zur Lö-

sung der vorliegenden Problematik beitragen könnte. Als Sozialarbeiterin erachte ich es als 

meine Pflicht, nicht in der Analyse von sozialen Problemen und deren Ursachen zu verhar-

ren, sondern mich an der Erarbeitung kreativer und innovativer Lösungen zu beteiligen und 

nicht vor der Komplexität eines Sachverhaltes oder einer Problematik zurückzuschrecken. 

Dabei gibt es keine falschen Ideen. Jede Idee regt zum Nach- und Weiterdenken an. Ich hof-

fe, dies ist mir mit dieser Arbeit ein Stück weit gelungen und möchte hier mit einem Zitat des 

Philosophen und Schriftstellers Sergio Bambaren abschliessen: 

Wie oft musste ich mir anhören, dass meine Welt, wie ich sie mir vorstelle, lediglich 

eine Utopie sei? Vielleicht stimmt das ja, denn solange wir überzeugt sind, dass wir 

unsere Träume sowieso nicht verwirklichen können, geschieht es auch nicht. Doch 

selbst wenn es nie gelingen sollte, Kriege von der Erdoberfläche zu verbannen, 

heisst das nicht, dass es sich nicht lohnt, dafür zu kämpfen. (2014, S. 70) 
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10 ANHANG 

A. Formelle Voraussetzungen für die Prüfung eines Asylgesuches 

B. Mitgliedstaaten der EU 

C. EU/ EFTA Staaten  

D. Statistik: Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen 
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A. Formelle Voraussetzungen für die Prüfung eines Asylgesuches 
 

Partei- und Prozessfähigkeit der Parteien  

Gemäss Art. 11 ZGB gilt jede natürliche Person als rechtsfähig. Ebenfalls gilt wer rechtsfähig 

ist, auch als parteifähig. Wer parteifähig ist, kann einerseits klagen aber auch eingeklagt 

werden. Laut Art. 12 ff. ZGB ist wer als handlungsfähig gilt, auch prozessfähig. 

 

Rechtsschutzinteresse  

Als Rechtsschutzinteresse wird laut Art. 2 Abs. 2 ZGB das Interesse, das eine gesuchstel-

lende Person daran hat, dass ihr Rechtsbegehren erledigt wird, bezeichnet. Ein Rechts-

schutzinteresse ist dann nicht gegeben, wenn die gesuchstellende Person einen Rechts-

schutz in Anspruch nehmen will, der ihr nach dem Zweck des entsprechenden Gesetzes, 

zum Beispiel des Asylgesetzes, nicht zusteht.  

 

Zuständigkeit der angerufenen Behörde 

Die Befugnis sowie die Verpflichtung einer Behörde in einer bestimmten Sache tätig zu wer-

den, wird als Zuständigkeit bezeichnet (BFM 2014b, S.6). 

Das BFM prüft in jedem Fall seine Zuständigkeit zur Durchführung des Asylverfahrens unter 

Berücksichtigung der Bestimmungen der Dublin-Assoziierungsabkommen. Dies bedeutet 

konkret, dass das BFM nicht auf ein Asylgesuch eintritt, wenn eine asylsuchende Person in 

einen Drittstatt ausreisen kann, welcher staatsvertraglich für das Asyl- und Wegweisungsver-

fahren zuständig ist (Art. 31a Abs. 1. lit. b AsylG).  

 

Bevollmächtigung der Rechtsvertretung  

Art. 11 Abs. 2 VwVG besagt, dass sich jede Person, wenn sie nicht persönlich handeln 

muss, vertreten lassen kann. 

Gemäss Art. 11 Abs. 2 VwVG kann die Behörde den Bevollmächtigten zudem dazu auffor-

dern, die Vollmacht schriftlich vorzuweisen. Das BFM verlangt im Asylprozess ein schriftli-

ches Original der Vollmachtserklärung (BFM, 2014b, S. 7). 

 

Nichtvorliegen eines rechtskräftigen Entscheides in der gleichen Streitsache  

Wenn eine Verfügung nicht mehr mit ordentlichen Rechtsmitteln angefochten werden kann, 

tritt die Rechtskraft ein. Das heisst, wurde innerhalb der angesetzten Frist nicht von dem 

Einspracherecht Gebrauch gemacht, ist die gefallene Entscheidung nach abgelaufener Frist 

rechtskräftig. Es darf sich beim gestellten Asylgesuch also nicht um ein bereits gestelltes, 

das zuvor rechtskräftig entschieden wurde, handeln. Die gleiche Sache kann nicht noch ein-

mal beurteilt werden und ein neues ordentliches Verfahren ist nicht zulässig (BFM, 2014b, S. 

8). 
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Richtige Form (formrichtige Rechtsvorkehr) 

Das Prinzip der formrichtigen Rechtsvorkehr besagt, dass das Rechtsbegehren einer Person 

die richtige Form haben und begründet werden muss. Bei Asylgesuchen sind die Anforde-

rungen betreffend Form minimal, da Art. 18, AsylG besagt, dass jede Äusserung, mit der 

eine Person zu erkennen gibt, dass sie die Schweiz um Schutz vor Verfolgung nachsucht, 

als Asylgesuch gilt. 
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 B. Mitgliedstaaten der EU 

Tabelle 3 

Die 28 Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
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¼½¾¿¶¾¿»¶· ±²²³

À·Á®Â· ±²²³

ÃÄÅ¶Â· ±²²³

ÆÇ¯Á®Â»¶· ÈÉÉÊ

ËÌÍÎÏÐÑÏ ÈÉÉÊ

 

Die Daten wurden vom Centrum für Europäische Politik (n.d.) publiziert.  
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C. EU/ EFTA Staaten 

Tabelle 4 

EU / EFTA Staaten 

 

×ØÙ27 ×ØÙ25 ×ØÙ17 ×ØÙ8 ×ØÙ2 ×ÚÛÒ

ÜÝÞßàÝá ÜÝÞßàÝá ÜÝÞßàÝá   ÚâãäåÝáåæç

Liechtenstein 

ÜæÞßèãàÝá ÜæÞßèãàÝá éäÞèáê

ëìáÝçèãí ëìáÝçèãí ëìáÝçèãí   ÓîãïÝßÝá 

ëÝæåäðñÞèáê ëÝæåäðñÞèáê ëÝæåäðñÞèáê òðñïÝàó

×äåÞèáê ×äåÞèáê ×äåÞèáê   

ÚàááÞèáê ÚàááÞèáê ÚàááÞèáê 

ÚãèáíãÝàðñ ÚãèáíãÝàðñ ÚãèáíãÝàðñ    

ÕãàÝðñÝáÞèáê ÕãàÝðñÝáÞèáê ÕãàÝðñÝáÞèáê

ÕãîääôãàåèááàÝá  ÕãîääôãàåèááàÝá  ÕãîääôãàåèááàÝá    

éãÞèáê éãÞèáê éãÞèáê

éåèÞàÝá éåèÞàÝá éåèÞàÝá    

õÝååÞèáê õÝååÞèáê õÝååÞèáê

õàåèæÝá õàåèæÝá  õàåèæÝá   

õæöÝçôæãß õæöÝçôæãß õæöÝçôæãß

÷èÞåè ÷èÞåè ÷èÞåè    

ÓàÝêÝãÞèáêÝ ÓàÝêÝãÞèáêÝ ÓàÝêÝãÞèáêÝ
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üýþ27 üýþ25 üýþ17 üýþ8 üýþ2 üÿEø

Ö��������� Ö��������� Ö���������    

P���	 P���	 P���	

P���
��� P���
��� P���
���    

R

�	��	 R

�	��	

S������	 S������	 S������	    

S������� S������� S�������

S����	��	 S����	��	  S����	��	   

S��	��	 ������� �������

T�����������

Republik

T�����������

Republik

 T�����������

Republik

  

U����� U����� U�����

Z�����  Z����� Z�����    

Die Daten wurden von der Polizei- und Militärdirektion des Kantons Bern (n.d.) publiziert.  
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D. Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen 

Tabelle 5 

Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen von 01.01.13 bis 31.12.13  

 

Publiziert vom BFM (2014i, S.15) 
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Tabelle 6 

Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen von 01.01.13 bis 31.12.13  

 

        Publiziert vom BFM (2014i, S.16) 

Tabelle 7 

Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen von 01.01.13 bis 31.12.13 

 

Publiziert vom BFM (2014i, S.17) 
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Tabelle 8 

Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen von 01.01.13 bis 31.12.13  

 

Publiziert vom BFM (2014i, S.18) 

Tabelle 9 

Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen von 01.01.13 bis 31.12.13 

 

Publiziert vom BFM (2014i, S.19) 
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Tabelle 10 
Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen von 01.01.14 bis 31.08.14  

 

publiziert vom BFM (2014j, S.19) 

Tabelle 11 

Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen von 01.01.14 bis 31.08.14  

 

Publiziert vom BFM (2014j, S.20) 
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Tabelle 12 

Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen von 01.01.14 bis 31.08.14  

 

Publiziert vom BFM (2014j, S.21) 

Tabelle 13 

Asylgesuche und erstinstanzliche Erledigungen nach Nationen von 01.01.14 bis 31.08.14 
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Publiziert vom BFM (2014j, S.22-23) 

Tabelle 14 

Eintritte und Austritte nach Nationen von 01.01.13 bis 31.12.13  

 

Publiziert vom BFM (2014i, S.26) 
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Tabelle 15 

Eintritte und Austritte nach Nationen von 01.01.13 bis 31.12.13  

 

Publiziert vom BFM (2014i, S. 27) 

Tabelle 16 

Eintritte und Austritte nach Nationen von 01.01.13 bis 31.12.13  

 

Publiziert vom BFM (2014i, S.28) 
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Tabelle 17 

Eintritte und Austritte nach Nationen von 01.01.13 bis 31.12.13  

 

Publiziert vom BFM (2014i, S.29) 

Tabelle 18 

Eintritte und Austritte nach Nationen von 01.01.13 bis 31.12.13  

 

Publiziert vom BFM (2014i, S.30) 
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Tabelle 19 

Eintritte und Austritte nach Nationen von 01.01.14 bis 31.08.14  

 

Publiziert vom BFM (2014j, S. 37) 

Tabelle 20 

Eintritte und Austritte nach Nationen von 01.01.14 bis 31.08.14  

 

Publiziert vom BFM (2014j, S. 38) 
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Tabelle 21 

Eintritte und Austritte nach Nationen von 01.01.14 bis 31.08.14  

 

Publiziert vom BFM (2014j, S.39) 

Tabelle 22 

Eintritte und Austritte nach Nationen von 01.01.14 bis 31.08.14  

 

Publiziert vom BFM (2014j, S40) 
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Tabelle 23 

Eintritte und Austritte nach Nationen von 01.01.14 bis 31.08.14 

 

Publiziert vom BFM (2014j, S.41) 
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